




Mit der ersten Ausgabe dieses Jahres erhalten Sie die Politischen Stu-
dien in einem völlig neuen Design. Die Heftseiten präsentieren sich in 
einem frischen, modernen Layout. In Zukunft werden wir mit mehr 
Farbe und Bildern arbeiten, Ihnen mit eingeschobenen und hervorge-
hobenen Kernaussagen den Einstieg in einen Artikel und das Querle-
sen erleichtern.

An der inhaltlichen Struktur soll sich nicht viel ändern. Die bishe-
rigen vertrauten Rubriken haben wir beibehalten, lediglich der 
Schwerpunkt wurde „Im Fokus“ umbenannt und eine neue Hauptru-
brik „Analysen“ eingeführt. Eine telefonische Umfrage hat ergeben, 
dass sich unsere Leser in hohem Maße mit dem Inhalt der Politischen 
Studien identifizieren und somit die Qualität der Einzelbeiträge und 
deren Einbettung in unser Heftkonzept wertschätzen. 

Seit dem Sommer letzten Jahres haben wir zusammen mit einem 
Münchner Grafik-Büro den neuen Stil der Politischen Studien entwor-
fen und konkret gestaltet. Damit wollen wir uns den Anforderungen 
an ein modernes Zeitschriften-Layout stellen und hoffen, dass Ihnen 
das neue Bild- und Grafikkonzept gefällt. Jetzt sind wir auf Ihr Feed-
back gespannt und würden uns freuen, wenn Sie uns Ihre Meinung zu 
dem neuen Layout mitteilen würden.

Viel Spaß beim Lesen wünscht Ihnen







Serap Cileli, geboren 1966 in Mersin in 
der Türkei, kam 1974 als Kind türki-
scher Gastarbeiter nach Deutschland. 
Sie musste am eigenen Leib erfahren, 
welchen Einfluss Tradition und Religion 
auf in Deutschland lebende Muslime ha-
ben. Mit 12 Jahren wurde sie von ihren 
Eltern zum ersten Mal zwangsverlobt 
und mit 15 von Deutschland aus in die 
Türkei verheiratet. Seit ihrer geglückten 
Flucht vor fast 20 Jahren setzt sie sich für 
muslimische Mädchen und Frauen ein, 
denen ein ähnliches Schicksal wider-
fährt und kämpft darüber hinaus um die 
Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit und 
für die Rechte muslimischer Frauen. 

 Ab 1995, als ich anfing, mei-
ne Manuskripte Verlagen anzubieten, be-
kam ich nur Absagen. Erst 1998, im Zu-
sammenhang mit einem Dokumentarfilm 

des ZDF, traute sich ein Kleinverlag, es zu 
veröffentlichen. Bis 2003 arbeitete ich 
noch im Verborgenen und wurde von der 
Presse nicht wahrgenommen. Erst als ich 
mit der „Bild am Sonntag“ ein Interview 
gemacht habe, kam der Durchbruch. Im 
Anschluss daran bekam ich eine Einla-
dung von Herrn Biolek. Das war mein ers-
ter Fernsehauftritt. Danach wurden auch 
die Journalisten auf mich aufmerksam. 
2005 bin ich dann Dank der Hanns-Sei-
del-Stiftung bekannt geworden. 

Ja, Anfang 2005, war ich 
als Fachfrau zu einer Veranstaltung der 
Hanns-Seidel-Stiftung mit dem Thema 
„Frauen in der Türkei – Zwischen recht-
licher Gleichstellung und patriarchali-
scher Tradition“ eingeladen. Darauf 
folgte eine monatelange Hetzkampagne, 
was mir natürlich auch über die Medien 
öffentliche Aufmerksamkeit verschaffte. 
2005 wurde dann Hatun Sürücü ermor-
det und das Thema Ehrenmorde damit 
sehr aktuell. Daraufhin kam der Blanva-
let-Verlag auf mich zu und hat mein ers-
tes Buch als Taschenbuch veröffentlicht



und anschließend das zweite „Eure Ehre 
unser Leid“.

Dieser grauenhafte Mord 
an Hatun Sürücü und noch weitere. 
Erst seit 2005 wurde das Thema Ehren-
morde in Deutschland wirklich als real 
existierendes Problem erkannt und man 
begann, verstärkt darüber zu berichten. 
Auch das Bundesfamilienministerium 
beschäftigte sich mit der Problematik 
und erfreulicherweise trauten sich dann 
auch einige betroffene Frauen aus dem 
muslimischen Kulturkreis, nicht zuletzt 
auch dank meiner Aktivitäten, über er-
fahrene Gewalt zu berichten. 

 Aus meiner Erfahrung
kann ich sagen, von 2005 bis 2008 war 
ein sehr großes Interesse an diesem 
Thema zu verzeichnen. Seit 2008 nahm 
aber die multikulturelle Einstellung 
wieder überhand, auch wenn das Buch 
von Thilo Sarrazin erneut einen Anstoß 
gab, erneut über die Missstände zu be-
richten. Die Mehrheit in Deutschland 
neigt weiterhin zur Verharmlosung der 
Problematik. Es ist ja nichts Neues, was 
Herr Sarazzin und all die anderen Kriti-
ker seit Jahren sagen. Daher haben mich 
die aggressiven Reaktionen doch sehr 
überrascht. Sarrazin hatte den Mut aus-
zusprechen, wie es wirklich ist und hat 
seine Thesen auch mit statistischem 
Material untermauert. Ihn einfach 
mundtot zu machen, widerspricht der 
in Deutschland hochgelobten Mei-
nungsfreiheit. Roman Reusch, der 
Oberstaatsanwalt in Berlin, erfuhr 
Ähnliches wie Sarazzin. Und auch die 
Richterin Kerstin Heisig.



... weil sie sich offen über die 
Zustände bei kriminellen muslimisch-
arabischen Jugendlichen in Deutschland 
äußerte. Aber kann ich dann meinen En-
kelkindern glaubhaft vermitteln, dass sie 
in einem freien, demokratischen Staat le-
ben? Wohl eher nicht ...

Das Konzept ist allemal ei-
nen Versuch wert. Denn es hieß ja immer 
von der muslimischen Seite und deren 
selbsternannten Vertretern, es werde im-
mer nur über uns geredet, aber nicht mit 
uns. Das sollte mit der Islamkonferenz 
und dem Integrationsgipfel geändert 
werden. Sobald ich die Konstellation der 
Teilnehmer, hauptsächlich der Islam-
konferenz, erfuhr, war mir aber klar, 
dass das reine Showveranstaltungen 
sind. In dieser Konstellation ist das kein 
ernst gemeinter Dialog. Diese vier Dach-
verbände, die als Dialogpartner statt der 
säkularen Muslime ausgewählt wurden, 
sind die radikalsten. Sie werden vom 
Verfassungsschutz beobachtet und als 
islamistische Organisationen eingestuft. 
Deswegen hat der jetzige Innenminister 
auch den Islamrat auf Grund seiner Bin-
dung an Milli Görü von der Islamkon–
ferenz ausgeschlossen, was natürlich 
großen Unmut hervorrief. Da frage ich 
mich natürlich, was möchte der deutsche 

Staat? Meint er das wirklich ernst, diesen 
Dialog mit dem Islam? Für mich ist das 
nur Show und sollte beendet werden. Die 
Partner, die das Innenministerium ge-
wählt hat, waren die falschen und die 
gleichen sitzen heute in diesem Integrati-
onsgipfel. Die Frauen, die sich kritisch 
mit dem Thema Integration und Men-
schenrechte auseinandersetzen, wurden 
ausgeschlossen. Und jetzt sitzen in die-
sem Integrationsgipfel genau die Perso-
nen, die schon seit 50 Jahren die Integra-
tion von Muslimen hier immer gebremst 
haben und die Aufklärung über den Is-
lam verhindert haben. Ich kann diesen 
Dialog nicht ernst nehmen. 

 Nein, überhaupt nicht. Aber 
das war wirklich sehr mutig, v. a. nach-
dem Bundespräsident Wulff zuvor gesagt 
hatte, der Islam sei ein Teil Deutsch-
lands. Dem widerspreche ich energisch. 
Einzelne Muslime sind Bürger dieses 
Landes, aber wir haben hier in Deutsch-
land und Europa eine jüdisch-christliche 
Kultur. Und der Islam ist kein Teil 
Deutschlands. Diese Menschen leben 



zwar hier und sind unsere Mitbürger, sie 
gestalten auch durchaus die Zukunft die-
ses Landes mit, aber zu behaupten, dass 
der Islam ein Teil dieses Landes sei, ist 
fatal. Das zeigt aus meiner Sicht Unwis-
senheit über diese Religion. So eine Aus-
sage vom höchsten Staatsoberhaupt birgt 
sehr große Gefahren, denn mit dieser 
Äußerung stärkt er die fundamentalis-
tisch-extremistischen islamischen Kräfte 
in diesem Land. Danach kam zwar die 
Äußerung der Kanzlerin, aber sie hat 
Wulff doch auch in Schutz genommen.  

Ich mache seit mehr als 15 
Jahren diese Arbeit und war sehr oft un-
terwegs. Ich habe sehr viele Menschen, 
quer durch alle Schichten, kennenge-
lernt. Es wurde viel geredet und viel ver-
sprochen, auf Podien, in Talk-Shows, 
auch hinter den Kulissen, aber passiert 
ist nichts. Ich kann es nicht mehr hören. 
Ich kann es nicht mehr sehen und hö-
ren. Es wird sich so schnell nichts verän-
dern. Es ist ein Boot, das sehr, sehr lang-
sam rudert und für meinen Geschmack 
einfach zu langsam. Bis die deutsche Po-
litik endlich so reagiert, wie ich es mir 
wünsche, muss noch einiges passieren.

 Wir brauchen v. a. Ent-tt
schlossenheit und ein Durchgreifen in der 
Politik. Als konkrete Maßnahmen schla-
ge ich Kindergartenpflicht, Elternarbeit, 
Prävention in der Schule, aber auch Sank-kk
tionen vor, wie sie auch schon Günther 
Beckstein und Heinz Buschkowsky for-
derten. Kindergeld streichen, Sozialhilfe 

streichen, Hartz IV streichen ... Man 
muss diese Menschen einfach mittels 
Sanktionen integrieren, anders geht das 
nicht. Wir haben 50 Jahre gewartet und 
gedacht, die dritte und vierte Generation 
werden automatisch Deutsche, Berliner, 
Münchner etc. Und die Multi-Kulti-Ver-
fechter von den Linken, von der SPD und 
den Grünen beklagten immer die fehlen-
den Integrationsangebote.

 Das sind nur hochgeputsch-
te Zahlen, das glaube ich nicht. Viele ge-
hen auch gar nicht hin, die tricksen da. 
Und, in diesen sechs Monate dauernden 
Integrationskursen, was wird da gelehrt? 
Da fehlt einfach die Kontrolle. Deswegen 
sage ich immer wieder, da fehlt die harte 
Hand der Politik. Man muss da härter 
und aktiver rangehen. Es ist ein Fehler, 
die muslimische Lebensweise nur aus 
dem westlichen Blickwinkel zu sehen. 
Diese Menschen kommen aus einem Kul-
turkreis, in dem es Demokratie theore-
tisch gibt, die aber praktisch nicht exis-
tiert. Die Menschen kennen Demokratie 
und Freiheit nach westlicher Art nicht. 
Lehrkräfte in der Türkei beispielsweise 
sind Autoritätspersonen und dürfen die 
Kinder schlagen. Wenn man in der Tür-
kei ein Kind einschult, übergibt der Vater 
das Kind dem Lehrer mit den Worten 
„sein Fleisch gehört dir und die Knochen 
gehören mir“. Die Lehrer werden als hal-
be Eltern betrachtet, weil sie ja die Kinder 



hen, wo auch Ausländer leben. Die Tür-
ken als größte Migrantengruppe bekla-
gen eine steigende Ausländerfeindlich-
keit in Deutschland, seitens der Politik,
z. B. in Form eines verschärften Zuwan-
derungsgesetzes usw. oder auch durch
eine zunehmend ausländerfeindliche
Stimmung in der Öffentlichkeit. Da kann
ich nur sagen, schaut einmal in die Tür-
kei, dann wisst ihr, was Ausländerfeind-
lichkeit und Nationalismus wirklich be-
deuten, welche Rechte Minderheiten
dort wirklich haben.

Ich habe in Deutschland niemals 
Ausländerfeindlichkeit erfahren. Ich be-
sitze die deutsche Staatsbürgerschaft
und habe einen türkischen Migrations-
hintergrund und als man mir dann vor-
warf, mit meinen Ansichten und Äuße-
rungen Vorurteile und  Fremdenfeind-
lichkeit zu schüren, konnte ich darüber
nur den Kopf schütteln. Anfangs habe
ich das auch persönlich genommen, 
dann aber erkannt, dass sich diese feind-
selige Haltung nur auf meine Aussagen
bezieht. Die Wahrheit ist oft unbequem
und man will sie nicht hören. Man ver-
sucht vielmehr, den Verkünder der 
Wahrheit mundtot zu machen. Man
wollte mich einschüchtern, z. B. indem
man mir – von deutscher Seite unter-

erziehen, sind Autoritätsperson und dür-
fen das Kind auch schlagen. Die Eltern 
werden sich niemals beschweren. 

Deutsche Lehrkräfte mit ihrer päda-
gogischen Art hingegen werden viel we-
niger respektiert, sowohl von den musli-
mischen Schülern als auch deren Eltern. 
Damit kommt man nicht weiter. Da 
muss man schon harte Linien und Gren-
zen ziehen und mit Strafen arbeiten, in 
den Schulen, aber auch in den anderen 
Lebensbereichen. Wenn z. B. ein Ehren-
mordtäter sein Verbrechen mit seiner 
Religion und dem Ehrbegriff begründet 
und sich damit gar noch brüstet, sollte 
er wirklich unmittelbar abgeschoben 
werden und nicht auch noch das deut-
sche Justizwesen belasten und dessen 
Vorteile gegenüber nicht-europäischen 
ausnutzen. Das ist meine Meinung, auch 
auf die Gefahr hin, dass mir dann Aus-
länderfeindlichkeit unterstellt wird.

 Ich habe von meinem achten 
bis fünfzehnten Lebensjahr und dann 
wieder ab 1990 in Deutschland gelebt 
und ich kann bis heute sagen, Deutsch-
land ist wirklich eines der fremden-
freundlichsten Länder. Fremdenfeind-
lichkeit, Ausländerfeindlichkeit, das er-
lebt man z. B. in der Türkei. Da brauche 
ich gar nicht in den Iran, nach Saudi Ara-
bien, Afghanistan oder Pakistan zu ge- –



stellte, von der NPD bezahlt zu werden. 
Aber da kann ich nur entgegnen, dass 
jeder, der unter dem Deckmantel der 
Menschenrechte und der Wahrung kul-
turellen Eigentums über Gewalt, Ehren-
morde, Zwangsverheiratung und der-
gleichen mehr hinweg schaut, genau die-
sen Verbrechen Vorschub leistet und so-
mit zum Mittäter wird.

Ja, Deutschenfeindlichkeit 
besteht definitiv. Man ist in Deutschland 
immer sehr darauf bedacht, Minderhei-
ten zu schützen und ein fremdenfreund-
liches Image zu wahren. Dabei wird 
übersehen, dass durchaus auch Frustra-
tion, Hass und Feindschaft von Seiten 
der Minderheiten gegenüber der Mehr-
heitsgesellschaft existieren. Diese Deut-
schenfeindlichkeit beginnt oftmals 
schon im Elternhaus bei der Erziehung 
der Kinder und endet in Korankursen in 
der Moschee. Die Kinder werden gegen-
über der Mehrheitsgesellschaft, gegen-
über dem Christentum oder den Juden 
indoktriniert. Es gibt beispielsweise eini-
ge Studien über Antisemitismus, die sehr 
stark verbreitet sind unter arabischen 

und türkischen Jugendlichen. Jüdische 
Mitschüler, aber auch farbige Mitbürger 
oder Deutsche werden von arabischen 
und türkischen Jugendlichen regelrecht 
schikaniert und es ist gut und wichtig, 
dass das nun endlich auch mal themati-
siert wird, wie es Familienministerin 
Schröder unlängst getan hat.

 Genau das, was ich zuvor 
schon erwähnt habe, nämlich dieser un-
bedingte Wille seitens der Deutschen
zur Toleranz, diese präventiv offene Hal-
tung, jeder sei mit seiner Kultur, Religi-
on, seinen Traditionen und Sitten will-
kommen. Alle bedingungslos so zu ak-kk
zeptieren, wie sie sind. Dabei hat man 
eine große Anzahl von Menschen reinge-
holt und reingelassen, mit deren Religi-
on, Kultur und Mentalität man sich nie 
richtig auseinandergesetzt hat. Da ist 



eine Angst, ja regelrechte Feigheit der 
Deutschen spürbar, die jegliches ent-
schlossenes Handeln gegenüber anderen 
Kulturen lähmt, sei es aus Furcht vor 
dem Vorwurf der Ausländerfeindlich-
keit, Unwissenheit oder vielleicht auch 
aus wirtschaftlichem Interesse. 

Gerne versteckt man sich auch hinter 
Zahlen, Statistiken und Untersuchungen 
und beim leisesten Hauch der Kritik ru-
dert man zurück. Nehmen wir z. B. die 
Situation der muslimischen Frauen in 
Deutschland. Es gab zwar diesbezügli-
che Gesetzeserlasse, aber darüber hin-
aus ist nicht viel passiert. Bundesweit 
gibt es nur fünf Kriseneinrichtungen für 
Fälle von Zwangsverheiratung. Bundes-
weit gibt es keine Präventionsarbeit in 
der Schule, wo sie notwendigerweise 
stattfinden müsste, oder andere Projekt-
arbeit. Frauen- und Rechtsorganisatio-
nen und auch mein Verein bieten zwar 
Workshops und Fortbildungen an, aber 
offiziell sind wir nicht beauftragt. Mo-
mentan ist es den Schulen selbst überlas-
sen, beispielsweise mich für einen Work-kk
shop, Schülervortrag oder eine Fortbil-
dung der Lehrkräfte zu der Thematik 
einzuladen. Es ist eine sehr halbherzig 
geführte Politik in Deutschland, was das 
Thema Integration und Mädchenrechte 
für muslimische Frauen anbelangt. Und 
so kommen wir nicht weiter.

 Ja. In Großbritannien gibt 
es zum Beispiel von der Regierung aus
organisierte und finanzierte Einrichtun-
gen, die für Frauen und Mädchen, die
auf Grund von Zwangsverheiratung in
ihre Heimatländer verschleppt wurden, 
die Rückkehr organisiert und finanziert. 
England hat auch ganz andere Konzep-
te, um Frauen und Mädchen vor Zwangs-
verheiratung zu schützen. Das haben 
wir in Deutschland nicht. Österreich 
war uns mit der Regelung des Straftatbe-
stands der Zwangsheirat auch voraus. 
Wir haben das erst jetzt. Deutschland
hinkt ständig hinterher, leider.

///



Auf ihrem Gipfeltreffen am 19. und 20. 
November 2010 verabschiedete die 
Nordatlantische Allianz (NATO) ein 
neues Strategisches Konzept, das ihren 
eigenen Angaben zufolge die Leitlinien 
für die weitere Entwicklung des Bünd-
nisses markiert, damit die Allianz „con-
tinues to be effective in a changing 
world, against new threats, with new ca-
pabilities and new partners.“1 Die neue 
Strategie ersetzt das letzte Strategische 
Konzept der NATO, das aus dem Jahre 
1999 stammte und somit jüngere Verän-
derungen der internationalen Sicher-
heitslage, wie sie etwa mit den Terrorat-
tacken gegen New York und Washing-
ton am 11. September 2001 sowie späte-
ren terroristischen Angriffen auch gegen 
Metropolen in Europa und Asien oder 
durch „Cyber War“-Angriffe auf Com-
putersysteme entstanden sind, noch 
nicht berücksichtigen konnte. 

Neue Akzente finden sich nicht nur im 
Spektrum sicherheitspolitischer Heraus-
forderungen, wozu z. B. auch die Sicher-
heit der Energieversorgung der Mitglied-

staaten gezählt wird, sondern auch ange-
sichts der Erfahrungen aus den NATO-
Operationen im Kosovo und in Afghanis-
tan. Neu ist die Strategie vor allem auch 
gegenüber Russland, dem die NATO „a 
true strategic partnership“ in Aussicht 
stellt und dem man ein ganzes Bündel ge-
meinsamer Projekte, darunter die Einrich-
tung eines gemeinsamen Flugkörperab-
wehrsystems anbietet. „We are determi-
ned to enhance the political consultations 
and practical cooperation with Russia in 
areas of shared interests, including missile 
defence, counter-terrorism, counter-nar-
cotics, counter-piracy and the promotion 
of wider international security.“2

Als „Kernaufgaben“ listet das elfseitige 
Dokument mit dem Titel „Active Engage-
ment, Modern Defence“ erstens „Collec-
tive Defence“ unter explizitem Bezug auf 
die Beistandsgarantie des Art.5 des Wa-
shingtoner Vertrages auf; zweitens „Crisis 
Management“, wobei ein integrierter An-
satz militärischer und ziviler Instrumente 
in allen Phasen des Krisenmanagements 
(„before, during and after conflicts“) pro-



pagiert wird und drittens „Cooperative 
Security“, indem die NATO zusammen 
mit anderen regionalen und internationa-
len Akteuren Bestandteil einer globalen Si-
cherheitsarchitektur sein möchte. „The Al-
liance will engage actively to enhance inter-
national security, through partnership 
with relevant countries and other internati-
onal organisations; by contributing ac-
tively to arms control, non-proliferation 
and disarmament; and by keeping the 
door oopen to membership in the Alliance 
open to all democracies that meet NATO’s 
standards.“3

Wenige Tage nach dem NATO-Gipfel-
treffen in Lissabon 2010 trafen sich auf 
Einladung der Akademie für Politik und 
Zeitgeschehen der Hanns-Seidel-Stiftung 
Fachleute von beiden Seiten des Atlantiks 
zu einer euro-atlantischen Konferenz in 
Wildbad Kreuth, um die Ergebnisse des 
Gipfels im Kontext der „Strategischen He-
rausforderungen der NATO“ (Konferenz-
titel) zu erörtern. Wir haben drei Teilneh-
mer der Kreuther Tagung gebeten, ihre 
diesbezüglichen Einschätzungen in schrift-tt
licher Form zur Verfügung zu stellen:

Michael Rühle, Leiter des Referats für 
Energiesicherheit in der Abteilung für 
neue Sicherheitsherausforderungen der 
NATO, verweist in seinem Beitrag auf die 
Tatsache, dass anders als während des 
Kalten Krieges die für die Bündnissolida-
rität so wichtigen Bedrohungswahrneh-
mungen der Mitgliedstaaten angesichts 

vielschichtiger Herausforderungen in ei-
ner globalisierten Welt stark differieren 
würden. Das Neue Strategische Konzept 
biete zwar einen „gelungenen Orientie-
rungspunkt“ hinsichtlich der Verortung 
der Allianz im 21. Jahrhundert, für sich 
alleine genommen könne es aber keinen 
strategischen Konsens unter den Mit-tt
gliedstaaten generieren. Dieser Konsens 
müsse angesichts solcher Herausforde-
rungen wie der „eingeschränkten Bedeu-
tung militärischer Mittel“, dem „Fehlen
einer als unmittelbar und existenziell
empfundenen Bedrohung“ sowie der 
„Verdrängung traditioneller sicherheits-
politischer Interessen durch wirtschafts-
und energiepolitische Prioritäten … für 
jeden konkreten Einzelfall aufs Neue er-
stritten werden.“ Trotz der Betonung des
Artikels 5 des Washingtoner Vertrages 
im Neuen Strategischen Konzept dürfe 
sich die NATO nicht ausschließlich auf 
diese Kernfunktion zurückorientieren, 
sondern müsse „ein potenziell global 
handlungsfähiges Bündnis bleiben“.

Im Kontrast hierzu vertritt Karl-Heinz 
Kamp, Forschungsdirektor des NATO 
Defense College in Rom, die These, dass 
sich die NATO insbesondere aufgrund
ihrer ernüchternden Afghanistanerfah-
rungen in näherer Zukunft genau auf die-
se Kernfunktion im Sinne des Artikels 5 
des Washingtoner Vertrages beschränken
und auf eine klassische Sicherheitsallianz 
zurückentwickeln werde. Anhaltende 
Abstimmungsschwierigkeiten zwischen 
der NATO und internationalen Organi-



sationen wie der UNO sowie mit Nichtre-
gierungsorganisationen erschwerten die 
Umsetzung des so oft geforderten und für 
das Nation Building tatsächlich notwen-
digen Comprehensive Approach. Für das 
Selbstverständnis der NATO seien Kamp 
zufolge die Einsatzerfahrungen wesent-tt
lich wichtiger als die schwer zu beantwor-
tende Frage nach Sieg oder Niederlage in 
Afghanistan. Denn „gegen einen Gegner, 
der eine Niederlage nicht akzeptiert, kann 
auch kein Sieg errungen werden“. In der 
Frage, was die Allianz verantwortlich zu 
leisten im Stande sei, werde sie sich „spür-
bar weg vom weltweiten Engagement für 
Frieden und Stabilität und hin zur Sicher-
heitsvorsorge für die Mitgliedsländer im 
engeren Sinne bewegen“.

Die Entwicklungsgeschichte der ESVP 
nachzeichnend erörtert Stephen Larrabee, 
Inhaber des „Distinguished Chair in Euro-
pean Security“ der RAND Corporation, 
die Möglichkeiten institutionalisierter Si-
cherheitskooperation zwischen der NATO 
und der Europäischen Union. „Prinzipiell 
wollen – und brauchen – die Vereinigten 
Staaten einen starken europäischen Part-tt
ner, der sie im Umgang mit neuartigen Be-
drohungen unterstützt, die mehrheitlich 
aus dem außereuropäischen Raum her-
rühren.“ Nachdem die anfängliche Skepsis 
vieler amerikanischer Amtsträger gegen-
über der Entwicklung einer eigenständi-
gen europäischen und potenziell konkur-
rierenden Verteidigungskapazität verflo-
gen sei, betrachte man die ESVP nun wohl-
wollender. Dies liegt laut Larrabee einer-
seits an der Tatsache, dass die EU nach der 
Osterweiterung wesentlich mehr atlan-
tisch orientierte Staaten umfasse, welche 
keine von der NATO und den USA abge-

koppelte Verteidigungskapazität befür-
worteten. Andererseits sei es angesichts zu 
verzeichnender Defizite der NATO bei zi-
vilen Wiederaufbauinstrumenten mittler-
weile „beinahe unmöglich, sich eine Na-
tion-building-Operation vorzustellen, die 
von der NATO ohne die Mitwirkung der 
EU durchgeführt wird.“ Bevor sich jedoch 
eine solche dauerhafte, institutionalisierte 
Zusammenarbeit von NATO und EU ma-
nifestieren könne, gelte, es das derzeitig 
größte Kooperationshindernis – die Frage 
der Anerkennung Zyperns durch die Tür-
kei – aus dem Weg zu räumen. ///

1 Dokument abrufbar auf der offiziellen Homepage der 
NATO unter: http://www.nato.int/lisbon2010/strategic-
concept-2010-eng.pdf , zitiert S. 2. 

2 Ebd., S. 10. 
3 Ebd., S. 2f. 



Selten waren die Erwartungen an ein 
Dokument der NATO höher als an das 
neue Strategische Konzept, das im No-
vember 2010 auf dem Gipfel in Lissabon 
veröffentlicht wurde. Denn noch nie zu-
vor war ein strategisches Konzept der 
NATO unter Beteiligung der interessier-
ten Öffentlichkeit entstanden. Durch 
die Einberufung einer Expertengruppe 
unter der Leitung der ehemaligen ameri-
kanischen Außenministerin Madeleine 
Albright, die Organisation zahlreicher 
Seminare und die Einrichtung von In-
ternet-Diskussionsforen war das öffent-
liche Interesse am neuen Strategischen 
Konzept systematisch geweckt worden. 
Schließlich sollte das Dokument Ant-
wort auf die Frage geben, über die be-
reits seit Jahren kontrovers diskutiert 
worden war: Kann die NATO zu einer 

echten Allianz für das 21. Jahrhundert 
werden?

Die Antwort, die das neue Strategi-
sche Konzept gab, war ein eindeutiges 
„Ja“. Denn kein Strategisches Konzept 
der NATO war je so konsequent auf 
künftige Herausforderungen ausgerich-
tet worden. Angesichts des inzwischen 
weitverbreiteten Pessimismus über den 
Afghanistaneinsatz – und damit auch 
über die  Zukunft des Bündnisses – sig-
nalisiert das neue Strategische Konzept 
ein fast schon trotziges Selbstbewusst-
sein, das man lange Zeit vermisst hatte.

Das neue Strategische Konzept war
maßgeblich von NATO-Generalsekretär 
Rasmussen verfasst worden. Damit hat-
te das Bündnis bewusst einen anderen 
Weg beschritten als bei vergleichbaren 
Dokumenten in den Jahrzehnten davor. 
Die inzwischen 28 Verbündeten hatten 



verstanden, dass ihr Wunsch nach ei-
nem kurzen, einprägsam formulierten 
Dokument nur dann erfüllt werden 
konnte, wenn man auf die übliche Vor-
gehensweise – ein monatelang zwischen 
ihnen ausgehandeltes Dokument – ver-
zichtete. Die Nationen beschränkten 
sich folglich darauf, dem  Generalsekre-
tär nur diejenigen Änderungswünsche 
mitzuteilen, die für sie von besonderem 
nationalen Belang waren. Das von man-
chen befürchtete „micro-management“ 
blieb aus. Dass der Entwurf des Gene-
ralsekretärs bei den Nationen ein positi-
ves Echo fand, kann daher nicht überra-
schen. Denn verglichen mit dem Vor-
gängerkonzept von 1999 ist das neue 
Dokument nicht nur deutlich kürzer; es 
liefert zudem eine prägnante Beschrei-
bung der NATO im Zeitalter der Globa-
lisierung und geht damit über die „euro-
zentrische“ Sicht des alten Strategischen 
Konzeptes hinaus. 

Die Zustimmung, die das neue Stra-
tegische Konzept bei den Verbündeten 
fand, heißt jedoch nicht, dass die NATO 

damit zugleich einen neuen strategi-
schen Konsens über ihre künftige Ori-
entierung begründet hätte. Dem Gene-
ralsekretär und seinen Mitautoren war 
zwar ein schwieriger Balanceakt zwi-
schen den unterschiedlichen Interessen 
der Mitgliedstaaten gelungen, aber die 
Tatsache, dass sich jeder Bündnispart-
ner mit seinen Kernanliegen im Doku-
ment wiederfindet, bedeutet noch nicht, 
dass die   Aussagen des Konzepts in ih-
rer Gesamtheit nun von allen Nationen 
in gleicher Weise interpretiert und da-
mit auch implementiert werden. Nicht 
ohne Grund hatten viele Beobachter 
nach der Lektüre des neuen Konzeptes 
die Frage gestellt, wie weit dieses zupa-
ckend formulierte Dokument den aktu-
ellen Stand der bündnisinternen Debat-
te tatsächlich wiedergab. 

Will man das neue Strategische Kon-
zept im Sinne seiner Autoren wirklich 
als „Blaupause“ (Rasmussen) für die 
NATO der Zukunft verstanden wissen, 
dann hat die Allianz jedenfalls noch ei-
nen langen Weg vor sich. Denn das neue 
Strategische Konzept ernst zu nehmen, 
heißt für das Bündnis, sich einer Reihe 
von Herausforderungen zu stellen, die 
weit über die offensiven Formulierun-
gen des Dokuments hinausgehen. Die 
Zukunft der NATO wird sich daran ent-
scheiden, ob sie in der Lage ist, die 
Strukturveränderungen der internatio-
nalen Sicherheitspolitik, die die Rolle 
von Bündnissen nachhaltig beeinflussen 
und deren Zusammenhalt auf eine 
schwere Probe stellen, als intaktes 
Bündnis zu meistern.



Diese Strukturveränderungen vollzie-
hen sich auf mehreren Ebenen. An erster 
Stelle steht der Charakter der neuen Be-
drohungen. Ein Bündnis, das nach dem 
Konsensprinzip operiert, kann nur 
dann funktionieren, wenn eine Heraus-
forderung durch alle Verbündeten in 
ähnlicher Weise wahrgenommen wird. 
Für das Szenario eines Angriffs des 
Warschauer Pakts, das vierzig Jahre 
lang die politische und militärische Pla-
nung der NATO bestimmte, galt dieser 
Grundsatz. Ein Angriff auf Westeuropa 
hätte den Bündniszusammenhalt förm-
lich erzwungen und nationale Allein-
gänge ausgeschlossen. Bündnissolidari-
tät und nationales Sicherheitsinteresse 
waren deckungsgleich.

Mit den neuen Bedrohungen verhält 
es sich dagegen gänzlich anders. Terro-
rismus, gescheiterte Staaten oder die 
Verbreitung von Massenvernichtungs-
waffen sind nicht notwendigerweise Be-
drohungen existenzieller Natur. Vor al-
lem aber betreffen sie die Verbündeten 
in unterschiedlicher Weise: Ein lokal 
begrenzter Terroranschlag oder ein Cy-
berangriff gegen die elektronische Infra-
struktur eines einzelnen Landes dürfte 

kaum als Angriff auf die territoriale In-
tegrität eines Staatenbündnisses emp-
funden werden. Die kollektive Betrof-ff
fenheit ist nur noch eingeschränkt – und 
Gleiches gilt auch für die anschließend 
praktizierte kollektive Solidarität.

Dass dieser Befund selbst dort gilt, 
wo alle Verbündeten gemeinsam han-
deln, zeigt der Afghanistaneinsatz. 
Während einige Verbündete ihr militä-
risches Engagement als Einsatz im 
Kampf gegen eine unmittelbare Bedro-
hung verstehen und folglich auch Ver-
luste in Kampfeinsätzen hinzunehmen 
bereit sind, erwecken andere den Ein-
druck, die Operationen berührten ihre 
Sicherheit bestenfalls mittelbar. Die un-
terschiedlichen verfassungspolitischen 
Wirklichkeiten verstärken diese Kluft. 
So schränken in einigen Mitgliedstaa-
ten parlamentarische Vorbehalte den 
Handlungsspielraum der Regierungen 
ein. Der Einsatz der Streitkräfte man-
cher Verbündeter erfolgt daher nur mit 
nationalen „caveats“; die Vermeidung 
von innenpolitisch schwer zu rechtferti-
genden Verlusten lässt die Frage nach 
der militärisch-operativen Wirksamkeit 
des Einsatzes in den Hintergrund tre-
ten. Mit anderen Worten: Die Bündnis-
solidarität ist abgestuft.

Die zweite große Strukturveränderung 
in der internationalen Sicherheitspolitik 
besteht in der eingeschränkten Bedeu-
tung militärischer Mittel. Die neuen He-
rausforderungen sind nicht ausschließ-
lich militärischer Natur – und Militär-
bündnisse sind folglich nicht mehr in 
der Lage, ihnen umfassend zu begeg-
nen. Der Wiederaufbau gescheiterter 
Staaten oder die Lieferung humanitärer 
Hilfsgüter nach einer Naturkatastrophe 



bedingen vielmehr die enge Zusammen-
arbeit zwischen militärischen und zivi-
len Akteuren.

Auch hier zeigt der Afghanistanein-
satz, wie groß die Schwierigkeiten auf 
dem Weg zur „vernetzten Sicherheit“ 
sind. Da die NATO-geführte ISAF den 
zivilen Wiederaufbau abzusichern hilft, 
wird das Bündnis de facto zur Geisel der 
internationalen Staatengemeinschaft. 
Bleibt deren ziviles Engagement hinter 
den Erfordernissen zurück, so lässt sich 
der durch ISAF erzielte Gewinn an Si-
cherheit nicht in einen dauerhaften Ent-
wicklungserfolg umwandeln. Und nicht 
nur dies. Während die NATO den Af-ff
ghanistaneinsatz als oberste Priorität 
betrachtet, gilt dies nicht für die wich-
tigsten zivilen Akteure, allen voran die 
Vereinten Nationen und die Europäi-
sche Union. 

Die Koordination der zivilen Orga-
nisationen untereinander hat sich seit 
dem Beginn des internationalen Engage-
ments ebenfalls nicht entscheidend ver-
bessert. Verantwortlich hierfür ist zum 
einen die Tatsache, dass jede internatio-
nale Institution und Nichtregierungs-
organisation ihre eigene spezifische 
Agenda und Arbeitskultur besitzt und 
sich gegen allzu viel „Koordination“ 
durch andere sträubt. Zum anderen be-
fürchten viele zivile Akteure, von einer 
militärisch dominierten Agenda verein-
nahmt zu werden. Für die NATO be-
deutet dies, dass ihr operativer Erfolg 
künftig von zahlreichen Faktoren ab-
hängt, auf die das Bündnis selbst nur 
noch begrenzt Einfluss hat.

Der dritte große Umbruch der internati-
onalen Sicherheitspolitik vollzieht sich 
auf der gesellschaftlichen Ebene. Seit 

dem Ende des Kalten Krieges messen 
moderne westliche Gesellschaften der 
Sicherheitspolitik im Allgemeinen und 
dem Militärischen im Besonderen einen 
immer geringeren Stellenwert zu. Dies 
resultiert zum einen aus dem Fehlen ei-
ner als unmittelbar und existenziell 
empfundenen Bedrohung. So dominie-
ren bei der Frage nach der Wichtigkeit 
politischer Probleme in allen Ländern 
die wirtschaftlichen Themen das Ant-
wortverhalten. Eine Ausnahme bilden 
allein die USA, die gegenwärtig zwei 
Kriege verantwortlich führen und nach-
weisbar im Zentrum des islamistischen 
Terrors stehen.

Das veränderte Bedrohungsbe-
wusstsein ist jedoch nur ein Teilaspekt 
dieser Entwicklung. Das Ende des Kal-
ten Krieges hat lediglich einen säkula-
ren Wertewandel in den demokrati-
schen Staaten des Westens beschleu-
nigt, der sich bereits seit längerer Zeit 
vollzieht. Teil dieses vielfach diagnosti-
zierten Wertewandels ist der mehrheitli-
che Verlust der Opferbereitschaft, das 
heißt der Bereitschaft, Leib und Leben 
für das eigene Land, die Bündnispartner 
oder von humanitären Katastrophen 
heimgesuchten Drittstaaten einzuset-
zen.

Die Folgen dieser Entwicklung hin
zur „post-heroischen Gesellschaft“ sind 
nicht nur die Hinnahme chronisch un-
terfinanzierter Streitkräfte, sondern 
auch zunehmende Schwierigkeiten der 
verantwortlichen Politiker, riskanten 
militärischen Einsätzen zuzustimmen. 
Diese Zustimmung mag in manchen 
Fällen unter Hinweis auf die Bündnisso-
lidarität leichter zu erreichen sein, län-
gerfristig jedoch dürfte dieser Werte-
wandel gegen den Bündniszusammen-
halt wirken. Dies umso mehr, als die 
Schwierigkeiten des Afghanistaneinsat-



zes in weiten Teilen der westlichen Ge-
sellschaften die Meinung verfestigen 
könnten, dass der Einsatz militärischer 
Mittel gegen die neuen Bedrohungen 
nur begrenzt wirksam und manchmal 
sogar kontraproduktiv ist.

Ein weiterer Faktor, der Allianzen im 
Kern berühren wird, ist die Verdrän-
gung traditioneller sicherheitspoliti-
scher Interessen durch wirtschafts- und 
energiepolitische Prioritäten. Die poli-
tisch fragwürdigen Ergebnisse dieser 
Entwicklung zeichnen sich bereits auf 
vielfältige Weise ab: ob bei der chinesi-
schen Energiepolitik auf dem afrikani-
schen Kontinent oder bei den Versuchen 
Russlands, die Staaten des post-sowjeti-
schen Raumes über deren Energieab-
hängigkeit wieder politisch enger an 
sich zu binden. Diese „Ökonomisie-
rung“ der internationalen Politik, der 
sich kaum ein Staat entziehen kann, 
macht auch vor der Sicherheitspolitik 
nicht halt. Die Weigerung Chinas, in 
den Vereinten Nationen „harte“ Sankti-
onen gegen seinen künftigen Energielie-
feranten Iran und dessen Nuklearpro-
gramm zuzulassen, deutet bereits an, 
wie das Prinzip der nuklearen Nichtver-
breitung durch energiepolitische Priori-
täten ausgehöhlt wird. 

Aber nicht nur die eher lockeren kol-
lektiven Sicherheitssysteme sind vom 
Primat der Ökonomie betroffen. Auch 
die klassischen Militärbündnisse, die 
„militärische Sicherheit“ produzieren, 
geraten zwangsläufig unter Druck, 

wenn Wirtschaftsinteressen dieses Pro-
dukt ins zweite Glied verbannen. So 
zeigt sich zum Beispiel, dass die Hal-
tung vieler NATO-Staaten zum Thema 
Energiesicherheit dem Grad ihrer Ener-
gieabhängigkeit von Russland ent-
spricht. Wer sich als potenzielles Opfer 
russischer Energiepolitik sieht, hat ein 
nachvollziehbares Interesse, dieses The-
ma zu einem Bündnisthema zu machen. 
Wer hingegen seiner Energieabhängig-
keit von Russland keine sicherheitspoli-
tische Dimension zubilligt, will ver-
ständlicherweise keine „Militarisie-
rung“ dieser sensitiven Beziehung.

In einer Allianz, in der das Engage-
ment in Afghanistan das beherrschende 
Thema ist, spielen diese unterschiedli-
chen Auffassungen noch keine große 
Rolle. Aber die Ankündigungen einiger 
nördlicher Bündnisstaaten, ihre Rüs-
tungsplanung mit Blick auf die durch 
die Klimaerwärmung zugänglich wer-
denden Rohstoffe in der Arktis neu aus-
zurichten, deuten darauf hin, dass nati-
onale Wirtschaftsinteressen gegenüber 
der kollektiven Sicherheitsagenda zu-
nehmend die Oberhand gewinnen 
könnten. Würde sich dieser Trend ver-
festigen, dann wäre Bündnissolidarität 
künftig noch schwieriger herzustellen.

Diese Entwicklungen machen nicht nur 
deutlich, warum es schwieriger gewor-
den ist, Bündnissolidarität herzustellen. 
Sie erklären auch, weshalb ein neues 
Strategisches Konzept nicht aus sich 
selbst heraus einen neuen Konsens be-
gründen kann. Dieser muss für jeden 
konkreten Einzelfall aufs Neue erstrit-
ten werden.

Manche Beobachter haben aus die-
sem Dilemma den Schluss gezogen, die 
NATO müsse sich wieder auf ihre klas-



sische Kernfunktion der kollektiven 
Verteidigung besinnen, um ein Ausein-
anderdriften zu vermeiden. Doch jeder 
Versuch, den inneren Zusammenhalt 
der NATO durch die erneute Konzent-
ration auf die kollektive Verteidigung zu 
festigen, wäre zum Scheitern verurteilt. 
Zwar hat die Allianz mit ihrem Bekennt-
nis zum Aufbau einer Raketenabwehr 
und dem gleichzeitigen Kooperations-
angebot an Russland den Schutz des 
Bündnisterritoriums auf ungewöhnliche 
Weise in den Vordergrund gerückt. Eine 
Rückkehr zur kollektiven Verteidigung 
lässt sich daraus jedoch kaum herleiten. 
Mehr noch. Die Rückkehr der NATO zu 
einem „eurozentrischen“ Bündnis wür-
de die Allianz von der amerikanischen 
Sicherheitsagenda abkoppeln – ein Er-
gebnis, das europäischen wie amerika-
nischen Interessen gleichermaßen zuwi-
der liefe. Wohl nicht zuletzt deshalb 
bietet das neue Strategische Konzept für 
eine solche restriktive Interpretation der 
Bündnisaufgaben – trotz seines allseits 
erwarteten Bekenntnisses zur kollekti-
ven Verteidigung als Kernfunktion – 

keinen Anhaltspunkt. Die NATO muss 
und wird ein potenziell global hand-
lungsfähiges Bündnis bleiben.

Diese Rolle erfolgreich spielen zu 
können, setzt angesichts der hier aufge-
listeten strukturellen Herausforderun-
gen für den Zusammenhalt von Militär-
bündnissen jedoch eine Reihe von um-
fassenden Reformen voraus. Einige da-
von wurden im neuen Strategischen 
Konzept angesprochen, andere werden 
sich erst in den kommenden Jahren of-ff
fenbaren. 

Erstens, der Diskussionsprozess im 
Bündnis darf sich nicht nur auf die The-
men beschränken, die die NATO unmit-
telbar militärisch involvieren. Es müssen 
auch solche Fragen erörtert werden, die 
keine unmittelbare militärische, wohl 
aber sicherheitspolitische Relevanz ha-
ben. Solange jede Diskussion in der 
NATO unter dem Generalverdacht steht, 
lediglich der Vorbereitung militärischer 
Operationen zu dienen, ist eine offene 
Debatte, z. B. über die sicherheitspoliti-
schen Konsequenzen eines nuklearen 
Irans, nicht wirklich möglich. Eine sol-



che neue Diskussionskultur wird aller-
dings nur dann zu schaffen sein, wenn 
sich alle Verbündeten dazu durchringen, 
die NATO systematisch als politisches 
Konsultationsforum zu nutzen.

Zweitens, die NATO braucht Me-
chanismen, um jenseits ihrer Rolle als 
Truppensteller auch auf den politischen 
Prozess im Krisengebiet einzuwirken. 
Sowohl auf dem Balkan als auch in Af-ff
ghanistan hat das Bündnis mit der para-
doxen Situation zu kämpfen, dass es 
zwar nur Teil einer Lösung ist, in der öf-ff
fentlichen Wahrnehmung jedoch 
grundsätzlich als Hauptverantwortli-
cher für Erfolg oder Misserfolg der In-
tervention gilt. Das setzt voraus, dass 
sich die Allianz auch als politischer Ak-kk
teur versteht und sich nicht auf die Rolle 
eines militärischen Dienstleisters festle-
gen lässt. Die Stärkung des zivilen Re-
präsentanten der NATO in Afghanistan 
ist ein erster Schritt in diese Richtung.

Drittens, die NATO muss sich orga-
nisatorisch stärker auf die neuen Heraus-
forderungen ausrichten. Dazu zählen 
nicht nur die Erarbeitung einer Verteidi-
gungsdoktrin gegen Cyberangriffe oder 
die Erstellung von Notfallplänen für den 
Fall einer Unterbrechung der Energiever-
sorgung, sondern auch der Ausbau der 
NATO-eigenen Aufklärungs- und Ana-
lysefähigkeiten und die Zusammenfüh-
rung der geheimdienstlichen Erkennt-
nisse der einzelnen NATO-Staaten. Zur 
Anpassung an die neue Sicherheitsland-
schaft zählt jedoch auch die – vorherseh-
bar kontroverse – Frage nach dem Kon-
sensprinzip. Auf der strategischen Ebene 
bleibt es die Geschäftsgrundlage des 
Bündnisses; auf der taktischen Ebene 
könnte es jedoch im Sinne größerer Fle-
xibilität für die unmittelbar militärisch 
handelnden Verbündeten modifiziert 
werden. Denn das Dilemma der unter-

schiedlichen Betroffenheit und Risiko-
bereitschaft wird man in manchen Fäl-
len nur durch „coalitions of the willing“ 
umgehen können.

Viertens, die militärische Transfor-
mation der NATO muss fortgeführt wer-
den. Die Notwendigkeit, Soldaten und 
Ausrüstung rasch in weit entfernte Kri-
senregionen verlegen zu können, ist 
zwingend – aus militärischen ebenso wie 
aus humanitären Gründen. Das neue 
Strategische Konzept hat eine Debatte, in 
der die neuen Aufgaben der NATO und 
die klassische Bündnisverteidigung als 
unversöhnliche Gegensätze charakteri-
siert werden, geschickt vermieden – wohl 
wissend, dass eine solche Debatte nur in 
die Sackgasse führen kann. Auch wenn 
die spezifischen Belange der exponiertes-
ten Mitgliedstaaten künftig wieder mehr 
Berücksichtigung finden werden, so än-
dert dies nichts an der Tatsache, dass die 
militärischen Reformen der Verbündeten 
auf Auslandseinsätze hin ausgerichtet 
bleiben. Ob es angesichts finanzieller 
Zwänge auch eine größere Bereitschaft 
geben wird, bestimmte militärische Fä-
higkeiten künftig gemeinsam zu beschaf-ff
fen oder NATO-Einsätze gar gemeinsam 
zu finanzieren, ist gegenwärtig noch 
nicht absehbar. Sollte die Mittelknapp-
heit jedoch zum Dauerproblem werden, 
dann dürfte die Suche nach  gemeinsa-
men Lösungen zu einem wichtigen Ele-
ment der militärischen Transformation 
des Bündnisses werden.

Fünftens, die NATO braucht struk-kk
turierte Beziehungen zu den zivilen Ak-kk
teuren, mit denen sie bei der Bewälti-



gung neuer Herausforderungen zusam-
menarbeiten muss. Dies gilt für Institu-
tionen wie die Vereinten Nationen, die 
EU oder die Weltbank, aber auch für die 
nicht-staatlichen Organisationen. Ange-
sichts der dort vorhandenen Skepsis ge-
genüber der NATO bedeutet dies vor 
allem, die Kooperationsbereitschaft und 
-fähigkeit des Bündnisses glaubwürdig 
zu vermitteln. Trotz ihrer vielfältigen 
Umsetzungsschwierigkeiten bleibt die 
„vernetzte Sicherheit“ ein Leitbegriff für 
multilaterale Sicherheitspolitik im glo-
balisierten Zeitalter.

Sechstens, die NATO muss ihre 
Partnerschaften mit anderen Nationen 
künftig weniger geographisch als viel-
mehr funktional ausrichten. Fast zwan-
zig Jahre nach dem Beginn der regional 
orientierten Partnerschaftspolitik ist die 
Zeit gekommen, das Prinzip der  Selbst-
Differenzierung konsequenter anzu-
wenden. Staaten, die enger mit der 
NATO zusammenarbeiten wollen, muss 
diese Möglichkeit eingeräumt werden, 
auch wenn man die regionalen Gruppie-
rungen weiterhin nicht völlig aufgeben 
wird. Die Versuche zur Vereinheitli-
chung der regional bislang unterschied-
lich entwickelten Partnerschaftsinstru-
mente in eine universell anwendbare 
„partnership toolbox“ deuten diesen 
Wandel bereits an.

Vor dem Hintergrund der Veränderun-
gen im internationalen Sicherheitsum-
feld wie auch im sicherheitspolitischen 
Erwartungshorizont der westlichen Ge-
sellschaften kann das neue Strategische 
Konzept der NATO kaum mehr sein als 
eine intelligente Beschreibung der alten 
und neuen Herausforderungen. Zwar ist 
ein Dokument gelungen, das trotz sei-

ner Kürze über allgemeine politische 
und militärische Grundsätze hinaus-
geht und durchaus konkrete Hand-
lungsanleitungen gibt. Die konkrete Im-
plementierung des Strategischen Kon-
zeptes wird man jedoch vertraulichen 
Folgedokumenten überlassen. Im Zuge 
des Aushandelns dieser Dokumente 
wird sich erweisen, wie weit die Natio-
nen die anspruchsvollen Forderungen 
des Strategischen Konzepts verinner-
licht haben. Die Versuchung bei man-
chen Bündnisstaaten dürfte groß sein, 
diesen Prozess dazu zu nutzen, das im 
Strategischen Konzept Erreichte wieder 
infrage zu stellen.

Eine solche Entwicklung bleibt hof-ff
fentlich aus. Nicht nur deshalb, weil das 
Strategische Konzept eine Richtung vor-
gibt, mit der mittlerweile 28 Mitglieder 
zumindest im Grundsatz leben können, 
sondern auch, weil es das erste Strategi-
sche Konzept ist, das die Allianz im 
Zeitalter der Globalisierung beschreibt: 
Eine Allianz, die über neue militärische 
Fähigkeiten verfügt, die ohne geogra-
phische Beschränkungen operiert, die 
mit Partnerländern aus aller Welt zu-
sammenarbeitet, und die auf völlig neue 
Weise mit den zivilen Akteuren der in-
ternationalen Gemeinschaft vernetzt 
werden soll. Nur eine so aufgestellte Al-
lianz ist zukunftsfähig. ///



Wenige Tage nach dem Fall des Taliban-
Regimes im November 2001 schrieb 
eine deutsche Tageszeitung, dass der 
Westen in Afghanistan einen neuen 
Staat aufbauen müsse. „Wie genau, 
weiß keiner“ – so das düstere Fazit der 
Autorin.1

Heute, zehn Jahre später, ist eine in-
ternationale Streitmacht von 130.000 
Soldaten aus 48 Ländern nach wie vor 
damit befasst, in Afghanistan Aufstän-
dische zu bekämpfen, Sicherheit zu 
schaffen und damit den Staatsaufbau 
voranzutreiben. Fast 2.200 Soldaten 
sind bislang gefallen, die Zahl der zivi-
len Opfer ist kaum zu benennen. Zahl-
lose Offensiven wurden gestartet, Stra-
tegien wurden gewechselt, ohne dass 
bislang die Strukturen eines funktionie-
renden Staates, der wirtschaftlich und 
sicherheitspolitisch wirklich auf eigenen 
Beinen steht, zu erkennen sind. 

Nun hat es in der Zwischenzeit nicht 
an Kritik an den Bemühungen der inter-
nationalen Staatengemeinschaft gefehlt. 
Gerade einige Intellektuelle und Kultur-
schaffende verdammten das Engage-
ment in Afghanistan und wussten von 
Anfang an um das Scheitern dieser Mis-
sion.2 Wie sich aber „der Westen“, den 
man so gerne verteufelt und in dem es 
sich aber so moderat leben lässt, gegen 
jene verteidigen soll, die ihn brutal atta-
ckieren (und dabei Afghanistan als Ba-
sis nutzen), blieb bei aller moralischen 
Entrüstung offen. 

Allerdings verharrte auch die offizi-
elle Politik oft im Nebulösen, wenn es 
um Afghanistan ging. Statt vom Krieg 
sprachen manche NATO-Mitglieder 
von der „Stabilisierungsmission“, for-
derten den „holistischen Ansatz“ oder 
die „vernetzte Sicherheit“. Man wünsch-
te sich Demokratie und Prosperität am 





Hindukusch, wobei jeder mit diesen Be-
griffen etwas anderes meinte. Auch hier 
galt stets das Diktum „Wie genau, weiß 
keiner“. 

Immerhin ist der Zenit des Krieges 
überschritten. Die Niederlande haben 
den Abzug ihrer Truppen bereits begon-
nen, die kanadischen Soldaten sollen bis 
Ende 2011 weitgehend (bis auf ein Aus-
bildungskontingent) aus Afghanistan 
zurückgekehrt sein und Präsident Oba-
ma will den amerikanischen Rückzug 
im Sommer 2012 einleiten. Auch die 
NATO hat in ihrem Gipfeldokument 
von Lissabon einen Zeitplan vorgege-
ben, auch wenn betont wird, dass der 
Rückzug aus Afghanistan situationsab-
hängig sein muss und nicht strikten Ka-
lenderdaten folgen soll. Wenn auch Ei-
nigkeit besteht, dass der zivile Staats-
aufbau fortgeführt werden muss und es 
dafür auch einer begrenzten militäri-
schen Komponente insbesondere für die 

Ausbildung der afghanischen Sicher-
heitskräfte bedarf (die vor allem von den 
USA bereitgestellt werden dürften), so 
ist ein Ende der ISAF-Mission der 
NATO (International Security Assis-
tance Force) absehbar. 

Zeit also, drei grundsätzliche Fragen 
zu stellen: Was machte den Afghanis-
tan-Einsatz so schwierig, warum ist die 
Aufgabe des „Nation Building“ so 
gründlich unterschätzt worden? Was ist 
das Ergebnis nach zehn Jahren – hat die 
NATO „gewonnen“ oder „verloren“? 
Was sind die Langfristfolgen für das 
Bündnis – wie geht es weiter nach Af-ff
ghanistan?

Angesichts der langjährigen Bemühun-
gen der NATO und vieler Partnerländer 
um Sicherheit und Stabilität in Afgha-
nistan stellt sich die Frage nach den 
Gründen für die Dauer der Mission und 



für den Umstand, dass ein selbsttragen-
der Friede in Afghanistan derzeit noch 
nicht zu erkennen ist. Primär sind es 
drei Faktoren, die für die derzeit schwie-
rige Lage verantwortlich sind: fehlende 
Planung, fehlende Handlungsspielräu-
me und fehlende Mittel.

Eine mittlerweile wohlfeile Kritik an 
den internationalen Bemühungen in Af-ff
ghanistan ist, dass es von Anfang an 
keine klare Zielsetzung gegeben habe. 
Begriffe wie „Sicherheit“ oder „Wohl-
stand“, die das Handeln der internatio-
nalen Gemeinschaft leiteten, seien allge-
mein und beliebig. Daraus ergibt sich 
zwangsläufig die populäre Forderung, 
man müsse sich künftig vor einem mili-
tärischen Engagement über die strategi-
schen Ziele im Klaren sein und darüber 
hinaus vorzeitig festlegen, unter wel-
chen Bedingungen die Mission beendet 
werden kann (Exit Strategie). 

So plausibel das scheint, vergessen 
werden häufig die Umstände, die zu die-
sem Einsatz führten. Mit dem 11. Sep-
tember 2001 wurde Afghanistan über 
Nacht zum Problemfall. Obgleich Af-ff
ghanistan durch die sowjetische Okku-
pation und den nachfolgenden Bürger-
krieg lange in den Schlagzeilen stand, 
war es de facto „Terra incognita“. Kaum 
jemand wusste um die politischen oder 
wirtschaftlichen Strukturen im Land – 
„Afghanistanexperten“ gab es nahezu 
nirgendwo. Entsprechend schwierig war 
es, Modelle für die Staatsbildung zu ent-

wickeln. Auch gehörte Afghanistan zu 
den ärmsten Ländern der Erde, mit ei-
ner Analphabetenrate von über 90 Pro-
zent und nur 3 Prozent der Bevölkerung, 
die an ein Stromnetz angeschlossen wa-
ren. Selbst heute steht Afghanistan im 
„Human Development Index“ der Ver-
einten Nationen noch auf Platz 181 von 
192 Nationen. 

Da es vor der Vertreibung der Tali-
ban keine funktionierenden staatlich-
zentralistischen Strukturen gegeben 
hatte, verbot es sich von Anfang an, von 
„Wiederaufbau“ im Land zu sprechen. 
Stattdessen ging es um den Neuaufbau 
solcher Strukturen, wobei von Beginn 
an zweifelhaft war, ob Derartiges in die-
ser Region von außen überhaupt geleis-
tet werden kann. Damit unterschied 
sich die Herausforderung der Befrie-
dung und Stabilisierung Afghanistans 
grundlegend von vergangenen Beispie-
len erfolgreichen „Nation Buildings“ 
wie in Japan oder Deutschland nach 
dem Zweiten Weltkrieg. Zwar kann 
man zu Recht beklagen, dass es nicht 
genug Planung gegeben habe – ange-
sichts der Kurzfristigkeit und der man-
gelnden Kenntnisse war aber kaum et-
was anderes zu erwarten.

Eine Selbstverständlichkeit, die aber in 
gewichtige Schlagworte wie „Compre-
hensive Approach“, „Vernetzte Sicher-
heit“ oder „Integrated Approach“ ge-
kleidet wird, ist die Erkenntnis, dass 
Krisenmanagement und Staatsaufbau 
sowohl militärische als auch nicht mili-
tärische Anstrengungen erfordern. Zivi-
le Helfer und Soldaten vor Ort müssen 
sich eng abstimmen, um ein Maß an Si-
cherheit gewähren zu können, ohne das 
ein ziviles „Nation Building“ nicht 
durchführbar ist. 



Was bis an die Grenze des Banalen 
hin plausibel erscheint, funktioniert in 
der Realität Afghanistans nur sehr be-
grenzt. Eine schier unüberschaubare 
Anzahl von Internationalen Institutio-
nen (IO) oder Nichtregierungsorganisa-
tionen3 (NGO) koordiniert ihre Aktivi-
täten nur in begrenztem Maße, wodurch 
Mittel häufig für Partikularinteressen 
verwendet werden, deren Nutzen für 
das übergeordnete Ziel des Nation Buil-
ding fragwürdig ist. Ist eine Abstim-
mung unter den IOs und NGOs – also 
unter den zivilen Institutionen – schon 
schwierig genug, so gerät sie zwischen 
zivilen und militärischen Akteuren oft 
zur völligen Unmöglichkeit. Zum einen 
können diese Akteure aufgrund unter-
schiedlicher Kulturen und Entschei-
dungsprozesse nur schwer zusammen-
arbeiten, zum anderen wollen gerade die 
zivilen Institutionen dies häufig nicht – 
entweder weil sie um ihre vermeintliche 
Neutralität gegenüber den Afghanen 
fürchten oder weil es tief sitzende Vor-
behalte gegenüber allem Militärischen 
gibt.4

Selbst gegenüber geradezu natürli-
chen Kooperationspartnern wie der 

EU mit stark überlappender Mitglied-
schaft oder den Vereinten Nationen 
als Mandatsgeber in Afghanistan hat
die NATO Schwierigkeiten in der Zu-
sammenarbeit. Die Kooperation zwi-
schen NATO und EU ist nach wie vor 
durch den griechisch-türkischen Streit 
um Zypern gelähmt und kommt trotz
blumiger politischer Erklärungen
nicht vom Fleck. Dies hat in der Ver-
gangenheit immer wieder zu gefährli-
chen Situationen in Afghanistan ge-
führt, etwa weil aufgrund fehlender 
Abkommen keine Informationen aus-
getauscht oder EU-Polizeikräfte nicht 
von NATO-Streitkräften geschützt 
werden können.

Bei den Vereinten Nationen sehen 
viele UN-Mitglieder die NATO nach 
wie vor als eine „westliche“ – oder noch 
negativer – eine von den USA gesteuerte 
Organisation an, die vor allem dazu 
dient, amerikanische Weltmachtinteres-
sen zu vertreten. Dies ist einer der Grün-
de, warum NATO und UN trotz einer 
2008 unterzeichneten gemeinsamen Er-
klärung zur Zusammenarbeit bislang 
nur wenig Gemeinsames erreicht haben. 
Fakt ist, dass der Erfolg in Afghanistan 
von dem Zusammenwirken verschiede-
ner Institutionen abhängig ist, dieses
Zusammenwirken aber nicht funktio-
niert.

Schematisch ausgedrückt gab es zwei
übergeordnete Ziele in Afghanistan, die
zu unterschiedlichen Zeiten mit unter-
schiedlicher Intensität verfolgt wurden.
Zu Beginn des Militäreinsatzes ging es 
vor allem darum zu verhindern, dass Af-ff
ghanistan weiterhin der Nährboden is-
lamistischer Terrorgruppen sein konnte. 
Erst in einem zweiten Schritt kam das
ambitionierte Ziel des Nation Building



hinzu, bei dem es eher um den Nutzen 
der Bewohner der Region mit Blick auf 
ihre Sicherheit und wirtschaftliche Ent-
wicklung geht. 

Während das erste Ziel relativ rasch 
erreicht wurde, standen beim zweiten 
Ziel, dem Staatsaufbau, Ambitionen 
und Realität stets im Widerspruch. So 
wurden beispielsweise im Afghanistan 
Compact – dem Abschlussdokument 
der Londoner Afghanistan Konferenz 
im Jahr 2006 – geradezu utopische Ziele 
hinsichtlich des wirtschaftlichen und 
sozialen Gedeihens Afghanistans for-
muliert. Zu keinem Zeitpunkt hat die 

internationale Gemeinschaft aber die 
Mittel bereitgestellt, die angesichts der 
Ausgangssituation in Afghanistan zum 
Aufbau eines funktionierenden Ge-
meinwesens erforderlich gewesen wä-
ren. Nach wie vor ist der Vergleich der 
internationalen Mittel, die in den ersten 
beiden Jahren des Konfliktes zur Verfü-
gung standen, besonders aufschluss-
reich. In Bosnien betrug die Auslands-
hilfe in den ersten beiden Konfliktjahren 
pro Kopf 1.390 US-Dollar. Im Kosovo 
waren es immerhin noch 814 US-Dollar 
pro Einwohner. In Afghanistan – unge-
achtet der logistischen Herausforderun-
gen – standen in den ersten beiden Jah-
ren gerade einmal 52 US-Dollar pro 
Kopf zur Verfügung.5

Eine der Kernfragen, die immer wieder 
gestellt wird, ist die, ob die NATO in Af-ff

ghanistan nun „gewinnt“ oder „verliert“ 
– und daran anschließend, was denn 
eine Niederlage für den Zusammenhalt
in der Allianz bedeuten würde. Man-
cher sagt schon das Ende der NATO vo-
raus, wenn man die Operation am Hin-
dukusch nicht siegreich beenden würde.

So interessant solche Überlegungen 
in akademischen Debatten sein mögen, 
so wenig tauglich sind sie für die prakti-
sche Politik. Angesichts der zuvor darge-
legten Schwierigkeiten und Widersprü-
che, welche die NATO-Mission in Af-ff
ghanistan von Anfang an begleiteten, 
wird dreierlei deutlich: Zum einen ist 
die Größe der Aufgabe in Afghanistan 
von allen Beteiligten unterschätzt wor-
den. Darüber hinaus ist das, was bisher
zuwege gebracht wurde, angesichts der 
Umstände offenbar das Maximum des-
sen, was überhaupt erreicht werden
konnte. Drittens schließlich hat es außer 
eher allgemeinen Vorstellungen von Si-
cherheit und Prosperität nie einen wirk-kk
lichen Konsens im Bündnis gegeben,
was genau in Afghanistan erreicht wer-
den soll und kann. Man hat also nicht 
genau definiert, wann der Konflikt als 
„gewonnen“ angesehen werden kann. 
Wenn es aber keine genauen Kriterien 
für Sieg gibt, so ist auch die Niederlage 
nicht klar auszumachen. Dies ist mehr 
als bloße Semantik. Die NATO be-
kämpft in Afghanistan Aufständische 
(Insurgents), die keine Niederlage ein-
räumen und auch nicht zwischen Kom-
battanten und Nicht-Kombattanten un-
terscheiden. Gegen einen Gegner, der 
eine Niederlage nicht akzeptiert, kann 
auch kein Sieg errungen werden. 

Natürlich gibt es ungeachtet derarti-
ger Definitionen einen gefühlsmäßigen 
Eindruck, ob man gewonnen oder verlo-
ren hat. Der Abzug der USA aus Viet-
nam, in dessen Folge im April 1975 die



letzten US-Bürger vor laufenden Presse-
kameras mit Hubschraubern vom Dach 
der amerikanischen Botschaft in Saigon 
evakuiert wurden, musste selbstredend 
als Niederlage verstanden werden. In ei-
ner solchen Situation ist die NATO aber 
keinesfalls, hat sie doch eine Reihe von 
Erfolgen in Afghanistan zu verzeichnen. 
Ungeachtet aller Schwierigkeiten be-
streitet niemand ernsthaft, dass die Si-
tuation im Land heute wesentlich besser 
ist als vor dem Beginn des Krieges im 
Oktober 2001. Wenn auch regional sehr 
unterschiedlich und meist auf die gro-
ßen Städte beschränkt, wurde Infra-
struktur aufgebaut, wurden Bildungs-
einrichtungen geschaffen und medizini-
sche Versorgung gewährleistet. Auch 
wurden mehrere Wahlen abgehalten, 
die demokratischer abliefen als in vielen 
anderen Ländern, die den Begriff „De-
mokratisch“ in ihrem Namen tragen. 

Allerdings ist selbst die Frage nach 
dem „Erfolg“ der Afghanistan-Mission 
kaum zu beantworten, da nur selten 
zwischen dem Erfolg für die internatio-
nale Gemeinschaft und dem für Afgha-
nistan unterschieden wird. Aus der Per-
spektive der an ISAF beteiligten Länder 

ist der Erfolg, d. h. das Ziel, dem Jihahd-
Terrorismus den Nährboden zu entzie-
hen, weitgehend erreicht worden. Der 
Erfolg für Afghanistan selbst wird je 
nach Region und Standpunkt des Beob-
achters hingegen sehr unterschiedlich 
und meist zurückhaltend bewertet. 

Ein Erfolg aber, der zu wenig zur 
Kenntnis genommen wird, ist der des 
Zusammenhalts der Allianz. NATO-
Länder sind seit mittlerweile zehn Jah-
ren in Afghanistan engagiert, obwohl 
der Einsatz Opfer gefordert hat und den 
Regierungen weder eine gute Presse 
noch einen Zuwachs an den Wahlurnen 
verspricht. Angesichts der Tatsache, 
dass der NATO immer wieder fehlende 
Kohäsion, mangelnde Lastenteilung 
und zu geringe Solidarität vorgehalten 
werden, ist dies ein bemerkenswerter 
Umstand.

Ungeachtet der Frage, wie erfolgreich 
die NATO in Afghanistan war, zeichnet 
sich ein Ende der Mission ab. Sowohl 
die USA als auch die NATO haben ent-
sprechende Zeitpläne vorgelegt. Damit 
stellt sich die Frage nach den Konse-
quenzen, die das Bündnis aus den Er-
fahrungen in Afghanistan zieht. 

Mit Sicherheit wird versucht, sich für
künftige Operationen jenseits der Bünd-
nisverteidigung und weit ab von den 
Grenzen des NATO-Territoriums besser 
zu wappnen. Nicht zuletzt deshalb 
nimmt der  Comprehensive Approach, 
also die Koordination militärischen und 
zivilen Handelns, solch großen Raum in 
den künftigen Planungen der NATO 
ein. Dabei widmet sich die Allianz vor 
allem der Frage, wie diese an sich nicht 
sonderlich revolutionäre Idee einer 
Kombination militärischer und nicht-
militärischer Maßnahmen konkret um-



gesetzt werden kann. Schließlich geht es 
darum, zivile Organisationen und mili-
tärische Akteure möglichst frühzeitig, 
das heißt noch vor Beginn der eigentli-
chen Operation, an einen Tisch zu be-
kommen.

Allerdings stellt sich die Frage, ob es 
in Zukunft überhaupt noch Stabilisie-
rungsmissionen der NATO jenseits der 
Bündnisverteidigung gemäß Artikel 5
des Washingtoner Vertrages geben wird. 
Viel wahrscheinlicher ist nämlich, dass 
sich die NATO nach dem Abzug vom 
Hindukusch (ob in zwei oder vier Jah-
ren) zu einer eher klassischen Sicher-
heitsallianz zurückentwickeln wird. 
Diese wird ihr Handeln weit stärker als 
in der Vergangenheit an ihrer Verteidi-

gungsrolle – und das beinhaltet die Ver-
teidigung des Territoriums, seiner Bür-
ger und der vitalen Interessen der Mit-
gliedsländer – orientieren. 

Grund für diese wahrscheinliche 
Re-Orientierung ist die Afghanistan-
Mission selbst. Wie auch immer das Ab-
schneiden der NATO dort bewertet wer-
den wird, so wird Afghanistan für alle 
NATO-Mitglieder auf lange Zeit ein 
Trauma bleiben. Das gilt nicht nur für 
den erbrachten Blutzoll. Auch sind die 
Ergebnisse im Land angesichts des gro-
ßen militärischen und zivilen Aufwands 
eher ernüchternd. Selbst wenn es gelin-
gen sollte, in der nächsten Dekade Stabi-
lität und ein dauerhaftes Wirtschafts-
wachstum zu erreichen, wird Afghanis-
tan auch langfristig kaum über die 
Wirtschaftskraft eines afrikanischen 
Staates wie z. B. des Tschad hinauskom-
men und stets auf Hilfe von außen ange-
wiesen sein. Dieses bescheidene Resul-
tat ist nicht die Folge von falschem Han-
deln, sondern eher das Maximum des-
sen, was in derart unterentwickelten 
und kriegszerrissenen Ländern über-
haupt erreicht werden kann. 

Kein NATO-Mitglied wird künftig 
mehr Illusionen über den Staatsaufbau 
in armen und instabilen Weltregionen 
haben. Die Bereitschaft zum „Nation 
Building“ in Krisengebieten wird dra-
matisch abnehmen, und selbst Bilder 
von den Gräueltaten im Kongo oder Su-
dan werden daran wenig ändern. Statt-
dessen wird die Einsicht der NATO-
Länder über die Begrenztheit der eige-
nen Möglichkeiten den Kurs der Allianz 



insgesamt prägen. Die NATO nach Af-ff
ghanistan wird in vielerlei Hinsicht eine 
andere sein.

Mit Blick auf ihr Selbstverständnis 
wird sich das Pendel spürbar weg vom 
weltweiten Engagement für Frieden und 
Stabilität und hin zur Sicherheitsvorsor-
ge für die Mitgliedsländer im engeren 
Sinne bewegen. Zwar kann dies im heu-
tigen globalisierten Sicherheitsfeld auch 
Aktionen jenseits der Bündnisgrenzen 
erfordern. Die Vorstellung aber, die 
NATO würde als Auftragsnehmer der 
Vereinten Nationen ihre militärischen 
Dienste für weltweites Krisenmanage-
ment zur Verfügung stellen, ist passé. 
Energieversorgung, Klimaprobleme 
oder Streit um natürliche Ressourcen 
wie Wasser werden nur ganz am Rande 
zu NATO-Aufgaben werden – ganz 
gleich, wie populär solche Szenarien 
derzeit scheinen. Stattdessen wird das 
gegenseitige Sicherheitsversprechen ge-
mäß Artikel 5 des NATO Vertrages 
auch weiterhin die Quintessenz des 
Bündnisses bleiben. Der Wortlaut des 
neuen Strategischen Konzeptes und die 
Debatten, die zur neuen NATO-Strate-
gie geführt haben, zeigen diese Schwer-
punktsetzung ganz deutlich.

Wird das Ende des Militäreinsatzes 
in Afghanistan vor allem der Auslöser 
für den Kurswechsel der Atlantischen 
Allianz zu ihren Wurzeln sein, so gibt es 
weitere Bereiche, welche diese Rück-kk
wärtsentwicklung fördern: die wirt-
schaftliche Lage, die Beziehungen zu 
Russland sowie die Entwicklungen bei 
den Nuklearwaffen.

Die wirtschaftliche Lage wird die 
Belange der NATO in geradezu drama-
tischer Weise beeinflussen. Die Folgen 
der internationalen Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise werden die Budgets der Bünd-
nismitglieder noch auf Jahre hinaus er-
heblich belasten. Nimmt man die Erfah-
rungen der Vergangenheit zum Maß-
stab, so werden die Ausgaben für das 
Militär davon besonders betroffen sein. 
Da es in parlamentarischen Demokrati-
en aus innenpolitischen Gründen we-
sentlich leichter ist, den Rotstift im Ver-
teidigungsbereich statt bei Sozialausga-
ben anzusetzen, werden die Verteidi-
gungshaushalte künftig noch mehr als 
jetzt schon als Steinbrüche zum Stopfen 
von Haushaltslöchern herhalten müs-
sen. Der Effekt wäre zweifach: Zum ei-
nen wird der Anteil der Verteidigungs-
budgets an den Gesamthaushalten der 
NATO-Partner weiter sinken. Schon 
jetzt erfüllen nur fünf von 28 NATO-
Mitgliedern die langjährige Überein-
kunft, mindestes 2 Prozent des Brutto-
inlandsproduktes für Sicherheit und 
Verteidigung bereitzustellen. Zum an-
deren wird, da die Wirtschaftsleistung 
und damit das Bruttoinlandsprodukt 
derzeit in nahezu allen NATO-Ländern 
sinken, das Rechnen in Prozentanteilen 
ohnehin  immer weniger aussagekräftig. 
Der Betrag, der für das Militär künftig 
zur Verfügung steht, schrumpft überall 
erheblich. 

Nimmt man noch hinzu, dass man-
che Bündnispartner mehr als zwei 
Drittel ihrer Verteidigungshaushalte 
für Personalkosten verwenden, wird 
deutlich, wie es künftig um Investitio-
nen für neue sicherheitspolitische Her-
ausforderungen steht. Gelder für die 
militärische Transformation hin zu 
„Expeditionsstreitkräften“, die rasch 
in ferne Regionen verlegt werden kön-



nen, wird es kaum geben. Große Pro-
jekte für „strategischen Lufttransport“, 
für moderne Kommunikationsmittel 
oder was sonst noch auf den Prioritä-
tenlisten der NATO gehandelt wird, 
werden in einer Weise gestreckt wer-
den, dass das avisierte Ziel weitreichen-
der Machtprojektion in weite Ferne 
rückt. Die Mehrheit der NATO-Staaten 
wird noch lange mit dem auskommen 
müssen, was derzeit zur Verfügung 
steht und was einst für die Landes- und 
Bündnisverteidigung beschafft wurde. 
Auch werden sich viele NATO-Mitglie-
der schon aus rein finanziellen Grün-
den kostspieligen militärischen Einsät-
zen weit jenseits ihrer Landesgrenzen 
widersetzen.

Die Unsicherheiten hinsichtlich der 
künftigen Entwicklungen in Russland 
sind ein zweiter Grund für das künftig 
engere Verständnis von Bündnisvertei-
digung. Gerade die osteuropäischen 
NATO-Mitglieder sehen aufgrund ih-
rer historischen Erfahrung in Russland 
nach wie vor eine Bedrohung, deretwe-
gen sie dem Bündnis beigetreten sind. 
Moskaus oft harsche Rhetorik trägt 
wenig dazu bei, solche Befürchtungen 
auszuräumen. Beides, starke Worte 
und offensive Gesten Russlands, wer-
den sich auf absehbare Zeit nicht än-
dern. Folglich werden auch die unter-
schwelligen Ängste im östlichen Teil 
der NATO bestehen bleiben. Die Kern-
aufgabe der NATO wird dort nach wie 
vor in der Landes- und Bündnisvertei-
digung gemäß Artikel 5 gesehen. All 
das schließt eine Kooperation mit Mos-
kau auf klar definierten Feldern ge-
meinsamen Interesses nicht aus. Sie 
darf aber nicht zu Lasten der Sicher-
heitsinteressen einzelner NATO-Mit-
glieder gehen. Die Kernaufgabe der 
NATO, vor allem Sicherheit für die 

Mitgliedsländer, deren Bevölkerung 
und deren vitalen Interessen zu bieten, 
wird durch die Lage in Russland aber 
an Relevanz gewinnen. 

Eine Rückbesinnung auf herkömm-
liche Denk- und Handlungsmuster 
wird sich auch im Nuklearbereich zei-
gen. Die derzeit mit großer Verve ver-
breiteten Träume von einer nuklear-
waffenfreien Welt können nicht darü-
ber hinwegtäuschen, dass Kernwaffen 
auf absehbare Zeit ein Faktor in der in-
ternationalen Politik bleiben werden. 
Nicht umsonst betont das neue Strate-
gische Konzept, dass die NATO eine 
„nukleare Allianz“ ist. Mehr noch: Die 
Zahl der Kernwaffenstaaten dürfte 
eher zu- als abnehmen. Nordkorea hat 
seinen Status als Atommacht bereits 
mit einem Kernwaffentest im Oktober 
2006 unter Beweis gestellt. Der Iran 
arbeitet seit Jahren an der Bombe und 
kommt dem Ziel, eine Atomwaffe zu 
produzieren, trotz internationaler 
Drohungen und Sanktionen immer nä-
her. Wird der Iran Kernwaffenstaat, 
dürften andere Länder in der Region 



folgen. Gleiches gilt für den asiati-
schen Raum. Länder wie Südkorea 
oder Japan sind bereits heute soge-
nannte „virtuelle“ Nuklearmächte, 
also technisch in der Lage, Kernwaffen 
zu produzieren. Sie dürften diese Op-
tion ernsthaft in Erwägung ziehen, je 
nachdem, wie sich die Lage in Nord-
korea entwickelt.

Ein solcher Trend hin zu einer multi-
nuklearen Welt hat zwei Konsequenzen. 
Zum einen werden Konzepte der nukle-
aren Abschreckung, die nach dem Ende 
des Kalten Krieges vorschnell als anti-
quiert angesehen wurden, eine Renais-
sance erleben. Zum anderen wird die 
Idee der nuklearen Sicherheitsverspre-
chen wieder stärker an Bedeutung ge-
winnen. Schon in der Vergangenheit 
hatten die USA ihren nuklearen Schutz-
schirm über die NATO-Verbündeten 
sowie über Japan und Südkorea ausge-
breitet. Dies nannte man „erweiterte 
Abschreckung“. Ein nuklearer Iran wird 
von den USA eine Ausweitung ihres Nu-
klearschirms erfordern, will man die 
unkontrollierte Ausbreitung von Kern-
waffen in der Region verhindern. Die 
klassische Nuklearstrategie wird also 
wieder auf der internationalen Agenda 
stehen. 

Die NATO wird nach Afghanistan 
vermutlich andere Prioritäten haben. Sie 
dürfte sich weit stärker als heute auf den 
Schutz der unmittelbaren Sicherheitsin-
teressen ihrer Mitglieder konzentrieren. 
Eine solche Evolution ist für sich ge-
nommen weder „positiv“ noch „nega-
tiv“, allerdings wird sie immer wieder zu 
Debatten darüber führen, was denn nun 
diese „vitalen“ Interessen sind. Diese 
werden nicht immer harmonisch verlau-
fen und gelegentlich zum Familienkrach 
führen. Besorgt wird dann mancher 
wieder den transatlantischen Bruch und 

das Dahinscheiden der NATO an die
Wand malen. Dabei ist die Erklärung 
viel banaler: Die NATO ist mehr als nur 
Afghanistan. Sie ist nach wie vor der 
Kern euro-atlantischer Sicherheit und
darüber hinaus eine überaus agile Orga-
nisation. ///

1 Steinberger, Petra: Die Stunde der Imperialisten, in: Süd-
deutsche Zeitung, 22.11.2001.

2 Für einen Abzug – 25 Künstler und Intellektuelle rufen 
auf: In Afghanistan müssen zivile Aufbauorganisationen
innerhalb von zwei Jahren an die Stelle der Bundeswehr 
treten, in: Der Freitag, 8.9.2009. 

3 Der amerikanische Council on Foundations spricht von
1.550 registrierten Non Governmental Organizations 
(NGO). Siehe http://www.usig.org/countryinfo/afghanis-
tan.asp. Interne Dokumente der NATO gehen von 1.800 
aus – eine exakte Zahl ist kaum ermittelbar.

4 Rotmann, Philipp: Built on Shaky Ground: the Compre-
hensive Approach in Practice, NDC Research Paper No. 
63, Rom 2010.

5 Dobbins, James u.a.: America’s Role in Nation Building, 
Rand Corporation, Santa Monica 2003, S. 146.



Die Haltung der Vereinigten Staaten zur 
Europäischen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik (ESVP) ist ambivalent. 
Den USA fällt es schwer zu entscheiden, 
ob die ESVP nun ein Partner (compa-
nion) oder ein Konkurrent (competitor) 
der NATO ist.1 Prinzipiell wollen – und 
brauchen – die Vereinigten Staaten ei-
nen starken europäischen Partner, der 
sie im Umgang mit neuartigen, mehr-
heitlich aus dem außereuropäischen 
Raum kommenden Bedrohungen unter-
stützt. Allerdings wollte Washington 
nicht, dass sich die ESVP in einer Weise 
entwickelte, welche die NATO untermi-
nieren könnte, und hat heftig auf jeden 
Versuch der EU reagiert, eine eigenstän-
dige Kapazität zu entwickeln, die nicht 
eng mit der NATO verbunden ist.

Die amerikanische Reaktion auf den 
französisch-britischen Gipfel in St. 
Malo im Dezember 1998 spiegelt diese 
Bedenken. Während die Clinton-Regie-
rung im Allgemeinen die Entwicklung 

eines starken und geschlossenen euro-
päischen Partners unterstützte, hatten 
etliche amerikanische Amtsträger die 
Sorge, dieser Gipfel könne einen Ver-
such darstellen, eine eigenständige eu-
ropäische Militärkapazität außerhalb 
der NATO zu entwickeln.

Diese Sorgen wurden auf dem EU-
Gipfel 1999 in Helsinki für eine längere 
Zeit zerstreut. Auf diesem Gipfel ver-
kündete die EU, sie werde nur handeln, 
wenn „die NATO als Ganzes nicht in-
volviert ist“. Diese Aussage schien anzu-
deuten, dass der NATO für jeden Kri-
senfall Priorität eingeräumt werde und 
dass die EU nur handeln werde, wenn
die NATO entscheiden würde, dies 
nicht zu tun. Hierdurch verringerte die 
EU – ohne sie gänzlich zu zerstreuen – 
die amerikanischen Bedenken, dass die 
ESVP sich zu einem Rivalen der NATO 
entwickeln könnte.

Die amerikanischen Zweifel wurden
erneut offenkundig, als Frankreich, 



Deutschland, Belgien und Luxemburg 
auf dem so genannten „Pralinengipfel“ 
im April 2003 den Vorschlag zur Er-
richtung einer eigenständigen Operati-
onsplanungszelle in Tervuren durch die 
EU machten. Dieser Vorschlag ließ in 
Washington die Alarmglocken schril-
len. Er schien ein Abrücken von der 
„Berlin plus“-Formel zu signalisieren, 
während die EU in der Lage wäre, auf 
NATO-Ressourcen zum Krisenmana-
gement zurückzugreifen, falls die 
NATO nicht hineingezogen werden 
wollte. In den Augen vieler US-Beamter 
schien dies ein erster Schritt zur Schaf-ff
fung einer europäischen Militärkapazi-
tät außerhalb der NATO zu sein und 
damit eine Bedrohung des Vorranges 
der NATO als des Schlüsselforums für 
die transatlantische Sicherheitszusam-
menarbeit.

Die starke amerikanische Reaktion 
auf den Vorschlag der Errichtung einer 
Planungszelle in Tervuren spiegelte auch 
die weitere Sorge, dass einige EU-Mit-
glieder, besonders Frankreich, versu-
chen könnten, die EU als „Gegenge-
wicht“ zur NATO zu etablieren. Diese 
Befürchtungen wurden noch verstärkt 
durch Präsident Chiracs Betonung der 
„Multipolarität“ – einem Codewort für 
den Ausgleich bzw. die Eindämmung 
der US-Macht – sowie durch die franzö-
sisch-deutsche Opposition gegen die 
US-Invasion im Irak. In den Augen man-
cher amerikanischer Amtsträger schien 
Frankreich von einem aufsässigen Ver-



bündeten zu einem regelrechten Gegner 
der US-Politik geworden zu sein.

Im letzten Jahrzehnt hat sich die Hal-
tung der USA zur ESVP allmählich in 
eine positivere Richtung bewegt. Nach 
Jahren der Verunglimpfung der ESVP 
haben die amerikanischen Amtsträger 
mittlerweile erkannt, dass die EU mit 
ihrer Betonung ziviler Kapazitäten 
durchaus etwas anzubieten hat, auch 
wenn sie nicht viel zur Lösung hochgra-
diger Konflikte beitragen kann.

Gleichzeitig haben die USA reali-
siert, dass die Bedrohung der NATO 
durch die ESVP bei Weitem nicht so 
gravierend ist, wie viele US-Kritiker 
glauben wollten. Während die ESVP in 
der europäischen Öffentlichkeit starke 
Unterstützung erhält, gibt es auf dem 
Weg zu einer ESVP, die eine ernsthafte 
Herausforderung des Primats der 
NATO darstellen könnte, eine Reihe 
von Hindernissen. Das erste und wich-
tigste stellt die britische Politik dar. In 
den letzten Jahren ist zunehmend 
deutlicher geworden, dass eine starke 
ESVP ohne England nicht möglich ist 
und dass London nicht gewillt ist, sei-
ne besonderen Beziehungen zu Wa-
shington auf dem Altar der ESVP zu 
opfern. Dies gilt für die neue konserva-
tive Regierung unter David Cameron 
genauso, wie es für die Labour-Regie-
rungen unter Tony Blair und Gordon 
Brown galt.

Außerdem hat die Aufnahme zehn 
neuer Länder in Osteuropa die politi-
sche Balance innerhalb der EU verän-
dert und den Einfluss der „Atlantiker“ 
innerhalb der Organisation gestärkt. 
Die neuen osteuropäischen Mitglieds-
staaten unterstützen zwar die ESVP, 
wollen aber nicht, dass die Stärkung der 

ESVP zu einer Schwächung der NATO 
führt. Dasselbe gilt für die atlantisch 
orientierten westeuropäischen NATO-
Mitglieder – Portugal, Dänemark, die 
Niederlande und Italien. Alles zusam-
men genommen, kann man darauf zäh-
len, dass die „Atlantiker“ jeden Versuch 
blockieren werden, die ESVP in eine 
anti-amerikanische Richtung zu diri-
gieren.

Die Veränderung der amerikanischen 
Haltung zur ESVP ist Teil einer umfas-
senderen Veränderung der allgemeinen 
amerikanischen Haltung zur EU. Über 
weite Strecken in den 1990er-Jahren 
wurde die EU von den Vereinigten Staa-
ten entweder ignoriert oder man neigte 
dazu, sie als potenziellen Rivalen der 
NATO zu sehen. Letztere Befürchtung 
war vor allem in den ersten Jahren der 
Bush-Regierung vorherrschend. In ihrer 
ersten Amtszeit war die Bush-Regierung 
misstrauisch gegenüber Bemühungen 
zur Stärkung des europäischen Zusam-
menhalts, besonders in den Bereichen 
Sicherheit und Verteidigung. Indem sie 
die grundsätzliche Unterstützung auf-ff
gab, welche die Clinton-Regierung der 
EU gewährt hatte, nahm die Bush-Regie-
rung eine deutlich skeptischere Haltung 
gegenüber der europäischen Integration 
ein, da sie befürchtete, eine stärkere EU 
wäre ein unbequemer Partner und würde 
die NATO unterminieren.

Allerdings begann die Bush-Regie-
rung in ihrer zweiten Amtszeit eine we-
sentlich positivere Haltung zur EU ein-
zunehmen. Während seiner Europareise 
im Februar 2005 besuchte Präsident 
Bush nicht nur das NATO-Hauptquar-



tier, sondern stattete auch der EU einen 
Besuch ab – als erster US-Präsident über-
haupt. In seiner Rede in Brüssel betonte 
Bush ausdrücklich, dass die USA ein 
starkes, einiges Europa unterstützten.2

Bushs Rede signalisierte eine Abkehr 
seiner Regierung von der früheren Am-
bivalenz gegenüber der europäischen 
Integration. Diese Abkehr war auf die 
veränderten strategischen Realitäten in 
der Welt nach dem Kalten Krieg zurück-kk
zuführen, besonders seit dem 11. Sep-
tember: Im Einzelnen sind dies die grö-
ßere Notwendigkeit, Alliierte zu finden, 
um neuen Herausforderungen für die Si-
cherheit begegnen zu können, sowie die 
Bemühungen der EU, eine umfangrei-
chere Sicherheits- und Verteidigungsdi-
mension zu entwickeln, und schließlich 
die begrenzten Möglichkeiten der 
NATO, einigen dieser neuen Herausfor-
derungen zu begegnen. Diese Entwick-kk
lungen trugen zu der wachsenden Er-
kenntnis bei, dass ein stärkerer, einige-
rer europäischer Partner im Interesse 
der USA sei – eine Position, die von der 
Obama-Regierung in noch stärkerem 
Maße übernommen worden ist. Wäh-
rend die USA die EU nun eher als einen 

entscheidenden Partner und weniger als
einen potenziellen Rivalen sehen, blei-
ben dennoch einige kontroverse Punkte.

Operationsplanung war und ist ein
wichtiges Thema für die USA. Manche 
EU-Mitglieder, besonders Frankreich,
argumentieren, dass die EU dort eine ei-
gene Kapazität zur Operationsplanung 
benötigt, wo die NATO nicht verwickelt
werden möchte. Es war immer Tradition 
der Vereinigten Staaten, einer derartigen
Konstellation entgegenzuwirken, da 
man die Befürchtung hegte, dies würde
die Planung erschweren und zu unnöti-
gen Duplizitäten führen. Dies war einer
der Hauptgründe, warum Washington
so heftig auf den Vorschlag, eine EU-
Planungszelle einzurichten, reagierte.

Allerdings entstand der Streit über 
Tervuren aus dem Kontext wachsender 
Differenzen zwischen den USA und 
Frankreich bezüglich des Iraks. Außer-
dem glaubte Washington, dass Präsi-
dent Chirac versuche, die ESVP als ei-

nen Rivalen bzw. ein Gegengewicht zur
NATO zu etablieren. Mittlerweile ha-
ben sich die Beziehungen zwischen den 
USA und Frankreich entspannt und 
normalisiert. Anders als Chirac sieht 
Präsident Sarkozy NATO und ESVP als 
jeweilige Ergänzung, und nicht als Riva-
len. Frankreichs Rückkehr in die militä-
rische Struktur der NATO hat darüber
hinaus die Atmosphäre der Verdächti-
gungen und des Misstrauens zwischen 
beiden Seiten verringert und die Etablie-



rung von EU-Planungskapazitäten zu 
einer weniger kontroversen und einfa-
cher zu handhabenden Angelegenheit 
gemacht.

Traditionell sehen die USA die NATO 
als eine optionale Organisation zum 
Krisenmanagement. Der Helsinki-Gip-
fel von 1999 stellte das Prinzip auf, dass 
die EU dann in das Krisenmanagement 
einbezogen wird, „wenn die NATO als 
Ganzes nicht involviert ist ...“ Dies wur-
de weitgehend so interpretiert, dass die 
EU im Krisenmanagement nur dann die 
Führung übernehmen soll, wenn die 
NATO nicht beteiligt sein will.

Die Krise in Darfur demonstrierte 
allerdings, dass man weit von einer Lö-
sung des Problems entfernt war. An-
fänglich führte die Krise zu einem unan-
gemessenen „Schönheitswettbewerb“ 
zwischen beiden Organisationen. Die 
Vereinigten Staaten sahen die Krise als 
eine Gelegenheit für die NATO, ihre 

weiterhin bestehende Relevanz und glo-
balere Ausrichtung zu demonstrieren, 
während Frankreich argumentierte, 
dass die EU und nicht die NATO die 
Führungsrolle im Umgang mit der Krise 
übernehmen solle. Schließlich kam es 
zu zwei Luftbrücken – eine der NATO 
und eine der EU.

Die Differenzen über Darfur unter-
strichen die Begrenztheit der Möglich-
keiten, wenn man sich auf ad-hoc Ver-
einbarungen verließ. Wenn man zu-
künftige Probleme vermeiden will, wird 
es notwendig sein, im Voraus vereinbar-
te Mechanismen einzurichten, ein-
schließlich gemeinsamer Planung und 
Bereitstellung der Kräfte. Ohne solche 
Vereinbarungen wird es für NATO und 



zustellen, die von der NATO ohne die
Mitwirkung der EU durchgeführt wird.

Die EU verfügt über eine Reihe ziviler 
Kapazitäten, die der NATO fehlen und
die während der Stabilisierungs- und Wi-
deraufbauphasen von Friedensoperatio-
nen gebraucht werden. Das neue Strate-
giekonzept fordert die NATO auf, eine 
bescheidene Kapazität zum zivilen Ma-
nagement aufzubauen, um effektiver mit 
zivilen Partnern interagieren zu können.5

Wie Dobbins allerdings feststellt, ergibt 
es wenig politischen und finanziellen 
Sinn, solche zivilen Kapazitäten inner-
halb der NATO zu duplizieren, wenn es 
sie innerhalb der EU bereits gibt. Eher 
sollte die NATO die Möglichkeit haben, 
auf die Ressourcen der EU zurückzugrei-
fen. Dies würde im Endeffekt ein „umge-
kehrtes Berlin plus“ ergeben.

Frankreichs Rückkehr in die militäri-
schen Strukturen der NATO erleichtert 
die Kooperation zwischen NATO und 
EU. Derzeit ist das hauptsächliche Hin-
dernis, durch das eine engere Kooperati-
on zwischen NATO und EU blockiert 
wird, nicht Frankreich, sondern die Tür-
kei. Im Zusammenhang mit ihrem Ver-
such, Druck auf die EU auszuüben, da-
mit diese Zugeständnisse in der Zypern-
Frage und ihrem Wunsch nach EU-Zu-
gehörigkeit macht, hat Ankara eine en-

EU schwierig werden, sich auf eine Ko-
operation zu einigen – wie es anfänglich 
in Darfur der Fall war.

Seit Darfur hat es beachtliche prinzipiel-
le Fortschritte bei der Verbesserung der 
Kooperation zwischen NATO und EU 
gegeben. Das neue Strategiekonzept, 
das auf dem Lissabonner Gipfel verein-
bart wurde, erkennt ausdrücklich die 
Wichtigkeit einer verbesserten Zusam-
menarbeit mit der EU an. Festgehalten 
wird, dass „eine aktive und effektive Eu-
ropäische Union zur Sicherheit der Eu-
ro-Atlantischen Zone beiträgt“ und 
dass NATO und EU „einander ergän-
zende Rollen“ bei der Verbesserung der 
Sicherheit in der Region spielen.3 Aller-
dings wird nicht spezifisch erläutert, 
wie diese Kooperation verbessert wer-
den könnte. Dies ist eine beachtliche 
Schwäche und sollte im Rahmen des 
verstärkten Dialogs zwischen den bei-
den Institutionen angesprochen werden.

Gleichzeitig besteht die Notwendig-
keit, einige der Modalitäten der Koopera-
tion zwischen NATO und EU zu über-
denken. In der Vergangenheit konzen-
trierte sich der Dialog zwischen NATO 
und EU größtenteils darauf, in welcher 
Weise die NATO die EU bei der Durch-
führung militärischer Operationen un-
terstützen könnte. Wie allerdings mein 
Kollege von der RAND Corporation, 
James Dobbins, aufgezeigt hat, ist es die 
NATO, welche die Hilfe der EU benötigt, 
um viele der Aufgaben erfüllen zu kön-
nen, die heute von ihr verlangt werden, 
und nicht umgekehrt.4 Es wäre durchaus 
möglich, so Dobbins weiter, sich eine von 
der EU geführte Operation vorzustellen, 
die ohne Mitwirkung der NATO stattfin-
det. Allerdings ist es beinahe unmöglich, 
sich eine nation-building Operation vor-



gere Zusammenarbeit zwischen NATO 
und EU verhindert – eine Taktik, mit der 
es sowohl EU- als auch NATO-Offizielle 
gegen sich aufgebracht hat.

Angesichts der Wichtigkeit einer en-
geren Zusammenarbeit zwischen 
NATO und EU zur Verbesserung des 
Krisenmanagements müssen größere 
Anstrengungen unternommen werden, 
um die Einwände der Türken zu über-
winden. NATO-Generalsekretär An-
ders Fogh Rasmussen hat zum Beispiel 
vorgeschlagen, dass die EU mit der Tür-
kei eine Vereinbarung abschließen 
könnte, durch die Ankara ein besonde-
rer Status bei der Europäischen Verteidi-
gungsagentur eingeräumt und die Tür-

kei an der Entscheidungsfindung über 
EU-Sicherheitsmissionen beteiligt 
wird.6 Dies würde die Türkei klarer in
die EU-Sicherheitsstrukturen integrie-
ren und könnte helfen, aus der derzeiti-
gen Sackgasse herauszukommen. Für 
Norwegen, das wie die Türkei Mitglied 
der NATO, aber kein EU-Mitglied ist, 
besteht solch eine Vereinbarung. War-
um sollte man nicht dasselbe für die 
Türkei tun? Allerdings hat Zypern sein 
Veto gegen Rasmussens Vorschlag ein-
gelegt.

Die Wurzel des Problems ist das Ge-
fühl der Türkei, ausgeschlossen zu sein. 
Die Türkei ist der drittgrößte Teilnehmer 
an ESVP-Operationen. Aber als nicht-
Mitglied der EU hat die Türkei keine be-
sonderen Rechte. Solange die Türkei den 
Eindruck hat, dass ihre Probleme nicht 
beachtet werden, wird sie wahrscheinlich 
weiterhin eine Zusammenarbeit zwischen 

NATO und EU blockieren. Eine Lösung 
läge darin, der Türkei einen Status einzu-
räumen, den sie innerhalb der Westeuro-
päischen Union (WEU) innehatte, bevor 
diese in der EU aufging.7 Dann hätte die
Türkei nicht mehr das Gefühl, ausge-
grenzt zu sein, und wäre eher bereit, ihre 
Blockade einer Zusammenarbeit zwi-
schen NATO und EU aufzugeben. 

Eine der Hauptsorgen der USA ist, dass 
eine stärkere ESVP zur Formierung einer 
„europäischen Fraktion“ innerhalb der 
NATO führen könnte – das heißt, dass 
nicht-EU-Mitglieder im Zusammenhang 
mit Debatten innerhalb der NATO mit 
einer gemeinsamen Front seitens der EU-
Mitglieder konfrontiert wären. Mehrere 
aufeinander folgende US-Regierungen 
haben gegen eine derartige Fraktionsbil-
dung vehement opponiert, da dies die 
Entscheidungsfindung der Allianz er-
heblich verkomplizieren könnte. Euro-
päischen Alliierten, die gleichzeitig EU-
Mitglieder sind, könnte der Wille zu 
Kompromisslösungen fehlen, falls dabei 
schwer erarbeitete Positionen innerhalb 
der EU auf dem Spiel ständen. Außer-
dem könnte eine europäische Fraktion 
den Prozess alliierter Entscheidungsfin-
dung verlangsamen, falls die Allianz erst 
abwarten müsste, bis die EU eine ge-
meinsame Position gefunden hätte.

Die Formierung einer europäischen 
Fraktion könnte besonders störende 
Auswirkungen auf die Beziehungen zu 
den Vereinigten Staaten haben. Sie 
könnte im Kongress eine starke Gegen-
reaktion provozieren und zu einer Ver-
ringerung der Unterstützung für NATO 
und EU führen. Allerdings dürfte die 
EU-Erweiterung die Aussichten auf die 
Bildung einer solchen Fraktion verrin-
gern. Die pro-Atlantik Länder inner-



halb der EU, insbesondere Großbritan-
nien, Spanien und die neuen Beitritts-
länder in Mittel- und Osteuropa, wer-
den kaum einer verteidigungs- oder si-
cherheitspolitischen Position zustim-
men, die offen gegen die USA gerichtet 
wäre.

Während die Kooperation zwischen 
NATO und EU voranschreitet, müssen 
die USA und Europa sicherstellen, dass 
dadurch die transatlantische Bindung 
gestärkt und nicht geschwächt wird. 
Mehrere Schritte sind notwendig, damit 
dies der Fall ist.

Zunächst sollten die Vereinigten 
Staaten akzeptieren, dass Europa ein ge-

wisses Maß an eigenständiger Operati-
onsplanung außerhalb der NATO 
braucht. Angesichts der vorrangigen Be-
schäftigung der USA mit Afghanistan, 
dem Iran und dem Krieg gegen den Ter-
rorismus sind europäische Bedenken, 
dass die Vereinigten Staaten in be-
stimmten Situationen nicht involviert 
sein möchten, durchaus berechtigt. Für 
die wenigen Fälle, in denen die USA kei-
ne Verwicklung der NATO wünschen, 
brauchen die Europäer daher eine eige-
ne Handlungskapazität, um in der Lage 
zu sein, selbst zu handeln.

Zweitens müssen die Übergangspro-
zesse und Prioritäten im Bereich der 
Verteidigung in den USA und Europa 
eng miteinander harmonisiert werden. 
Die Vereinigten Staaten und Europa 



müssen eine gemeinsame Wahrneh-
mung von Bedrohungen sowie gemein-
same oder zumindest kompatible Mili-
tärdoktrinen entwickeln. 

Drittens müssen NATO und EU 
Mechanismen entwickeln, die schnelle, 
koordinierte Reaktionen im Krisenfall 
erlauben. Dies sollte die Entwicklung 
von Planungsmechanismen und Me-
chanismen des Aufbaus der Kräfte so-
wie eine verbesserte politische Konsul-
tation beinhalten. Bis eine derart fortge-
schrittene Planung in die Tat umgesetzt 
ist, wird es NATO und EU wahrschein-
lich schwer fallen, in Zukunft miteinan-
der zu kooperieren, und viele der Prob-
leme, die während der Darfur-Operati-
on offenkundig wurden, dürften sich 
wiederholen.

Viertens müssen die Vereinigten 
Staaten anerkennen, dass die EU zuneh-
mend zu einem wichtigen Partner in der 
Politik und in Sicherheitsfragen wird. In 
Zukunft werden Verteidigungspolitik 
und die entsprechenden Beschlüsse zu-
nehmend im europäischen Rahmen 
stattfinden. Dies wird erfordern, dass 
die Vereinigten Staaten eine stärkere Si-
cherheitspartnerschaft mit der EU ent-
wickeln. ///

Der Beitrag wurde vom Amerikanischen ins Deutsche über-
setzt.
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Teilnahme an Sicherheitsoperationen der WEU ermög-
lichte. Die Türkei verlor diesen Status, nachdem die WEU 
in der EU aufgegangen war – eine Entscheidung, die in 
Ankara für beachtliche Verstimmung sorgte. 



Seit Beginn der Reform- und Öffnungs-
politik 1978/79 hat sich die Volksrepub-
lik China nicht nur ökonomisch zu ei-
nem der weltweit führenden Akteure 
entwickelt. Mit dem Bedeutungszu-
wachs im Wirtschaftsbereich ist China 
auch globalpolitisch zunehmend wieder 
ins Blickfeld der Welt gerückt. Dieser 
Tatsache ist sich Peking sehr wohl be-
wusst und dementsprechend haben sich 
auch die außenpolitischen Strategien im 
Laufe der vergangenen 20 Jahre erkenn-
bar verändert. Seit den frühen 90er-Jah-
ren galt Deng Xiaopings Diktum, wo-
nach China in der Außenpolitik seine 
„Fähigkeiten verbergen und Zurückhal-
tung üben“ sollte. Dieser Ansatz wurde 
von Dengs Nachfolger Jiang Zemin rhe-
torisch weitergeführt. Jiang war der 
Überzeugung, dass Chinas Außenpoli-

tik darauf ausgerichtet sein müsse, Ver-
trauen auf- und auszubauen, Schwierig-
keiten zu vermeiden, die internationale 
Zusammenarbeit zu fördern und so ins-
gesamt Konfrontationen zu vermeiden.

Diese Zurückhaltung hat Peking in
den letzten Jahren abgelegt. Mitte dieses 
Jahrzehnts wurde zunächst Chinas 
„Friedlicher Aufstieg“ propagiert. Als die 
chinesische Führung aber merkte, dass 
die direkten Nachbarn und einige westli-
che Länder hauptsächlich den „Aufstieg“ 
und nicht dessen „friedliche“ Ausrich-
tung wahrnahmen, wurde das Konzept 
modifiziert und firmiert seither unter
dem Schlagwort der „Friedlichen Ent-tt
wicklung“, die zur Schaffung einer „har-
monischen Welt“ beitragen soll. Ende 
2009 legte der derzeitige Partei- und 
Staatschef Hu Jintao eine außenpoliti-
sche Initiative vor, die deutlich erkennbar 



von der seiner Vorgänger Deng und Jiang 
abweicht. Laut Hu soll sich China nun 
energisch an globalen Angelegenheiten 
beteiligen und ebenso zur Schaffung der 
„harmonischen Welt“ beitragen.

Basierend auf diesen Konzepten be-
treibt Peking eine zunehmend aktive Au-
ßenpolitik. Das Land übernimmt als re-
gionale Führungsmacht vermehrt Ver-
antwortung und engagiert sich beispiels-
weise verstärkt im Rahmen internatio-
naler Schutz- und Friedenstruppen. Das 
grundlegende Ziel dieser im Großen und 
Ganzen auf Kooperation ausgerichteten 
Außenpolitik ist die Schaffung einer 
friedlichen Umgebung, die für die weite-
re Entwicklung des Landes – und somit 
für die Machtsicherung der Kommunis-
tischen Partei – unerlässlich ist. 

Allerdings hat die Volksrepublik
trotz dieser selbst betriebenen Integra-
tion in die internationale Gemeinschaft 
zumindest im Westen ein Imageprob-
lem. Die Streitigkeiten um die Aufwer-
tung der chinesischen Währung, die 
rüden Reaktionen auf die Verleihung 
des Nobelpreises an Liu Xiaobo oder 
die aggressiven Gebietsstreitigkeiten 
mit Japan zeigen, dass sich Peking sei-
ner neuen Stellung durchaus bewusst 
und auch bereit ist, diese für seine Zwe-
cke einzusetzen. Auch wenn diese Ak-
tionen, die immer auch als Botschaft an 
die chinesische Bevölkerung zu lesen 
sind, im Westen mitunter Kopfschüt-
teln und Unverständnis hervorrufen, 
weiß Peking doch um die „China-
Angst“ des Westens und versucht, die-



ser neuerdings mit einer „Charme Of-ff
fensive“1 zu begegnen.

Die Integration in die Weltpolitik geht 
einher mit einer zunehmend institutiona-
lisierten Außendarstellung der Volksre-
publik. So wurden beispielsweise seit 
Beginn der Reformpolitik in chinesi-
schen Ministerien auf verschiedenen ad-
ministrativen Ebenen die Posten von 
Pressesprechern eingeführt und seit An-
fang der 90er-Jahre publiziert China Stel-
lungnahmen zu Themen, die internatio-
nal kontrovers diskutiert werden, in 
Form sogenannter Weiß-Bücher. Wäh-
rend diese Maßnahmen in erster Linie als 
Informationsmöglichkeiten für offizielle 
Stellen im Ausland und ausländische 
Journalisten zu verstehen sind, erweitert 
die chinesische Regierung seit einigen 
Jahren ihre Arbeit auch auf dem Gebiet 
der Public Diplomacy. Anders als traditi-
onelle Diplomatie, bei der es vornehm-
lich um die Kommunikation zwischen 
Regierungen geht, bezieht sich Public Di-
plomacy auf die Kommunikation einer 
Regierung mit der Öffentlichkeit eines 
anderen Landes.

In diesem Zusammenhang ist auch 
der Begriff der Soft Power von Bedeu-
tung. Geprägt vom US-amerikanischen
Politikwissenschaftler Joseph Nye meint
diese weiche Macht die Fähigkeit, das
zu erreichen, was man will, und zwar
nicht durch Zwang, sondern durch An-
ziehungskraft. Für Nye sind die Quellen
von Soft Power die Kultur, die politi-
schen Werte und die politischen Strate-
gien eines Landes.2

In China bezieht man sich auf Nyes 
Konzept, adaptiert dies allerdings 
zweckrational und passt es – wie bei fast 
allen politischen Begrifflichkeiten üb-
lich – den chinesischen Gegebenheiten 
an. Ein Streitpunkt in China ist die Fra-
ge, welche Rolle Kultur in diesem Kon-
zept spielen soll. Yu Xintian beispiels-
weise ist der Ansicht: „Kultur ist der 
Kern von Soft Power“.3 Ihr gegenüber
stehen Wissenschaftler wie Yan Xue-
tong, der argumentiert, dass die Soft Po-
wer eines Landes viel mehr auf der poli-
tischen Leistungsfähigkeit als auf Kultur 
beruht.4 Argumentativ steht Yu damit 
dem offiziellen chinesischen Verständ-
nis von Soft Power näher, während Yan 
einen Ansatz vertritt, der das Dilemma 
dieses Konzepts für die chinesische Re-
gierung aufzeigt. 

Mag Pekings Entwicklungsmodell 
von entfesseltem Markt und nach wie 
vor autoritärer Herrschaft in einigen 
Ländern der Dritten Welt ein Erfolgsmo-
dell sein, global lässt sich das Image der 
Volksrepublik mit diesen politischen 
Werten und Strategien nicht nachhaltig 
verbessern. Dass Hu Jintao in seiner Par-
teitagsrede 2007 Soft Power vor allem 
mit dem Parameter Kultur in Verbin-
dung brachte, erscheint da nur folgerich-
tig. Interessanterweise bezieht man sich 
in China vor allem auf die traditionelle 
Kultur. Dies geschieht wohl als Reminis-



zenz an die vieltausendjährige chinesi-
sche (Kultur)Geschichte. Außerdem hat 
die traditionelle Kultur den Vorteil, dass 
sie als genuin „chinesisch“ verstanden 
werden kann, während moderne Kultur-
erscheinungen oftmals aus dem Westen 
importiert sind. Allerdings drängt sich 
in diesem Zusammenhang noch ein drit-
ter Gedanke auf: Möglicherweise wird 
von offizieller Seite die traditionelle Kul-
tur in erster Linie als apolitisch und so-
mit weniger „gefährlich“ betrachtet. Die 
Internetkultur, die kritische Blogs und 
Satirevideos hervorbringt, oder der im 
Westen so gefeierte Ai Weiwei bereiten 
der Führung sicherlich größeres Kopf-ff
zerbrechen als Kalligraphie, Mah-Jongg 
oder traditionelle chinesische Medizin.

Bei der Außendarstellung geht es also 
darum, andere Staaten und deren Bevöl-
kerung von den guten Absichten Chinas 
zu überzeugen, und dabei setzt Peking 
vor allem auf Information und Kultur-
vermittlung. Einerseits investiert die Re-
gierung große Summen in chinesische 
Staatsmedien, damit diese einem mög-
lichst globalen Publikum die chinesische 
Sicht der Dinge erklären. Andererseits 
werden auf der ganzen Welt Kulturinsti-
tute gegründet, die die chinesische Kul-
tur und Sprache vermitteln sollen. 

In den vergangenen zwei Jahren hat 
Peking rund 8,7 Milliarden US Dollar in 
seine vier großen staatlichen Medienbe-
triebe, die Nachrichtenagentur Xinhua, 
das Staatsfernsehen CCTV, den Radio-
sender Radio China International und 
die englischsprachige Tageszeitung Chi-
na Daily investiert. Die jüngste Maß-
nahme war die Inbetriebnahme des eng-
lischsprachigen Fernsehsenders China 
Xinhua News Network Corporation 

(CNC) im Juli 2010. Der täglich 24 
Stunden sendende Nachrichtenkanal 
gehört zur Nachrichtenagentur Xinhua 
und soll laut offiziellen Angaben „einen 
internationalen Blick auf die Welt aus 
chinesischer Sicht präsentieren“.5 Da die 
chinesischen Medien trotz aller Fort-
schritte nach wie vor nicht wirklich un-
abhängig berichten können und vor al-
lem die erwähnten großen Staatsmedien 
in erster Linie als Sprachrohr der Kom-
munistischen Partei gelten, haben all 
diese Angebote im globalen Wettbe-
werb vor allem im Westen ein ernstes 
Glaubwürdigkeitsproblem.

Ein anderes Instrument der chinesischen 
Außendarstellung bilden die weltweit 
entstehenden chinesischen Kulturinsti-
tute im Namen des Philosophen Konfuzi-
us. Bereits die Namenswahl ist auf-ff
schlussreich. Im März 2004 beschloss 
der chinesische Staatsrat, die zu grün-
denden Institute nach Konfuzius zu be-
nennen.6 Diese Entscheidung ist durch-
aus bemerkenswert. Noch in der Kultur-
revolution galt Konfuzius als der „,Weise‘ 
der reaktionären Klasse“7 und seine Leh7 -
re, der Konfuzianismus, galt als Grund-
übel der Gesellschaft und als eines ihrer 
entscheidenden Entwicklungshemmnis-
se. Dies ist heute offiziell vergessen und 
die Namenswahl erfolgte mit Bedacht. 

Einerseits ist ein Hauptaspekt der 
konfuzianischen Lehre das Konzept der 
Harmonie, welches sich im außenpoliti-



schen Ziel des Aufbaus einer „harmoni-
schen Welt“ spiegelt. Andererseits kann 
sicherlich unterstellt werden, dass Pe-
king den Wert der Marke Konfuzius für 
sich nutzen möchte, da Konfuzius welt-
weit die bekannteste Figur der chinesi-
schen Geistesgeschichte ist und außer-
dem ein Mao-Zedong-Institut in den 
meisten Ländern wohl eher weniger 
willkommen gewesen wäre.8 Neben all 
diesen taktischen Erwägungen gilt 
Konfuzius als „Lehrer der 10.000 Gene-
rationen“ und bietet sich auch so als 
Namenspatron für ein Kulturinstitut 
bestens an. 

Im Jahr 2004 wurden die ersten 
Konfuzius-Institute gegründet, Mitte 
2010 existierten 316 Konfuzius-Institu-
te und 337 Konfuzius-Klassenzimmer 
in 94 Ländern. Beide Einrichtungen un-
terscheiden sich lediglich in einigen or-
ganisatorischen Aspekten, Aufgabe und 
Zielsetzung sind identisch. Wenn das 
Goethe-Institut mit seinen derzeit 136 
Instituten und elf Verbindungsbüros in 
92 Ländern als Vergleich dient, dann 
sind die chinesischen Zahlen überaus 
beeindruckend. Allerdings muss kon-
statiert werden, dass noch nicht alle der 
bereits gegründeten Institute auch 
schon arbeiten. Darüber hinaus sind 
viele der Konfuzius-Institute von der 
Größe und Ausstattung her nicht mit 
den Goethe-Instituten zu vergleichen. 

Ein weiterer Unterschied zu den Goe-
the-Instituten, die gemäß chinesischen 
Quellen als ein Vorbild für die Konfuzi-
us-Institute dienten,9 sind die unter-
schiedlichen Organisationsformen der 
chinesischen Einrichtungen. Während 
China die Institute an verschiedenen 
Standorten, vor allem in Afrika, allein 

betreibt und auch finanziert, sind die 
meisten Konfuzius-Institute in Europa, 
Amerika, weiten Teilen Asiens und in 
Ozeanien Joint Ventures zwischen chi-
nesischen und örtlichen Partnern.

Auch wenn jedes Institut seine Beson-
derheiten bei Struktur und Organisation 
hat, lassen sich zumindest für die als 
Joint Ventures organisierten Konfuzius-
Institute einige grundlegende Gemein-
samkeiten erkennen. In Deutschland 
zum Beispiel existieren elf Institute (und 
ein Klassenzimmer), von denen die meis-
ten Kooperationsprojekte zwischen deut-
schen und chinesischen Universitäten 
sind, die oft schon jahrelang vorher zu-
sammengearbeitet haben. Die deutsche 
Seite stellt im Rahmen dieser Kooperati-
on die Räumlichkeiten und Ortskräfte, 
die chinesische Universität schickt zwei 
oder drei Sprachlehrer, von denen eine / r 
auch Managementaufgaben übernimmt. 
Darüber hinaus werden die Institute fi-
nanziell von Hanban unterstützt. 

Hanban, die Nationale Leitungsstel-
le für Chinesisch als Fremdsprache in 
Peking, setzt sich aus Mitgliedern von 
zwölf Ministerien und Kommissionen 
der chinesischen Zentralregierung zu-
sammen, wobei das Erziehungsministe-
rium federführend ist. Hanban koordi-
niert die Zusammenarbeit der Universi-
täten, entsendet chinesisches Personal 
an die Institute, stellt Lehrmaterialen 
zur Verfügung und eben auch Finanz-
mittel. Im Jahr 2009 investierte Hanban 
rund 60 Millionen US-Dollar, dank der 
Joint Venture-Struktur sind dies aller-
dings nur rund 50 % des Gesamtbud-
gets. Die restlichen 50 % kommen von 
den internationalen Partnern. Laut offi-
ziellen Statuten zahlt Hanban jedem In-
stitut zwischen 50.000 und 100.000 
US-Dollar jährlich als Finanzhilfe. In ih-
rem Jahresbericht für 2009 allerdings 



erklärte Xu Lin, die Generalsekretärin 
aller Konfuzius-Institute, dass durch-
schnittlich bis zu 400.000 US-Dollar 
für jedes Institut ausgegeben wurden.10

Andere Studien zeigen, dass zum Bei-
spiel in Japan einige Institute bis zu 
200.000 US-Dollar bekommen.11 Die 
deutschen Institute erhalten jährlich 
durchschnittlich 100.000 US-Dollar, 
können aber für Sonderprogramme wei-
tere Gelder beantragen. 

Insgesamt ist die Joint-Venture-
Struktur ein durchaus cleveres Modell: 
Indem China das globale Interesse an 
seiner Kultur und vor allem an seiner 
Sprache geschickt nutzt, bezahlen inter-
nationale Partner einen Teil der chinesi-
schen Imagekampagne im Ausland mit. 
Außerdem, und hierin besteht ein ent-
scheidender Unterschied zu den Bemü-
hungen der chinesischen Staatsmedien, 
profitieren die Institute durch die Joint 
Venture-Struktur vom Renommee der 
Gastinstitutionen. Ein weiterer Vorteil 
dieses Kooperativmodells besteht für 
die chinesische Seite darin, dass alle 
Konfuzius-Institute in Deutschland ein-
getragene Vereine und somit deutsche 
Körperschaften sind. So gelten sie for-
mal nicht als chinesische Einrichtun-
gen. Dieser Aspekt ist nicht unbedeu-
tend, da die chinesische Regierung bei 
der Einrichtung ausländischer Kulturin-
stitute in China selbst noch immer sehr 
restriktiv ist. Da Peking das Motto „Ein 
Land, ein Kulturinstitut“ verfolgt, hat 
beispielsweise das Goethe-Institut in 
China offiziell lediglich nur ein Büro in 
Peking und der zweite Standort in 
Shanghai wird offiziell vom dortigen 
Konsulat betrieben. Mit den Joint Ven-
tures hält sich Peking formal an diese 
Vereinbarung, hat aber faktisch ein viel 
größeres Netzwerk von Kultureinrich-
tungen.

Konfuzius-Institute richten sich in ers-
ter Linie, aber nicht ausschließlich, an 
die interessierte Öffentlichkeit, die kein 
Spezialistenwissen über China besitzt, 
und vermitteln dieser Zielgruppe die 
chinesische Sprache und Kultur. Ge-
bührenpflichtige Sprachkurse gibt es für 
verschiedene Sprachniveaus und The-
menbereiche wie Business-Chinesisch 
oder Crash-Kurse für Reisende. Die Kul-
turveranstaltungen beinhalten überall 
Filmvorführungen, Kalligraphie- und 
Mah-Jongg-Kurse oder auch Kochkurse 
und Einführungen in die traditionelle 
chinesische Medizin. Außerdem gibt es 
Ausstellungen und jedes Institut hat 
eine Vortragsreihe, in der renommierte 
Chinawissenschaftler über ihre For-
schungsthemen sprechen.

Trotz dieser grundsätzlich ähnlichen 
Angebote setzen die meisten Institute 
unterschiedliche Arbeitsschwerpunkte. 
In Berlin zum Beispiel liegt ein solcher 
auf der Lehrerfortbildung und in Frank-kk
furt konzentriert man sich unter ande-
rem auf Schulungen für Geschäftsleute. 
Diese Varianz ist auch global erkennbar. 
Ähnlich wie das Institut in Frankfurt 
bietet beispielsweise das Konfuzius-In-
stitut in Athen neben Sprachkursen und 



Kulturprogrammen vor allem auf Ge-
schäftsleute zugeschnittene Schulungen 
und Kurse an.12 Ein Schwerpunkt des 
Instituts im norwegischen Bergen hin-
gegen ist die Förderung des Wushu, der 
chinesischen Kampfkunst.13 Und die 
Institute an der London South Bank-
University und am Royal Melbourne In-
stitute of Technology sind beispielswei-
se auf traditionelle chinesische Medizin 
spezialisiert. Der Direktor des Instituts 
in Melbourne erklärt denn auch, dass er 
mit Politik nichts zu tun habe und dass 
sich sein Institut in erster Linie der Ver-
mittlung traditioneller chinesischer 
Heilmethoden verschrieben hat.14

Der Hinweis auf die Politik ist durch-
aus berechtigt und wird mitunter heftig 
diskutiert. Denn die organisatorische 
Nähe zu Hanban und somit zur chinesi-

schen Regierung ist nicht ganz unprob-
lematisch. Nahezu jeder Medienbericht 
über die Konfuzius-Institute beschäftigt 
sich mit der Frage, ob diese ein Propa-
gandawerkzeug der Kommunistischen 
Partei sind oder nicht. 

Kritiker behaupten mitunter, dass im 
Sprachunterricht kommunistische Pro-
paganda verbreitet werde. Dies ist zu-
mindest in Deutschland schwerlich mög-
lich, da die von Hanban gelieferten Lehr-
materialien alle auf Englisch verfasst sind 
und die meisten Besucher der Konfuzius-
Institute nicht so gut Englisch sprechen, 
dass sie damit eine weitere Fremdsprache 
lernen könnten. Deshalb sind die deut-tt



schen Institute dazu übergegangen, eige-
ne Lehrmaterialen zu konzipieren, die 
besser auf die hiesigen Lerngewohnhei-
ten zugeschnitten sind. Von einem Pro-
pagandainstrument kann in diesem Zu-
sammenhang also keine Rede sein. 

Nicht so eindeutig ist der Fall bei den 
nicht-sprachlichen Angeboten der Insti-
tute. Wer sich die Programme und die 
Jahresberichte der Institute anschaut 
und mit den Verantwortlichen in 
Deutschland spricht, muss der chinesi-
schen Direktorin des Leipziger Konfuzi-
us-Instituts, Lai Zhijin, zustimmen, die 
erklärt: „Wir machen keine politische 
Propaganda.“15 Einerseits ist die chinesi-
sche Führung dafür zu realistisch und 
antizipiert wohl richtigerweise, dass sol-
che Versuche im Westen das genaue Ge-
genteil bewirken würden. Andererseits 
spielt hier auch die skizzierte Joint-Ven-
ture-Struktur eine entscheidende Rolle. 
Dadurch werden inhaltliche Entschei-
dungen nicht ausschließlich von chinesi-
scher Seite gefällt, sondern die internatio-
nalen Partner entscheiden immer mit. 
Außerdem ist kaum zu befürchten, dass 
ein Akademiker außerhalb Chinas seine 
Karriere aufs Spiel setzt, um für die Kom-
munistische Partei Chinas Schönwetter 
zu machen. So erklärt beispielsweise der 
deutsche Direktor des Leipziger Instituts, 
Philip Clart, der gleichzeitig Professor 
am Ostasiatischen Institut der Universi-
tät ist, dass es prinzipiell keine Vorgaben 
aus Peking gibt, und entkräftet den oft-
mals erhobenen Vorwurf, dass Universi-
täten, die ein Konfuzius-Institut beher-
bergen, wissenschaftlich nicht mehr frei 
arbeiten könnten: „Wenn ich an der Uni 
den Dalai Lama einlade, fliege ich [beim 
Konfuzius-Institut] nicht raus.“16

Dennoch gibt es bestimmte Themen, 
die in den Konfuzius-Instituten nicht 
oder nur sehr zurückhaltend behandelt 

werden. Alle Entscheidungsträger der 
deutschen Institute sind entweder ausge-
bildete Chinawissenschaftler oder ha-
ben langjährige Erfahrungen mit der
Volksrepublik und wissen somit, was 
die sensiblen Themen sind. Der Grund-
tenor aus den Instituten lautet: Wer ei-
nen solchen Vertrag unterzeichnet, 
weiß, wo die Grenzen liegen. Und diese 
liegen beispielsweise bei Taiwan, Tibet 
oder Falun Gong. So gab es während der 
Konferenz aller Konfuzius-Institute 
2008 in Peking zwar keine direkten in-
haltlichen Vorgaben, aber dennoch wur-
de erklärt, dass Themen wie eben Tibet, 
Falun Gong und Taiwan „nicht gerne ge-
sehen werden.“17 Allerdings bieten die 
deutschen Konfuzius-Institute im Rah-
men ihrer Möglichkeiten ein durchaus 
ausgewogenes Programm. Wenn in 
Leipzig eine Podiumsdiskussion über 
Zensur in China veranstaltet wird, wenn 
in Düsseldorf Wolfgang Kubin spricht, 
der einer der schärfsten Kritiker der chi-
nesischen Gegenwartsliteratur ist, oder 
wenn in Berlin Dokumentarfilme ge-
zeigt werden, die mehr aufdecken als 

verbergen, dann ist das keine aktive Pro-
paganda. Allerdings gilt festzuhalten, 
dass die Staatsferne, auf die das Goethe-
Institut zu Recht stolz ist, in dieser Form 
für die Konfuzius-Institute nicht gilt 
und gewisse Themen dadurch nicht oder 
nur sehr zurückhaltend stattfinden. 

Diese Probleme sind bekannt und
führen mitunter auch dazu, dass an ei-
nigen Standorten keine Konfuzius-Insti-
tute eingerichtet werden. So erklärte 



beispielsweise Mette Halskov Hansen, 
Sinologieprofessorin an der Universität 
Oslo, dass ihr Institut zwar mit zahlrei-
chen chinesischen Universitäten und 
Wissenschaftlern zusammenarbeite, 
man aber nicht glaube, „dass die Grün-
dung eines Konfuzius-Instituts der bes-
te Weg wäre, gute akademische Bezie-
hungen zu chinesischen Einrichtungen 
und Dozenten zu schaffen.“18

Neben der Skepsis in der Öffentlich-
keit haben die Institute allerdings auch 
mit praktischen Schwierigkeiten zu 
kämpfen. So erklärte Xu Lin 2009, dass 
die Konfuzius-Institute vor allem zwei 
Probleme hätten: Einerseits fehlen Leh-
rer, die die Sprache des Gastlandes so 
gut sprechen, dass sie Chinesisch unter-
richten können, und andererseits fehlen 
nach wie vor Lehrmaterialien, die auf 
die lokalen Bedürfnisse der Chinesisch-
Lernenden zugeschnitten sind.19 Nicht 
zuletzt deshalb – so ist aus allen Institu-
ten zu hören – ist Hanban flexibel, 
wenn es um die tägliche Arbeit geht. So 
können die Institute wie beschrieben 
eigene Lehrmaterialien entwickeln und 
auch lokale Sprachlehrer einstellen. Er-
staunlicherweise arbeiten die meisten 
Institute in dieser Hinsicht relativ auto-
nom. Zwar gibt es immer wieder infor-
mellen Austausch und mitunter kommt 
es zu Kooperationen, wenn zum Bei-
spiel eine Ausstellung erst im Leipziger 
Institut und später in Berlin gezeigt 
wird, aber insgesamt, so hat es nicht 
nur in Deutschland den Anschein, ar-
beiten die Institute recht unabhängig 
voneinander.

Ebenso erstaunlich ist die Tatsache, dass 
es im Bereich der Sprach- und Kulturver-
mittlung in China zwei Akteure gibt, die 
nahezu identische Ansätze verfolgen. 

Während die Konfuzius-Institute vom 
Erziehungsministerium koordiniert wer-
den, betreibt auch das chinesische Kul-
turministerium sogenannte Chinesische 
Kulturzentren, eines davon in Berlin.

Laut Bai Yang, dem Direktor des 
Chinesischen Kulturzentrums in Berlin, 
gibt es derzeit weltweit acht Kulturzen-
tren, darunter drei in Europa, in Berlin,
Paris und Malta, wobei im Gegensatz zu 
den Konfuzius-Instituten dieses Netz 
nicht sehr viel weiter ausgebaut werden 
soll.20 Diese Kulturzentren basieren auf 
den oben erwähnten zwischenstaatli-
chen Kulturabkommen und unterschei-
den sich hauptsächlich in ihrer Organi-
sation von den Konfuzius-Instituten. 
Die Kulturzentren sind keine Joint Ven-
tures, sondern werden komplett vom 
chinesischen Kulturministerium betrie-
ben und finanziert. Inhaltlich allerdings 
unterscheiden sich diese Zentren nur 
wenig von den Konfuzius-Instituten. 
Beide Einrichtungen bedienen die inter-
essierte Öffentlichkeit und bieten mit 
gebührenpflichtigen Sprachkursen, chi-
nesischen Filmen und Vortragsreihen 
ein ähnliches Programm.

Für die globale Public-Diplomacy-Stra-
tegie der Volksrepublik China allerdings 
spielen die Konfuzius-Institute aufgrund 
des global äußert umfangreichen und nach 
wie vor wachsenden Netzwerkes die wich-
tigere Rolle. Ob die Tatsache, dass zwei 
Akteure innerhalb der chinesischen Regie-
rung diese Form der Außendarstellung be-
treiben, eher auf einen Mangel an konziser 
Strategie oder auf den Versuch, die Schlag-
kraft zu verdoppeln, zurückzuführen ist, 
muss dabei offen bleiben. 

Insgesamt wird deutlich, dass die Volks-
republik China zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts erkannt hat, dass ein Staat, der 



auf der internationalen Bühne umfas-
send wahrgenommen werden will, auch 
im Bereich seiner Außendarstellung ak-kk
tiv sein muss. Dabei geht China auch in 
diesem Bereich eigene Wege. Wie ande-
re politische Ideen und Konzepte auch, 
werden im Bereich der Außendarstel-
lung westliche Ansätze – die Gründung 
von Kulturinstituten im Ausland – auf-ff
gegriffen und wie im Fall der Konfuzius-
Institute zweckrational adaptiert. Aller-
dings stößt die hier beschriebene 
„Charme-Offensive“ an systemimma-
nente Grenzen, die über Schwierigkei-
ten bei der täglichen Arbeit hinausge-
hen. Denn die Arbeit von mehr als 600 
Kultureinrichtungen kann im Rahmen 
der Möglichkeiten noch so gut sein – so-
lange die chinesische Regierung in Chi-
na selbst nach wie vor und immer noch 
Dissidenten einsperrt, Webseiten und 
Medien zensiert oder die Unabhängig-
keit der Gerichte nicht akzeptiert, kön-
nen auch Konfuzius-Institute nur be-
dingt zur Imagepflege der Volksrepublik 
China beitragen. /// 
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Der grenzübergreifende Schmuggel 
zählte bereits in der spanischen Koloni-
alherrschaft zu den bedeutenden Wirt-
schaftsfaktoren des heutigen Mexikos, 
wobei sich der Schmuggel aufgrund der 
Nähe der USA stets im Norden des Lan-
des konzentrierte. Während der koloni-
alen Epoche diente er zunächst der 
Überwindung von durch das merkanti-
listische Regime des Mutterlandes ver-
ursachten Knappheiten. Seine Bedeu-
tung wuchs noch beträchtlich nach der 
Unabhängigkeit Mexikos und der West-
ausdehnung der USA im ersten Viertel 
des 19. Jahrhunderts. So waren etwa im 
Jahr 1850 zwei Drittel der im nordöstli-
chen Mexiko gehandelten Waren 
Schmuggelgut – und bereits damals 
operierten die Schmuggler häufig mit 
der Rückendeckung der politischen 
Führung der nördlichen Bundesstaaten. 
Durch die Bürgerkriege in den USA und 
einige Jahre später in Mexiko kam es zu 

einem zusätzlichen Aufschwung des 
Waffenhandels.

Nach dem Verbot des Opiumim-
ports in den USA im Jahr 1909 wurde 
der Opiumhandel zu einem weiteren 
Rückgrat der Grenzlandökonomie, wo-
bei er – von chinesischen Immigranten 
etabliert – bald von Bauern und 
Schmugglern in den weitgehend gesetz-
losen Bergregionen des Bundesstaates 
Sinaloa übernommen wurde. Durch die 
im folgenden Jahr ausbrechende Mexi-
kanische Revolution mit ihren zehn Jah-
re währenden Kampfhandlungen nahm 
das Geschäft häufig die Form des Tau-
sches von Opium gegen Kriegswaffen 
an. Nach dem Abflauen der Kämpfe und 
der politischen Restabilisierung Mexi-
kos etablierte sich in Mexiko das Ein-
parteienregime der Partei der Institutio-
nellen Revolution (PRI). Gleichzeitig 
entstanden durch die Prohibition in den
USA neue Gelegenheiten.1

Der Grundstein für die heute beste-
hende Drogenindustrie wurde aller-



-ff
mohnanbaus in Nordmexiko zur Ge-
winnung von Schmerzmitteln für das 
Sanitätswesen der US-Streitkräfte im 2. 
Weltkrieg gelegt. Danach sorgte dann 
der massiv ansteigende Marihuana- und 
Heroinkonsum in den USA für ein ra-
santes Wachstum. Der Anbau von Hanf 
und Schlafmohn breitete sich von Sina-
loa auf die umliegenden Bundesstaaten 
Durango, Sonora und Chihuahua aus. 
Doch mit dem ökonomischen Wachs-
tum gewannen auch die politischen As-
pekte des Drogenhandels an Bedeutung 

und in dem rudimentären Feudalsystem 
wurde es üblich, dass lokale Funktionä-
re „plazas“ – Gebiete und Korridore für 
den Anbau, die Weiterverarbeitung und 
den Transport illegaler Substanzen – 
vergaben. Immer noch wurden aber so-
wohl Anbau als auch Transport von 
kleinen, auf Familienbasis operierenden 
und nur gelegentlich gewaltsam kon-



kurrierenden Organisationen durchge-
führt, die sich in einem Verhältnis hier-
archischer Abhängigkeit zu den herr-
schenden Politikern befanden. In dieser 
Zeit scheint es zur Etablierung einer re-
gelgeleiteten Praxis gekommen zu sein, 
dergemäß territoriale Abgrenzungen 
und das Leben Unschuldiger zu respek-kk
tieren sowie der Verkauf an Konsumen-
ten innerhalb Mexikos und gewalttätige 
Auseinandersetzungen in Großstädten 
Tabu waren. Dispute wurden von Stell-
vertretern der Gouverneure der jeweili-
gen Bundesstaaten entschieden. 

Ab den 70er-Jahren kam es dank der mit 
dem Kokainschmuggel erworbenen 
Gelder zu einem Aufbau eigenständiger 
Machtbasen führender Kartellfiguren, 
die in vielen Fällen ihre Heimatorte zum 
ersten Mal mit grundlegenden Infra-
strukturen wie Elektrizität und Schulen 
ausstatteten, sich somit zu einer Art pa-
rastaatlichem Wohlfahrtsstaatsurrogat 
aufschwangen und oft umfassende Lo-
yalität der Bevölkerung in ihren jeweili-
gen Gebieten genossen. Entsprechend 
dürfte die Bedeutung der politischen 
Protektion geschwunden sein bzw. sich 
sogar in ihr Gegenteil verkehrt haben. 
Ende der 1970er-Jahre kam es dann 
auch zu einem allmählichen Verfall der 
„ritterlichen“ Regeln der Nachkriegs-
zeit.

Einer der Hauptfaktoren dürfte da-
bei der überwältigende Druck amerika-
nischer Behörden auf die mexikanische 
Regierung gewesen sein, angesichts der 
Heroinschwemme in den USA militäri-
sche Operationen gegen Opiumanbau-
gebiete einzuleiten. Das Resultat war die 
„Operation Condor“, die 1976 begann 
und den Einsatz von Tausenden Solda-
ten sowie die Verwendung von Herbizi-

den vor allem in den gebirgigen Regio-
nen von Sinaloa mit sich brachte. Dabei 
hatten die eingesetzten Truppenteile 
nicht nur mit dem ungeheuren Ausmaß 
der Opiumfelder, sondern auch mit dem 
schwer bewaffneten Widerstand ihrer 
Besitzer zu kämpfen. Zahllose Men-
schenrechtsverletzungen, die geographi-
sche Zerstreuung der Kartelle und der 
Opiumbauern sowie vor allem eine weit-
reichende Delegitimierung des Staates 
in den betroffenen Gebieten waren die 
Folge. Zum ersten Mal in der Geschich-
te Mexikos hatte das Gewaltniveau das 
gemeinhin für „rein kriminelle“ Gewalt 
als typisch angesehene Maß überschrit-
ten und zum Teil durchaus aufstands-
ähnliche Formen mit schweren Gefech-
ten und abgeschossenen Hubschrau-
bern angenommen.2

Trotz des vorübergehenden Erfolgs 
der Operation – abzulesen an gestiege-
nen Preisen für Heroin und gesunkenen 
Zahlen von Drogentoten in den USA – 
dürfte das Resultat mittelfristig extrem 
kontraproduktiv gewesen sein, denn die 
Organisationen verteilten sich auf ver-
schiedene neue Operationsbasen. Fast 
symbolisch scheint die Tatsache, dass 
dem Verantwortlichen für die Operation 



Condor, einem Beamten der Bundes-
staatsanwaltschaft, Jahre später selbst 
eine zentrale Rolle bei dieser Reorgani-
sation nachgewiesen werden konnte. 
Als Konsequenz kam es zu einer zuneh-
menden Professionalisierung und Mo-
nopolisierung des Geschäfts, ein Pro-
zess, der eng mit der Person Miguel An-
gel Félix Gallardos und dem Aufblühen 
des Handels mit kolumbianischem Ko-
kain verbunden war. Félix Gallardo be-
gann seine Karriere als Kriminalpolizist 
in Sinaloa und wurde Ende der 1960er-
Jahre zum Leibwächter des dortigen 
Gouverneurs Leopoldo Sánchez Celis. 
Er organisierte seine, nach seiner späte-
ren Operationsbasis im Bundesstaat Ja-
lisco auch als „Guadalajara-Kartell“ be-
zeichnete Gruppe nach kolumbiani-
schem Vorbild gemäß betriebswirt-
schaftlicher Regeln und verwaltete zent-
ral die Kontakte zu den Lieferanten nach 
Kolumbien. Viele Anführer heutiger me-
xikanischer Kartelle stammen aus dem 
Umfeld Félix Gallardos oder sind wie 
im Fall der Familie Arellano Félix, die 
seit Jahren die Anführer des Tijuana-
Kartells stellen, direkt mit ihm ver-
wandt.

Die von Félix Gallardo vorgenom-
mene Aufteilung von Territorien und 
Schmuggelrouten hielt noch bis in die 
späten 90er-Jahre, er selbst wurde im 
Zusammenhang mit der Ermordung ei-
nes Beamten der US-amerikanischen 
Drogenbehörde DEA auf deren Druck 
hin 1989 verhaftet. In dieser Zeit nahm 
der Drogenhandel einen massiven Auf-ff
schwung sowohl in wirtschaftlicher als 
auch in politischer Hinsicht. Dabei 
spielten auch externe Faktoren eine Rol-
le: Aufgrund der massiven Überwa-
chung der Seegrenzen durch die ameri-
kanische Marine und Küstenwache ver-
lor die von kolumbianischen Kartellen 

beherrschte Schmuggelroute über die 
Karibik allmählich an Attraktivität. 
Hinzu kam Anfang der 90er-Jahre, dass 
die mächtigen Kartelle von Cali und 
Medellín sich in der Auseinanderset-
zung mit dem kolumbianischen Staat 

aufgerieben hatten und somit die füh-
rende Rolle im Kokainhandel an die me-
xikanischen Organisationen abtreten 
mussten. Wurden diese zuerst von den 
genannten kolumbianischen Netzwer-
ken in Bargeld und später mit Anteilen 
an den Lieferungen bezahlt, so verwal-
teten sie nun in Eigenverantwortung die 
gesamte Lieferkette bin in die USA. Sie 
beherrschten damit den weltweit lukra-
tivsten Punkt der Schmuggelkette, näm-
lich den Zugang zum amerikanischen 
Konsumentenmarkt. Die Entwicklung 
wurde durch das NAFTA-Freihandels-
abkommen begünstigt, welches das bi-
laterale Handelsvolumen vervielfachte 
und die Kontrolle der Grenzübergänge 
erschwerte.3

So wuchs der über Mexiko laufende 
Anteil des in die USA geschmuggelten 
Kokains von 50 % im Jahr 1991 auf 
etwa 90 % im Jahr 2004. Bis heute ist 
der mexikanische Konsumentenmarkt 
hingegen weitgehend bedeutungslos für 
die Kartelle. Die Verbraucherpreise be-
tragen etwa ein Zehntel derer in den 
USA, und der Anteil der Drogenkonsu-
menten an der wesentlich kleineren me-
xikanischen Bevölkerung ist ca. acht-
mal niedriger als in den USA (und fünf-ff
mal niedriger als in Deutschland). Die 
dominante Position im Kokaingeschäft 



wurde in den 90er-Jahren noch ergänzt 
durch den Ausbau der Rolle im Handel 
mit Amphetaminen. Aufgrund laxer 
Einfuhrkontrollen war es ohne Weiteres 
möglich, die Ausgangsprodukte (Ephe-
dra) über Industriehäfen am Pazifik aus 
Asien zu importieren und in Mexiko 
weiterzuverarbeiten, so dass auch hier 
eine weitgehende Kontrolle über die Lie-
ferkette ausgeübt wurde. Alles in allem 
liefern mexikanische Organisationen 
gegenwärtig etwa 70 % der in die USA 
geschmuggelten illegalen Narkotika 
und erzielen dabei regelmäßig – die 
Schätzungen variieren erheblich – Profi-
te zwischen 18 und 39 Milliarden Dollar 
im Jahr.

Der Aufstieg der Drogenkartelle hatte 
auch sozialstrukturelle Konsequenzen. 
Mexikanische Experten wie Nery Cór-
dova prägten für diese den Begriff der 
Narcocultura – eine milieuspezifische 
Subkultur, die demographisch bedeu-
tende Teile der Bevölkerung beeinflus-
sen dürfte und der bereits aufgrund 
dieser Tatsache politische Relevanz zu-
kommt. Für das gesamte Land geht die 
mexikanische Bundesregierung von ei-
ner Zahl von rund 500.000 direkt mit 
dem Drogenhandel befassten Personen 
aus, wobei von diesen etwa 300.000 
mit der Herstellung und Verarbeitung, 
etwa 160.000 mit Transport und Ver-
teilung sowie als Informanten und die 
restlichen 40.000 als Anführer und 
mit den verschiedenen Formen der Ge-
waltanwendung beschäftigt sind. Über 
finanziell abhängige Familienmitglie-
der und die scheinlegale Peripherie der 
Kartelle, von denen einige über enor-
me Imperien insbesondere im Immobi-
lienbereich, aber auch in verschiede-
nen Industriebranchen verfügen, dürf-ff

te die Zahl der indirekt Abhängigen 
noch höher liegen, wobei die Symbolik 
und Ästhetik der Narcocultura noch 
weit über diese hinausreicht und ins-
besondere in den letzten Jahren gera-
dezu popkulturelle Anziehungskraft 
entfaltet hat.4

Ihr typisches Narrativ findet sich in 
den Narcocorridos (Drogenschlagern), 
volkstümlichen Musikstücken, die ins-
besondere in Nordmexiko fast allgegen-
wärtig sind und verläuft meist ungefähr 
folgendermaßen: Der Narco als arche-
typischer Vertreter dieser Symbolwelt 
wird zum „Antihelden“ stilisiert, der es 
– aus ärmlichen Verhältnissen stam-
mend – im Drogengeschäft durch Ge-
schick, Glück und Charisma, vor allem 
aber durch strikte Loyalität gegenüber 
seinen Komplizen sowie durch rück-kk
sichtslose Gewalt gegenüber Außenste-
henden zu Erfolg bringt. Die Verfolgung 
durch Behörden, Rivalen und den US-
amerikanischen Grenzschutz erträgt er 
gelassen und sieht dabei furchtlos dem 
(meist frühen) Tod ins Auge. Motiviert 
wird er weniger durch Eigennutz als 
durch die Liebe zu seiner Familie und 
seinem Heimatdorf. Beide unterstützt 
er finanziell großzügig, was ihn aber 
nicht daran hindert, einen ausgespro-
chen glamourösen Lebensstil mit zahl-
reichen Eskapaden zu führen. 

Diese Figur des Antihelden spiegelt 
sich auch in den quasi-religiösen Bezü-
gen der Narcocultura wider. Die meiste 
Beachtung wird der kultartigen Vereh-
rung des mythischen Räubers und In-
surgenten Jesús Malverde zuteil, der vor 
allem im Bundesstaat Sinaloa und in 
den umliegenden Gebieten als Volks-
heiliger und Archetyp des „wohltätigen 
Banditen“ (und als popkulturelle Ikone 
des Machismo) dient. Ebenso wie im 
Narcocorrido wird auch hier die Figur 



des Antihelden gefeiert, der sich im ge-
waltsamen Widerstand gegen staatliche 
Autoritäten beweist und schließlich 
ums Leben kommt.

Hier zeigt sich ein todesbejahender 
Immanentismus, der für die Chance auf 
einen schnelllebigen, exzessiven Le-
bensstil die damit einhergehenden Ge-
fahren und ganz explizit auch ein ge-
waltsames Ende akzeptiert, so wie in 
dem diese Haltung zusammenfassen-
den Sprichwort „Más vale vivir cinco 
años como rey que cincuenta como güey 
– lieber fünf Jahre wie ein König leben 
denn fünfzig wie ein Ochse“. Ähnlich 
verhält es sich mit dem wachsenden 
Kult der Santa Muerte (des „heiligen To-
des“), die oft auf Altären als weibliches 
Gegenstück zu Jesús Malverde auftritt 
und die vor wichtigen Vorhaben, etwa 
vor größeren Schmuggeloperationen, 
aber mehr und mehr auch von nicht in 
den Drogenhandel involvierten Perso-
nen durch Geschenke und Riten günstig 
gestimmt werden soll.

Dabei ist die Narcocultura in vieler 
Hinsicht keine Gegenkultur, sondern 
eher eine Radikalisierung von für die 
traditionelleren Segmente der mexikani-
schen Gesellschaft typischen Haltun-
gen. In einigen Aspekten wie etwa im 
Bezug auf die Verteilung der Geschlech-
terrollen radikalisiert sie diese. Ähnli-
ches gilt für die Einstellung zur katholi-
schen Kirche und für das Verhalten ge-
genüber den etablierten Teilen der mexi-
kanischen Oberschicht. Hier sind Ele-
mente eines für soziale Aufsteiger – und 
um solche handelt es sich bei den erfolg-
reicheren Mitgliedern der Kartelle – ty-
pischen Strebens nach Anerkennung 
durch die bürgerlichen Eliten in Wirt-
schaft und Politik sichtbar. Unabhängig 
von den Außenseiterlegenden des Jesús 
Malverde waren die Führungsebenen 

stets um eine, wohl auch der Risikomi-
nimierung dienenden Integration in die-
se bemüht.

Im Zuge des wirtschaftlichen
Wachstums der Kartelle kam es dem-
entsprechend in der Endphase der Ein-
parteienherrschaft der PRI auch zu ei-
ner immer engeren Verflechtung mit 
politischen Eliten. Symptomatisch war 
sicherlich der Fall von Generalleutnant 
José de Jesús Gutiérrez Rebollo, Leiter 
des Nationalen Instituts für Drogenbe-
kämpfung, der Ende der 90er-Jahre der 
Zusammenarbeit mit Amado Carrillo 
Fuentes, Anführer des Kartells von Juá-
rez, überführt wurde. Der Bruder des 
Präsidenten Salinas de Gortari, Raúl 
Salinas, konnte eine nachgewiesene 
Summe von 130 Millionen US-Dollar 
für die politische Protektion der Kartel-
le einnehmen. Bedeutende Anführer 
der Kartelle konnten sich Ausweise ver-
schiedener Polizeibehörden ausstellen 
lassen, um ungehindert ihren Geschäf-ff
ten nachgehen zu können. Diese Gefäl-
ligkeiten waren allerdings nicht einsei-
tig. So konnte etwa der besagte Raúl 
Salinas den Polizeioffizier und Kartell-
chef González Calderoni mit der Bespit-
zelung von politischen Gegnern beauf-ff
tragen.



Vor dem Hintergrund dieser engen Ver-
netzung ist es kein Zufall, dass der Zer-
fall der relativ stabilen territorialen Or-
ganisation der Kartelle – fast alle unter 
noch von Félix Gallardo ausgewählter 
Führung stehend – zeitlich mit dem 
Ende der Einparteienherrschaft zusam-
menfiel. Diese war bereits vor der Wahl 
von Vicente Fox Quesada zum Präsi-
denten im Jahr 2000 prekär geworden, 
waren doch in mehreren nördlichen 
Bundesstaaten Gouverneure aus des-
sen bürgerlich-konservativer Partei 
PAN gewählt worden. In eben diesen 
Staaten begannen die bisherigen klei-
neren Gebietskonflikte zu eskalieren, 

da langjährige Absprachen mit der 
Wahl nicht in die Netzwerke eingebun-
dener Politiker auf einmal hinfällig 
wurden. Zudem brachte die Wählerba-
sis der PAN, in der einerseits das urba-
ne private Unternehmertum, anderer-
seits aber auch ländliche und traditio-
nell katholische Kreise stark vertreten 
sind, deutlich weniger Verständnis für 
die Tolerierung illegaler Aktivitäten 
auf. In einem als Demokratisierungs-, 
Verrechtlichungs- und Modernisie-
rungsprojekt verstandenen politischen 
Reformprozess hatten die patrimonia-
len Netzwerke von Politikern und Kar-
tellen keinen Platz mehr.5

Die Gewalt war dabei anfänglich 
noch sehr lokalisiert, ging es doch um 



die Kontrolle der materiellen und sozi-
alen Infrastruktur des Drogenhandels. 
Dazu gehörten neben Transportmitteln 
wie unkontrollierten Flugplätzen, 
klandestin angelegten Tunnels und ver-
borgenen Umschlagplätzen und Verpa-
ckungsanlagen inklusive der dazuge-
hörigen Tarnfirmen vor allem die Ge-
währleistung des risikoarmen Transits 
durch Bestechung oder Einschüchte-
rung der örtlichen Polizei- und Zollbe-
amten. Eine für derartige Territorial-
konflikte typische Gewaltform ist da-
her die gezielte Ermordung von auf der 
Gehaltsliste des gegnerischen Kartells 
stehenden Polizei- und Sicherheitsbe-
amten, um diese durch von der eigenen 
Seite zu beeinflussende Personen zu er-
setzen und somit die Herrschaft über 
die Schmuggelroute zu übernehmen.

Der geographische Zugang zum 
US-Markt läuft über eine relativ gerin-
ge Zahl von stark genutzten Grenz-
übergängen in den amerikanisch-mexi-
kanischen Zwillingsstädten. Insbeson-
dere Tijuana / San Diego, Nogales / 
Nogales, Ciudad Juárez / El Paso, Nue-
vo Laredo / Laredo, Reynosa / Hidalgo 
und Matamoros / Brownsville sind von 
Bedeutung. Wichtig sind daneben auch 
bestimmte Hafenstädte wie Acapulco 
oder Lazaro Cárdenas als Transitpunk-kk
te sowie Städte wie Culiacán in Sina-
loa, die bedeutende Mohn- und Mari-
huanaanbaugebiete dominieren. Letz-
tere Stadt ist außerdem Herkunftsort 
vieler heute operierender Kartellanfüh-
rer. Im Allgemeinen bilden sich die 
größten und stabilsten Kartelle um ei-
nen oder mehrere dieser strategischen 
Punkte, in denen dementsprechend 
auch die blutigsten Konflikte stattfin-
den. Diese haben etwa Ciudad Juárez 
zur vermutlich gefährlichsten Stadt der 
Welt gemacht.

Aufgrund der Abwesenheit politi-
scher Netzwerke zur Vermittlung der-
artiger Territorialkonflikte kam es seit 
Anfang der 2000er-Jahre zu einer zu-
nehmenden Militarisierung der Kar-
tellstrukturen. Hatte man zuvor die 
Exekution von internen Rivalen oder 
Abtrünnigen zahlenmäßig wenigen 
Auftragsmördern (sicarios) überlassen 
und sich bei Streitigkeiten mit konkur-
rierenden Organisationen auf die 
Dienste korrumpierter Polizisten oder 
Militärs verlassen, so kam es nun zu 
einem enormen Bedeutungsgewinn re-
gelrechter Privatarmeen. Die bekann-
testen unter ihnen sind nach wie vor 

die sogenannten Zetas. Sie entstanden 
1997, als eine Gruppe von Elitesolda-
ten der Drogenbekämpfungs-Spezi-
aleinheit GAFES (Grupo Aeromovíl de 
Fuerzas Especiales) ein Angebot von 
Osiel Cárdenas Guillén, Anführer des 
Golf-Kartells, annahm, seine Leib-
wächter zu werden. Auch tauchten de-
sertierte Soldaten der Kaibiles, einer 
bereits aus dem dortigen Bürgerkrieg 
in den 1980er-Jahren berüchtigten 
Spezialeinheit des Militärs im benach-
barten Guatemala, in den mexikani-
schen Organisationen auf. Die Arsena-
le dieser Organisationen sind beein-
druckend und erklären auch die Not-
wendigkeit des Einsatzes von Streit-
kräften bereits aus rein taktischen 
Gründen. Neben Schnellfeuergeweh-
ren des Typs AK-47 und AR-15, Hand-
granaten und Panzerfäusten finden 
sich auch schwere Scharfschützenge-



wehre vom Typ Barrett M82, Maschi-
nengewehre und vollautomatische 
Granatwerfer, Sprengfallen sowie ge-
panzerte Fahrzeuge und verschlüsse-
lungsfähige Kommunikationstechnik. 
Darüber hinaus verfügen einige der 
Mitglieder insbesondere der Zetas über 
eine Ausbildung in militärischen Spe-
zialeinheiten.6

Daneben sind immer mehr Hand-
lungsweisen zu beobachten, die nach 
gängigen Definitionen als terroristisch 
bezeichnet werden müssen. Das be-
kannteste Beispiel ist sicherlich der An-
schlag auf die Feierlichkeiten zum Un-
abhängigkeitstag am 15. September 
2008 in Morelia, bei dem Splittergrana-
ten acht Todesopfer verursachten. We-
sentlich häufiger und in einigen Bundes-
staaten fast alltäglich sind allerdings 
Taktiken wie die Zurschaustellung von 
verstümmelten Leichen getöteter Kon-
kurrenten oder Polizisten an gut einseh-
baren Orten, oft verbunden mit auf Pla-
katen geschriebenen Botschaften (den 
sogenannten Narcomantas), oder auch 
ins Internet gestellte Videoaufzeichnun-
gen der Folter und Enthauptung gefan-
gener Gegner – eine von irakischen Ter-
rorgruppen kopierte Innovation. Mitt-
lerweile wurden auch Autobomben in 
das Repertoire zumindest einer Organi-
sation aufgenommen.

Diese Aktionen deuten bereits darauf 
hin, dass es sich zumindest bei einigen 
der in Mexiko aktiven Kartelle nicht 
mehr um kommerziell orientierte Grup-
pen der klassischen organisierten Kri-
minalität handelt. Einige der Organisa-
tionen können als hybride Gewaltak-kk
teure beschrieben werden, die Merkma-
le sowohl von klassischen gewinnorien-
tierten Drogenkartellen als auch solche 

von Aufständischen und terroristischen 
Organisationen aufweisen. Pioniere in 
dieser Hinsicht waren wiederum die be-
reits genannten Zetas, die nach mehr 
Unabhängigkeit von den Befehlsstruk-kk
turen des Golf-Kartells strebten und 
sich in ihrem Operationsgebiet im nord-
östlichen Mexiko zunehmend über 
klassische Gewaltkriminalität wie Er-
pressung, Entführung, aber auch Dieb-
stahl von Erdölprodukten in großem 
Stil finanzierten. Auch andere Kartelle 
wie das von Tijuana oder die mittler-
weile weitgehend zerschlagene Beltrán 
Leyva-Organisation zeigen Tendenzen 
in diese Richtung. Es handelt sich dabei 
um Aktivitäten, deren Profitraten so ge-
ring sind, dass sie noch Anfang der 
2000er-Jahre von den großen Kartellen 
so gut wie keine Beachtung fanden – sie 
hätten allenfalls das Entdeckungsrisiko 
bei den eigentlich profitablen Schmug-
geloperationen gesteigert. Und da die 
Ausübung derartiger Kriminalitätsfor-
men nicht mehr an wenige Drogenum-
schlagsplätze gebunden ist, hat diese 
Entwicklung auch zu einer territorialen 
Ausweitung der Kampfzone geführt, 
die letztlich das massive Eingreifen der 
staatlichen Sicherheitskräfte ab Ende 
2006 unvermeidlich machte.7

Bei diesen neuen „paramilitäri-
schen“ Kartellen handelt es sich ganz 
offensichtlich nicht mehr um die sich 
auf finanziellen Gewinn (und soziale 
Anerkennung) konzentrierenden 
Gruppen der 70er- oder 80er-Jahre. 
Diese ordneten die Gewaltanwendung 
zum einen der kommerziellen Logik 
und darüber hinaus wie zuvor be-
schrieben impliziten gewaltlimitieren-
den Regeln unter, allenfalls kam es zu 
eher atavistischen, duellartigen Rache-
akten bei empfundenen Vergehen ge-
gen  die persönliche Ehre. Die neue Lo-



gik ist eine der kollektiven Gewaltaus-
übung, der Vergeltung und Gegenver-
geltung. Dies wird auch in einer neuar-
tigen Ästhetik der Gewalt sichtbar: 
Anstelle der alten cowboyartigen Klei-
dung mit diversen Luxusaccessoires 
nebst vergoldeten Maschinenpistolen 
werden bei getöteten oder gefangenge-
nommenen Kartellmitgliedern mittler-
weile häufig uniformartige Kleidungs-
stücke, inklusive Einheitsabzeichen 
und die Kartellzugehörigkeit symboli-
sierende Wappen gefunden, in einigen 
Fällen auch mit diesen gekennzeichne-
te Standarten und Fahrzeuge. Sie wird 
auch deutlich an dem Wandel der Bot-
schaften, die durch die bereits erwähn-
ten Narcomantas verbreitet werden. 
Enthielten diese noch vor einigen Jah-
ren meist Botschaften, die auf die be-
haupteten Verfehlungen konkurrieren-
der Gruppen oder einzelner Mitglieder 
der eigenen Organisation hinwiesen, so 
sind neben diese in letzter Zeit Bot-
schaften getreten, die regionale Herr-
schaftsansprüche gegenüber der Staats-
gewalt geltend machen und zum Teil 
explizite politische Entscheidungen 
einfordern. 

Dementsprechend richtete sich die 
Aufmerksamkeit der Sicherheitskräfte 
auf diejenigen Kartelle, die diesen Pro-

zess der Paramilitarisierung am weites-
ten durchlaufen hatten und somit am 
ehesten das staatliche Gewaltmonopol 
in Frage stellten. Sowohl die Zetas als 
auch die ideologisch verbrämte, sekten-
artig organisierte Familia Michoacana 
mussten schwere Verluste verkraften 
und befinden sich nach Ansicht einiger 
Analysten am Rande ihres finanziellen 
und personellen Durchhaltevermögens. 
Profiteur dieser Lage ist das Sinaloa-
Kartell unter der Führung von Joaquín 
Guzmán Loera, eine vergleichsweise 
klandestin agierende Organisation. Da-
mit wird auch deutlich, dass im Gegen-
satz zu einigen Aussagen US-amerika-
nischer Medien die gegenwärtige Ge-
walteskalation in Mexiko keineswegs 
ein Symptom scheiternder Staatlichkeit 
darstellt. Trotz gelegentlicher wirt-
schaftlicher Krisenerscheinungen und 
den Betrugsvorwürfen um die Präsi-
dentschaftswahlen 2006 werden die de-
mokratischen Institutionen allgemein 
als stabil betrachtet. Zudem hat sich die 
Sicherheitslage für die Bürger zahlrei-
cher Gegenden, etwa der großen Metro-
politanregionen des Landesinneren, seit 
den 1980er-Jahren mit ihrer ausufern-
den Straßenkriminalität trotz des Dro-
genkriegs stark verbessert. Somit dürfte 
es sich bei der ausufernden Gewalt um 
die temporäre Nebenfolge eines insge-
samt recht erfolgreich verlaufenen Mo-
dernisierungsprozesses handeln – um 
den Versuch von Gruppen, die unter 
den veränderten politischen Bedingun-
gen die Privilegien, die sie unter dem 
Einparteienregime besaßen, mit Gewalt 
zurückerpressen wollen.

Ob dieser Versuch von Erfolg gekrönt 
sein wird, bleibt fraglich. Nach wie vor 
ist die allgemeine Zustimmung in der 



Bevölkerung für den harten Kurs der 
Regierung Calderón relativ hoch und 
mit den zahlreichen Festnahmen und 
Tötungen von Kartellbossen in den 
letzten zwölf Monaten dürften vor al-
lem die besonders gewaltaffinen Akteu-
re unter ihnen stark geschwächt worden 
sein. Andererseits eskaliert die Gewalt 
weiterhin, und angesichts der immen-
sen Armut in Mexiko dürfte auch der 
personelle Nachwuchs der Kartelle auf 
absehbare Zeit gesichert sein. Vermut-
lich wird die Zukunft auf dem Gebiet 
des Drogenhandels aber eher denjeni-
gen Organisationen gehören, die sich 
auf eine klandestine Operationsweise 
beschränken und das staatliche Ge-
waltmonopol nicht in Frage stellen. 
Fraglich ist allerdings, wie viele Opfer 
die Auseinandersetzungen bis dahin 
noch fordern werden und fraglich ist 
auch, ob die USA durch ein vielfach dis-
kutiertes verstärktes Eingreifen in den 
Konflikt diesen nicht noch verschärfen, 
indem sie den paramilitärischen Kartel-
len eine neue Legitimationschance ver-
schaffen. ///
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Da die in verschiedenen Wissenschafts-
disziplinen charakteristische Methodik 
der Erkenntnisgewinnung durch Ver-
gleich auch zu den zentralen Elementen 
der Neukonzeption der DGAP-Jahrbü-
cher zählt, bietet sich die Veröffentlichung 
des Bandes 28 der Reihe an, um die neue 
inhaltliche Gestaltungsphilosophie der 
Herausgeber nicht nur im Vergleich mit 
der traditionellen Konzeption, die die ers-
ten 26 Bände der Reihe seit deren Grün-
dung im Jahre 1958 prägte, sondern auch 
mit „komparativem“ Blick auf die thema-
tische Fokussierung und konzeptionell-
analytische Aufbereitung der beiden neu-
eren Bände kritisch zu würdigen.1

Zwischen 1958 und 2006 erschienen 26 
Bände der vom Auswärtigen Amt geför-

derten und der „Strategic Community“ 
hochgeschätzten Jahrbücher der DGAP. 
Die Mitte der 1950er-Jahre von den 
Gründervätern der DGAP entwickelte 
Konzeption sah vor, dass jeder, überwie-
gend nach geographischen Regionen ge-
gliederte Band dieser Reihe das weltpoli-
tische Geschehen einer (meist) zweijäh-
rigen Phase durch eine Fülle jeweils ein-
zelnen Staaten gewidmeten Aufsätzen 
wissenschaftlich sachgerecht rekonstru-
ierte und analytisch aufarbeitete. Es ent-tt
standen beeindruckende Standardwerke 
in Form nahezu lückenloser weltpoliti-
scher Dokumentationen, die zwar auch 
heute noch für die (zeit-)historische For-
schung von Bedeutung sind, deren An-
satz einer umfassenden Aufbereitung 
vergangener Ereignisse im Zeitalter der 
sekundenschnellen globalen Informati-
onsvermittlung des Internet jedoch – wie 



ein Rezensent anlässlich des Erscheinens 
des ersten Bandes der Jahrbücher in der 
neuen Struktur in dieser Zeitschrift kri-
tisch meinte – „zunehmend verstaubt“ 
und als „Anachronismus“ erscheint.2

Vor diesem Hintergrund gewannen im 
Laufe der Jahre bei den Verantwortlichen 
der DGAP, unterstützt durch maßgebli-
che Stimmen des Auswärtigen Amtes, 
Überlegungen in Richtung einer grundle-
genden konzeptionellen Neubearbeitung 
der Jahrbücher die Oberhand. Dieser – 
wie dem „Dankeswort“ der Herausgeber 
des Bandes 27 zumindest zwischen den 
Zeilen zu entnehmen ist – langwierige 
und mühsame, aber letzten Endes er-
folgreiche Prozess in Richtung Neukon-
zeption führte dazu, dass das letzte, 
dem „traditionellen“ Ansatz folgende 
„Jahrbuch Internationale Politik 
2003/2004“3 schließlich im Jahre 2006 
erschien, also wie bis dahin üblich drei 
bzw. vier Jahre nach Ablauf des Untersu-
chungszeitraumes. 

Der „traditionellen“ Konzeption der 
DGAP-Jahrbücher zufolge waren, so die 
Herausgeber des Bandes 27 in ihrer Ein-
leitung „zur Neukonzeption des Jahr-

buchs“, auf „derselben Ordnungsebene 
(Hauptkapitel) ein funktionales Ord-
nungsprinzip (Kapitel mit thematischen 
Schwerpunkten) mit dem geographi-
schen Ordnungsprinzip (Kapitel zu Euro-
pa, Afrika, Nord-, Mittel- und Südameri-
ka und Asien) aneinandergereiht.“ Der
Neuansatz sieht nunmehr vor, dass aus
einer „systematisch vergleichenden Sicht“ 
zunächst ein „aus der Rückschau gewon-
nenes zentrales Thema der internationa-
len Politik bzw. daraus abgeleitete Leitfra-
gen die gedanklich grundlegende Gliede-
rungsebene bilden“, wobei die nach Staa-
ten sowie supranationalen, transnationa-
len oder nichtstaatlichen Akteuren unter-
gliederten Einzelfallstudien jeweils rele-
vanten Teilaspekten der zentralen Frage-
stellungen gewidmet sind.

Während Band 26 zwar bereits in der 
Fokussierung der Hauptkapitel stark 
funktionale Problemorientierung auf-ff
weist, aber in der Gesamtstruktur noch 
weitgehend der herkömmlichen, geogra-
phischen Gliederung folgt,4 präsentiert 4

sich Band 27, der erstmals einem überge-
ordneten Thema gewidmet ist, der neuen 
Konzeption folgend umstrukturiert. Vor 
dem Hintergrund des sogenannten „ener-
giepolitischen Zieldreiecks“ (aus Versor-
gungssicherheit, Umweltverträglichkeit 
und Rentabilität), das die Herausgeber 
um eine weitere Dimension (Menschen-
rechte) zu einem „magischen“, weil nicht 
gleichzeitig zu verwirklichenden Zielvier-
eck ausgeweitet haben, wurde die Opera-
tionalisierung der Hauptfragestellung 
nach Szenarien einer „weltverträglichen 
Energiesicherheitspolitik“ in vier Haupt-tt
kapiteln strukturiert. In einem Hauptka-
pitel („Innen- und außenpolitische Rele-



vanz nachhaltiger Energie- und Umwelt-tt
politik“) kommen Stimmen der operati-
ven Politik zu Wort. Zwei weitere Haupt-tt
kapitel sind Energieproduzenten („Oligo-
polisierungstendenzen in Angebotsregio-
nen“) bzw. Konsumentenländern („Ver-
schärfung der Konkurrenz in Nachfrage-
regionen“) gewidmet. Ein weiteres 
Hauptkapitel vergleicht die Genese, 
Funktionen, Problembereiche und Ent-tt
wicklungsmöglichkeiten von insgesamt 
19 supranationalen Akteuren und trans-
nationalen Strukturen („Supra und trans-
nationale Koordination von Energieange-
bot, -nachfrage, Umwelt- und Nichtver-
breitungspolitik“). Insgesamt wird in 
diesem Band das noch relativ junge The-
ma Energiesicherheitspolitik (das Weiß-
buch 2006 zur Sicherheitspolitik 
Deutschlands widmet dieser Frage ledig-
lich einen kurzen Abschnitt auf S. 27) in 
einer Breite und Tiefe aufgearbeitet, die so 
„Think Tank Alert“ im Juni 2008 zu 
Recht, „kaum eine Frage offen lässt“.

Letzteres gilt mit der einzigen Ein-
schränkung, dass nicht alle relevanten 
Bundesministerien zur Frage der Kri-
seninterventionspolitik Stellung neh-
men, auch für Band 28 der DGAP-Jahr-
bücher. Die Frage der „Sicherheit und 

Entwicklung in Räumen begrenzter 
Staatlichkeit“ wird dabei nicht nur unter 
– wie der Titel möglicherweise sugge-
riert – Gesichtspunkten der Friedens- 
bzw. Krisenintervention bearbeitet, son-
dern vor allem auch vor dem Hinter-
grund der grundsätzlicheren Fragen 
nach dem Staat und der Staatlichkeit 
und zwar in historischen, staatstheore-
tischen, staatsrechtlichen, völkerrechtli-
chen und politischen Kontexten, wobei 
auch Global-Governance-Konzepte in 
den vergleichenden, praxisorientierten 
Szenarien Berücksichtigung finden. 
Diese „grundlegenden Perspektiven“ 
sind unter drei Aspekten („Nachwestfä-
lische Unordnung“; „Teufelskreis prekä-
re Staatlichkeit: Triebkräfte und Fol-
gen“; „Herausforderungen für staatliche 
und transnationale Akteure“) im ersten 
Hauptkapitel des Bandes zusammenge-
fasst. Es folgen weitere Abschnitte zu 
jeweils ausgewählten „Prekären Staaten 
und Gebieten von deutschem Interesse“, 
„Nationalstaatlichen Exporteuren von 
Stabilität und Entwicklung“ und zu 
„Supra- und transnationalen Strukturen 
und Akteuren“, wobei die kluge Aus-
wahl jeweils wohlbegründet bzw. selbst-
erklärend ist.

Seine angestrebte Signifikanz für die zu-
kunftsgerichtete praktische Politikge-
staltung sucht das „neue“ Jahrbuch der 
DGAP u. a. durch eine strukturelle Har-
monisierung der Einzelbeiträge zu errei-
chen, was durch „jeweils spezifische Fra-
genkataloge bzw. Stichpunkte“ für die 
Autorinnen und Autoren der einzelnen 
Aufsätze initiiert werden soll. Dass da-
durch lediglich eine „bessere Vergleich-
barkeit“ ermöglicht, in keinster Weise 
aber inhaltliche Zensur praktiziert wer-



den soll, zeigt sich nicht zuletzt an der 
Bandbreite der Positionen und an der 
Aufnahme argumentativ mitunter stark 
voneinander abweichender Beiträge.

Hinsichtlich dieser angestrebten 
„Vergleichbarkeit“ unterscheiden sich 
die Bände 27 und 28 relativ deutlich. 
Während den Autorinnen und Autoren 
von Beiträgen zur „Weltverträglichen 
Energiesicherheitspolitik“ lediglich rela-
tiv pauschale und kurze „Stichworte zur 
Analyse der Produzentenländer“ (bzw. 
Konsumentenländer) an die Hand gege-
ben wurden, konnten die Beiträge zu 
Band 28 auf der Basis umfassender, de-
taillierter und differenzierter „Fragen-
kataloge für die Fallstudien“ basiert 
werden. In jeweils drei Fragenblöcken 
mit insgesamt 15 Fragen erhielten die 
Autorinnen und Autoren der drei fragli-
chen Hauptkapitel (zur Analyse prekä-
rer Staaten; zur Analyse einzelstaatli-
cher Bemühungen um Stabilität und 
Entwicklung; zur Analyse supra-, multi- 
und transnationaler Strukturen und Ak-kk
teure) reichhaltige Anhaltspunkte für 
die Strukturierung ihres Forschungsde-
signs – eine beispielhafte redaktionelle 
Leistung, die auch die Konzeption und 
Strukturierung der weiteren Bände 
kennzeichnen möge.

Wie die Herausgeber des Bandes 27 der 
Jahrbücher der DGAP in ihrer Einlei-
tung ausführen, möchte die DGAP 
durch die Neuausrichtung des Erkennt-
nisinteresses der Jahrbücher „von der 

bisherigen historischen Dokumentie-
rung des weltweiten Geschehens hin zu 
einer systematisch-themenfokussierten 
Analyse innen- und außenpolitischer 
Herausforderungen“ explizit auch der 
„praktischen Politikgestaltung“ dienen. 
Dieser Zielsetzung einer Nutzbarma-
chung der Jahrbücher für die Vorberei-
tung operativen Entscheidungshan-
delns, dient insbesondere ein beiden 
„neuen“ Bänden jeweils nachgestelltes, 
detailliertes Fazit mit Handlungsemp-
fehlungen, die die Herausgeber als 
Quintessenz aller Beiträge erarbeitet ha-
ben. In Band 27 bieten sie „Lösungsan-
sätze für Politik und Wirtschaft“ an, 
wobei sie sinnvoller Weise ein „Über-
denken nationaler Schranken“ im Sinne 
der „Notwendigkeit inter- und suprana-
tionaler Ordnungspolitik“ sowie „res-
sortübergreifende Wahrnehmungs- und 
Steuerungsmechanismen“ anregen. In 
Band 28 entwickeln sie ein „Plädoyer für 
zukunftsorientiertes (in der Gliederung 
heißt es „vorausschauendes“) innen- 
und außenpolitisches Handeln“, in des-
sen Mittelpunkt das Plädoyer für eine 
realistische, kooperative und koordina-
tive Politik in Räumen begrenzter Staat-
lichkeit steht.

Diese, zweifellos mit hohem Arbeits-
aufwand verbundenen, im Zuge der kor-
relierenden Auswertung der einzelnen 
Beiträge gewonnenen und zu synopti-
schen Schlussbetrachtungen verdichte-
ten Handlungsempfehlungen der Her-
ausgeber stellen eine äußerst nützliche 
Informationsquelle, insbesondere für 
die operative Politik dar, die in den ers-
ten 26 Bänden der Reihe nicht angebo-
ten wurde.



Im Sinne der von den Verantwortlichen 
der DGAP angestrebten stärkeren Ver-
ankerung der Gesellschaft im Kreise der 
politischen Entscheidungsträger als auch 
der mit der Neukonzeption der Jahrbü-
cher verknüpften Idee der Initiierung ei-
nes fruchtbaren Dialoges zwischen Wis-
senschaft und Politik wurden in die bei-
den neuen Bände neben wissenschaftli-
chen Aufsätzen jeweils auch Beiträge aus 
der Feder von Entscheidungs- und Funk-kk
tionsträgern der operativen Politik aufge-
nommen, um ihnen die Möglichkeit zu 
geben, „ihre Problemwahrnehmung und 
Lösungsansätze darzulegen“. So wurden 
in Band 27 neben den Positionen der im 
deutschen Bundestag vertretenen Partei-
en auch die Perspektiven des Bundes-
kanzleramtes, des Bundesverteidigungs-
ministeriums, des Bundesumweltminis-
teriums, des Bundeswirtschaftsministe-
riums und des Bundesinnenministeri-
ums (sowie des Bundesaußenministeri-
ums in Form eines Vorwortes des Res-
sortchefs) in jeweils separaten Beiträgen 
berücksichtigt.

Band 28 würdigt neben Einzeldar-
stellungen zur Position der Parteien u.a. 
auch die Rolle des Bundesverfassungs-
gerichtes und des Bundestages (ange-
sichts des Parlamentsvorbehaltes bei 
Auslandseinsätzen der Bundeswehr). 
Außerdem kommt neben dem Bun-
desaußenminister (Vorwort) ein Vertre-
ter des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) zu Wort. In diesem 

Zusammenhang fragt man sich bei dem
komplexen Thema der Friedenseinsätze 
bzw. der Krisenintervention und ange-
sichts des in diesem Zusammenhang
vieldiskutierten Ansatzes der „Vernetz-
ten Sicherheit“ allerdings, warum nicht 
auch die Rolle und Perspektive anderer
relevanter Ressorts aufgenommen wur-
de bzw. warum nicht alle relevanten Mi-
nisterien die Einladung angenommen
haben, ihre Position darzustellen?5

An der bewährten Tradition der DGAP,
als Autorinnen und Autoren ihrer Jahr-
bücher jeweils nur hervorragend ausge-
wiesene Experten zu berücksichtigen, 
hat sich auch mit der Neukonzeption 
der Jahrbücher nichts geändert. Diesen 
hohen Maßstab hat der Mitherausgeber 
und Leiter der Jahrbuch-Redaktion, Jo-
sef Braml, aus guten Gründen vom lang-
jährigen Geschäftsführenden Herausge-
ber, dem im Juli 2005 verstorbenen 
Wolfgang Wagner, übernommen. Das 
neue Konzept der Jahrbücher der DGAP, 
das auch aus didaktischen Gründen 
sehr zu begrüßen ist,6 verleiht diesen 
seit Jahrzehnten verdienten Standard-
werken aber abgesehen von der Fortfüh-
rung dieser Qualitätskomponente durch 
eine charakteristische Kombination aus 
erstens einer Fokussierung auf polydi-
mensionale Problemstrukturen der in-
ternationalen Politik, zweitens einer 
multiperspektivischen und vergleichen-
den Analyse dieser Problemstrukturen 
und drittens einer synoptisch gewonne-
nen, Handlungsempfehlungen ableiten-
den und insofern bewusst anwendungs-



orientierten Auswertung einen beein-
druckenden (Mehr-)Wert.

Zusammenfassend gilt ein uneinge-
schränktes Kompliment all denen, die 
die Neukonzeption der Jahrbücher der 
DGAP initiiert und entwickelt haben. 
Mit dieser zeitgemäßen Anpassung an 
die Realitäten der Informationsvermitt-
lung und -gewinnung des 21. Jahrhun-
derts einerseits und an die Erfordernisse 
moderner praktischer Politikgestaltung 
im Bereich der Internationalen Bezie-
hungen andererseits gelingt es der 
DGAP, sich noch stärker als bisher als 
wertvolle Quelle der Information im von 
Josef Braml zu Recht in Erinnerung ge-
rufenen Sinne von Winand Gellners Be-
griff der „Ideenagentur“ für die Politik 
und die politisch interessierte Öffent-
lichkeit im Zentrum der „strategic com-
munity“ an der Schnittstelle zwischen 
Politik, Wissenschaft, Wirtschaft, Me-
dien etc. zu etablieren. ///

1 Hinsichtlich des letztgenannten Punktes fällt bereits beim 
Bibliographieren auf, dass Band 28 keine Jahreszahl(en) 
mehr trägt. Der chronologischen Logik und dem traditio-
nellen zweijährigen Erscheinungsturnus folgend müsste 
nach Bd. 27 (2005/06) der nächste Band den Jahren 
2007/2008 gewidmet sein. Aber möglicherweise – dazu 
machen die Herausgeber jedenfalls keine Angaben – fällt
auch diese zeitliche Zuordnung der einzelnen „Jahrbü-
cher“ fortan weg. 

2 Patrick Keller, in: Politische Studien, Bd.423, Januar/Feb-
ruar 2009, S.82. 

3 Wagner, Wolfgang / Hubel, Helmut / Kaiser, Karl / Maull, 
Hanns W. / Sandschneider, Eberhard / Schatz, Klaus-
Werner (Hrsg.): Jahrbuch Internationale Politik
2003/2004 (Jahrbücher des Forschungsinstituts der 
DGAP, Bd. 26). München 2006.

4 Kap. I Die USA als dominierende Weltmacht; Kap. II Kri-
sen im nahen und Mittleren Osten; Kap. III Globale Prob-
leme; Kap. IV Weltwirtschaft und internationale Finan-
zen; Kap. V Europa; Kap. VI Afrika; Kap. VII Mittel- und
Südamerika; Kap. VIII Asien.

5 In Band 28 (S. 11, Fußnote 26) heißt es diesbezüglich: „Er-
freulicherweise haben alle fünf im Bundestag vertretenen 
Fraktionen sowie auf Seiten der Exekutive der Bundesau-
ßenminister und ein Vertreter des Bundesentwicklungs-
ministeriums (BMZ) das Angebot angenommen, ihre 
Problemwahrnehmung und Lösungsansätze darzulegen.“ 

6 Der Verfasser dieser Zeilen, der Internationale Politik an 
den Universitäten Regensburg und München lehrt, hat 
den Band „Weltverträgliche Energiesicherheitspolitik“ 
mit großem Erfolg in Seminaren an beiden Universitäten 
eingesetzt. Im Hauptseminar „Energieaußen- und Ener-
giesicherheitspolitik“ im Wintersemester 2010 am Insti-
tut für Politische Wissenschaft der Universität Regens-
burg, wo die Lektüre des Bandes als „einführende Pflicht-
lektüre“ für alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer gilt,
dienen zahlreiche Beiträge des Sammelwerkes nicht nur 
als geschätzte Grundlage zur Vorbereitung der Referate, 
sondern wegen der detailliert angelegten Fußnotenappa-
rate und des umfassenden Literaturverzeichnisses verkör-
pert die Publikation insgesamt auch eine wertvolle Infor-
mationsgrundlage zur weiteren Recherche für die einzel-
nen Hausarbeiten.
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Sammelbände sind so eine Sache: Meist 
zwingt ein recht willkürlich gewählter 
Anlass (womöglich ein Geburtstag oder 
ein Jubiläum) die Herausgeber (die in 
diesen Fällen nicht um ihre Arbeit zu 
beneiden sind) dazu, mit heterogenen 
Beiträgen die Räume zwischen den 
Buchdeckeln zu füllen. Von den meisten 
Sammelbänden bleibt denn auch kaum 
etwas in Erinnerung – außer vielleicht 
ein paar wenige gute Aufsätze darin, die 
weiterhin zitiert werden. Dieser Sam-
melband ist hingegen etwas komplett 
anderes: Ein einziges Thema, nämlich 
die Zukunft der Volkspartei CSU, hat 
eine Gruppe Regensburger Wissen-
schaftler dazu gebracht, ihren For-
schungsgegenstand mit großem Auf-ff
wand in einem Buch mit zahlreichen 
Autoren aus verschiedensten Perspekti-
ven zu betrachten. Diese Form von „Par-
teienforschung als Teamarbeit“ (S. 19)
hat Neuigkeitswert; nicht zuletzt deswe-
gen, weil sie sehr aufwändig ist. Nach 
einer Einführung durch die drei Heraus-
geber folgen nicht weniger als 27 Einzel-
beiträge in sechs Abschnitten, die durch 
ein zusammenfassendes Kapitel von 
Martin Sebaldt beschlossen werden. Die 
einzelnen Beiträge sind sehr gut aufein-
ander abgestimmt; es treten nur ganz 
wenige Redundanzen auf. Es wurde an 

fast alles gedacht; man darf getrost be-
haupten, dass in diesem Buch alle we-
sentlichen Aspekte der aktuellen Lage 
der CSU, deren innere Verfasstheit wie 
deren Einbindung in die politischen 
Strukturen Bayerns und Deutschlands 
behandelt werden. Entstanden ist in der 
Form eines Sammelbandes ein umfas-
sendes und aktuelles Lehrbuch über die 
heutige CSU.

Nach dem einführenden Beitrag der 
Herausgeber, der auf der Basis der 
wichtigsten neueren Forschungsergeb-
nisse den Anspruch des Bandes um-
reißt, werden im ersten Abschnitt die 
politischen und sozialen Rahmenbe-
dingungen beschrieben, mit denen sich 
auch die CSU in der Gegenwart ausein-
andersetzen muss. Ein weiterer Ab-
schnitt behandelt die CSU in der baye-
rischen Verbändelandschaft, wobei 
speziell die Kirchen, die Landwirt-
schaft, die Gewerkschaften und die Su-
detendeutsche Landsmannschaft im 
Vordergrund stehen. Neben den gene-
rellen sozialen Trends werden dabei am 
stärksten die Schwierigkeiten deutlich, 
denen die CSU heute gegenübersteht: 
Selbst wenn ihr Verhältnis zu den Ge-
werkschaften heute eher inhaltlich-
kompetitiv als ideologisch-konfronta-
tiv geworden sein mag (S. 138), so wird 



ihr das kaum neue Wählerschichten er-
schließen. Im Verhältnis zu den Kir-
chen (insbesondere zur Katholischen) 
hingegen könnte es sinnvoll sein, sich 
zu einer „postsäkularen CSU“ (S. 94) 
zu entwickeln, die versucht, durch die 
Formulierung moderat-christlicher Po-
sitionen die Mitte der Gesellschaft an-
zusprechen. Bei der Landwirtschaft 
wie den Sudetendeutschen mag die 
Einbettung der CSU nach wie vor sehr 
gut sein (bei Letzterer spricht Gerhard 
Hopp sogar von einer „privilegierten 
Partnerschaft“; S. 162), was sich aber 
für die Volkspartei CSU tendenziell im-
mer weniger auszahlt, weil diese Ver-
bände in ihrer Klientel oder in der Ge-
sellschaft insgesamt eine schrumpfen-
de Teilmenge repräsentieren.

Der folgende Abschnitt widmet sich 
der politischen Programmatik der Par-
tei. Darin werden alle Grundsatzpro-
gramme betrachtet sowie zusätzlich die 

Politikfelder der Wirtschaftspolitik, der 
Umweltpolitik und der Europapolitik. 
Insgesamt wird dabei der CSU große 
Wandlungsfähigkeit bei gleichzeitiger 
programmatischer Konstanz hinsicht-
lich zentraler Grundausrichtungen be-
scheinigt. Die Europapolitik scheint in 
den Augen der Autoren weit mehr geeig-
net zu sein als Raum zur Bewahrung 
konservativer Programmatik als die 
Wirtschafts- und Umweltpolitik, zumal 
sich die Partei in den beiden letzten Fel-
dern – so darf man die Aussagen der 
Beiträge wohl verstehen – künftig eher 
schwertun dürfte.

Der vierte und umfangreichste Ab-
schnitt behandelt in acht Beiträgen die 
innere Struktur, die „Machttektonik“ 
der CSU. Dort wird der Versuch unter-
nommen, die wesentlichen Binnenak-kk
teure der Partei genauer unter die Lupe 
zu nehmen. Jeweils ein Artikel behan-
delt die Staatskanzlei, die Landtagsfrak-kk
tion, die Landesgruppe in Berlin, die 
Europagruppe, Präsidium und Vor-
stand, die Landesleitung, die Bezirks-
verbände sowie die Arbeitsgemeinschaf-ff
ten. Über Detailbewertungen kann man 
immer diskutieren, aber alles in allem 
ergibt sich so ein schlüssiges Bild der 
wichtigsten Machtzentren der CSU der 



Gegenwart. Erfreulich ist, dass hierbei 
viel Material gesammelt und ausgewer-
tet wurde und die Ergebnisse daher sehr 
fundiert sind.

Etwas spekulativer sind die meisten 
Beiträge des nächsten Abschnitts über 
politische Führung in der CSU, wo zu-
nächst die politische Führung nach 
Strauß thematisiert, ein Vergleich zwi-
schen dem „Charismatiker“ Strauß und 
dem „Bürokrat[en]“ Stoiber sowie Über-
legungen über den CSU-Fraktionsvor-
sitzenden angestellt werden. Stärker em-
pirisch unterfüttert ist hingegen der Bei-
trag zur Jungen Union. Der letzte Ab-
schnitt widmet sich den Wahlkämpfen 
und Wahlen der letzten Jahre und 
schließt mit einem Artikel über die Koa-
litionsregierung in Bayern aus journalis-
tischer Sicht. Den Band beschließt ein 
Beitrag von Martin Sebaldt, in dem die 
wesentlichen Ergebnisse zusammenge-
fasst werden. Dort gibt er der CSU in 
fast allen Merkmalen, die seiner Mei-
nung nach eine Volkspartei auszeich-
nen, die Note „gut“. Die zentralen Prob-
leme der Partei in den letzten fünf Jah-
ren seien unter die Kategorien „Füh-
rungsfragen“ und „Fehlentscheidungen 
im Polit-Management“ zu verorten. Sei-
ne Analyse legt daher nahe, die CSU als 

eine im Kern gesunde Volkspartei mit 
intakter Gesamtstruktur zu bezeich-
nen.

Keine Frage: Dieser Sammelband ist 
gelungen, der Gesamteindruck ist sehr 
positiv. Wenn man überhaupt etwas 
kritisieren kann, dann ist das das Feh-
len eines Registers und vielleicht einer 
Gesamtbibliographie. Dieses Buch, mit 
großem Aufwand und sehr kenntnis-
reich erstellt und noch dazu aktuell, 
darf sich jetzt schon als Standardwerk 
über die CSU sehen. Aber auch für die 
deutsche Parteienforschung insgesamt 
kann ein solcher Ansatz, eine synchro-
ne Analyse einer politischen Partei in 
Form eines intelligent konzipierten 
Sammelbandes vorzunehmen, vorbild-
lich sein. ///



Seit dem Irak-Krieg 2003 sind private 
Sicherheits- und Militärfirmen verstärkt 
in das Blickfeld der Politikwissenschaft 
und einer breiteren Öffentlichkeit ge-
rückt. Unter dem normativ eingefärbten 
Schlagwort der „Neuen Söldner“ versu-
chen Autoren, Journalisten und Wis-
senschaftler Licht in das Dunkel einer 
sich nach innen verschlossen gebenden 
Branche zu bringen. Dennoch fehlte auf 
dem deutschsprachigen Markt ein wis-
senschaftlicher Versuch das breite Spek-kk
trum der Branche zu erfassen, ihre Im-
plikationen für Staat und Gesellschaft 
darzulegen und zugleich die Rahmenbe-
dingungen für das Entstehen privater 
Militärfirmen zu analysieren. Laurent 
Joachim hat sich in seiner umfangrei-
chen Dissertation dieser Lücke und 
noch weiteren Fragestellungen ange-
nommen: Was sind eigentlich private 
Militärfirmen, was für Leistungen bie-
ten sie an, gibt es Unterschiede zum 
„klassischen“ Söldnertypus? Welche 
Faktoren haben dazu beigetragen, dass 
diese milliardenschwere Branche entste-
hen konnte? Und letztlich widmet sich 
der Autor der philosophischen Frage, 
„welcher Umgang mit diesem neuen 
Phänomen vorzuziehen ist, damit die 
Kontinuität unseres Staatsmodells ge-
währleistet werden kann.“ (S. 19)

Zu Beginn werden die Begriffe „Söld-
ner“ und „Private Military Company“ 

voneinander abgegrenzt. Mit Hilfe be-
reits bestehender Definitionsversuche 
und eines historischen Abrisses arbeitet 
der Autor klar heraus, dass private Mili-
tärfirmen mehr sind als eine bloße An-
sammlung kriegswilliger Söldner, son-
dern sie „haben die Möglichkeit, eine 
komplette Infrastruktur zur Kriegsfüh-
rung zu schaffen“ und „gleichzeitig lie-
fern sie quantitativ und qualitativ Leis-
tungen, die denen einer regulären Armee 
gleichkommen.“ (S. 37) Bei entsprechen-
der Finanzierung können private Militär-
firmen also dauerhaft staatliche Sicher-
heitsstrukturen substituieren und geben 
mehr oder weniger respektablen Perso-
nen und Organisationen die Möglich-
keit, privatwirtschaftliche Armeen für 
dubiose Zwecke zu mieten. 

In der begrifflichen Differenzierung 
zeigt sich gleich am Anfang ein großer 
Verdienst der Dissertation: Der Leser be-
kommt einen intensiven Einblick in die 
innere „Lebenswelt“ der sonst sehr ver-
schlossen agierenden Militärfirmen. Zu-
sammengetragen aus einer Fülle von Do-
kumenten und Berichten zeigt der Autor 
auf, mit welchen Methoden Mitarbeiter 
angeworben werden, welche Ausrüstung 
sie zur Verfügung haben, welche finanzi-
ellen Konditionen und Modalitäten die 
Arbeitsverträge regeln und wie Einsatz- 
und Stellenausschreibungen aussehen. 
Dabei wird klar, dass zum Teil auch ganz 
offen Stellen ausgeschrieben werden, 
meistens auf der jeweiligen Firmenwebsi-
te oder in speziellen „Guns to Hire“-Fo-
ren und Fachzeitschriften. Es gibt, so das 
Fazit bezüglich Rekrutierung und Aus-
bildung der „neuen Söldner“, „sogar in 
Europa vielfältige Wege eine militärisch 
orientierte Ausbildung jenseits einer re-
gulären Armee [zu] absolvieren.“ (S. 77)

In der sicherheitspolitischen Com-
munity ist man sich einig, dass ohne 



den Einsatz von privaten Militärfirmen 
die USA den letzten Irak-Krieg nicht 
hätte bestreiten können. Der Autor 
fragt konsequenterweise nach den Ent-
stehungsfaktoren, die für den Aufstieg 
der Branche verantwortlich sind. So 
werden als Ursachen erstens die so ge-
nannte „casualty shyness“ der westli-
chen Zivilgesellschaften angeführt, die 
Tod und Verwundung eigener Soldaten 
sehr kritisch gegenüberstehen, zweitens 
Berufsarmeen, deren ausscheidende 
Soldaten einen unerschöpflichen Pool 
gut ausgebildeter Fachkräfte darstellen, 
drittens der leichte Zugang zu Waffen-
systemen jeglicher Art bedingt durch 
eine unabhängige, global agierende 
Rüstungsindustrie, viertens eine indi-
rekte interventionistische Machtpolitik 
der Staaten und fünftens Großkonzer-
ne, die Schutz für ihre Investitionen be-
nötigen (S. 277). Als weiterer Punkt 
wird der Wandel der internationalen 
Konfliktstruktur nach dem Ende des 
Kalten Krieges angeführt, welche das 
Phänomen der „Neuen Kriege“ mit ih-
rem asymmetrischen Konfliktcharakter 
hervorgebracht hat.

Abschließend geht der Autor auf die 
ethisch-normative Frage ein, ob Staaten 
überhaupt auf private Militärfirmen zu-
rückgreifen sollen und beantwortet die-
sen sehr spannenden Teil der Dissertati-
on mit einem klaren Nein. Denn lang-
fristig gesehen ist es fraglich, ob globaler 
Frieden mit Hilfe eines Geschäftsfeldes, 
das von Konflikten und Kriegen lebt, 
durchzusetzen ist. Des Weiteren seien 
private Militärfirmen „ein Geschöpf, 
das eine Eigendynamik hat und sich un-
kontrolliert und zu Lasten der Staats- 
und Rechtsordnung demokratischen 
Musters verbreiten kann“ (S. 533). Spä-
testens diese These wird auf Wider-
spruch treffen und somit steht einer 

fruchtbaren wissenschaftlichen Debatte 
nichts mehr im Wege.

Das Geschriebene stellt nur einen 
kleinen Ausschnitt der Dissertation dar. 
Der Autor widmet sich weiteren The-
menkomplexen wie der (unzureichen-
den) nationalen und internationalen Ge-
setzgebung zur Regulierung der Bran-
che, veranschaulicht an vielen Beispielen 
das praktische Wirken privater Militär-
firmen im Nahen Osten und geht auch 
auf eine mögliche Zukunft dieser ein.

Das Buch überzeugt durch die ange-
führten Zahlen und Fakten, die in so 
komprimierter Form auf dem deutsch-
sprachigen Markt noch nicht zugänglich 
waren. Hier hat Laurent Joachim Pio-
nierarbeit geleistet. Es ist verständlich 
geschrieben und damit auch einem brei-
teren Publikum zugänglich. Manchmal 
wäre eine übersichtlichere Struktur 
wünschenswert gewesen und es gibt ge-
wisse Redundanzen. Doch nichtsdesto-
trotz wird die sicherheitspolitische und 
normative Bedeutsamkeit der Thematik 
dem Leser pointiert bewusst gemacht.

Auch zwanzig Jahre nach dem Ende des 
Kalten Krieges zeigt sich die Disziplin
der Internationalen Beziehungen noch 
orientierungslos: Der Strom von Bü-
chern, die seit 1989/90 mit Formulie-



rungen wie „spätestens seit dem Ende 
des Ost-West-Konflikts“ beginnen, und 
sich sodann auf die Suche nach neuen 
Deutungsmustern und Weltordnungs-
modellen begeben, reißt bis heute nicht 
ab. In besonderem Maße geht es dabei 
um die Verortung der „neuen Kriege“ 
(Herfried Münkler). In diese Tradition 
stellt sich auch der hier anzuzeigende 
Sammelband, der vom Inhaber des 
Lehrstuhls für Internationale Politik 
und Außenpolitik der Universität Köln, 
Thomas Jäger, herausgegeben wurde. 
„[I]nsbesondere seit das weltumspan-
nende Deutungsmuster des Ost-West-
Konflikts für Gewaltauseinanderset-
zungen in und zwischen Staaten verlo-
ren ging“, so schreibt Jäger in seiner 
Einleitung, „wurde eine intensive Dis-
kussion um die Veränderung des Krie-
ges geführt“. Diese Diskussion kreiste 
u. a. um die Entwicklung der internatio-
nalen Ordnung, die Wandlungen von 
Staatlichkeit und die faktische Ord-
nungskraft der Globalisierung – alle-
samt Faktoren, die zur Neuinterpretati-
on gewaltsamer Konflikte herangezogen 
wurden. Jäger und seine Autoren sind 
angetreten, „diese Komplexität der Krie-
ge weiter zu vermessen“.

Komplex ist auch der Inhalt des vor-
liegenden Sammelbandes. 14 Aufsätze
von 17 Autoren (erfreulicherweise dar-
unter viele Nachwuchswissenschaftler) 
beschäftigen sich aus den unterschied-
lichsten Perspektiven mit dem Phäno-
men des Krieges. So geht es in den Bei-
trägen u. a. um Clausewitz, die ESVP, 
private Militärfirmen, die Stabilität der 
Andenregion, die Kriegskultur der Tua-
reg, transnational organisierte Krimina-
lität und um den Weltraum als Kampf-ff
zone. Die Einordnung der einzelnen 
Themenbeiträge in die drei übergeord-
neten Abschnitte erscheint mitunter 

zwar ein wenig gezwungen, wohl aber 
erhält der Leser einen guten Eindruck 
von der heutigen Komplexität sicher-
heitspolitischer Forschung.

Im ersten Abschnitt werden „Kriege 
im Zeichen von Ordnung und Sicher-
heit“ betrachtet. Matthias Zimmers 
Aufsatz über „Die Bedeutung des Mili-
tärs für die Großmächtepolitik“ ist be-
sonders originell. Er wendet sich gegen 
die in der Disziplin populäre These, der 
Staatenkrieg alter Prägung sei zum his-
torischen Auslaufmodell geworden und 
die Staaten hätten als faktische Mono-
polisten des Krieges zugunsten von pa-
rastaatlichen und privaten Akteuren ab-
gedankt. Erfrischenderweise behauptet 
Zimmer das Gegenteil: Er argumentiert 
auf stimmige und sehr lesenswerte Wei-
se, dass erstens „die asymmetrischen 
Kriege die Bedeutung staatlich verfass-
ter Souveränität und die Bedeutung des 
Militärs eher gestärkt als geschwächt 
haben; dass diese zweitens die Struktur 
des internationalen Systems anfälliger 
für zwischenstaatliche militärische Aus-
einandersetzungen machen und dass 
drittens die Bedeutung des Militärs für 
die Großmächte und ihre das System 
strukturierende Funktion eher ansteigt 
als nachlässt“.

Ähnlich originell ist der Ansatz von 
Daniel Lambachs Aufsatz „Gefährliche 
Davids: Wie schwache Staaten ihre 
Nachbarn bedrohen“ im zweiten Teil 
des Sammelbandes, welcher „Kriege im 
Zeichen schwacher Staatlichkeit“ unter-
sucht. Während die Sicherheitsproble-
matik von „Failed“ oder „Failing States“ 
meist durch die Brille des Nordens be-
trachtet wird, wurde die Perspektive des 
Südens bislang weitgehend vernachläs-
sigt. Lambach versucht diese Lücke zu 
schließen, bzw. zumindest eine For-
schungsagenda aufzustellen. In seinem 



theoretisch fundierten und hoch analy-
tischen Aufsatz entwickelt er vier inter-
essante Hypothesen über das zu erwar-
tende Verhalten von Staaten angesichts 
des drohenden Verfalls eines Nachbar-
staates.

In den Beiträgen des dritten Ab-
schnitts werden „Kriege im Zeichen von 
Globalisierung“ analysiert. Dankens-
werterweise widmet sich Mischa Hansel 
dem in Deutschland bislang wenig be-
leuchteten Thema „Der Weltraum und 
die Kriegsführung der Zukunft“. „Ist 
denn“, so fragt Hansel, „die Ausdeh-
nung kriegerischer Akte auf den Welt-
raum nicht ebenso unvermeidlich wie es 
die Entwicklung des Seekrieges bzw. 
des Luftkrieges war?“ Am Ende einer 
sehr sorgfältigen und gut durchdachten 
Analyse kommt Hansel zu dem Schluss, 
dass ein solches Szenario unter be-
stimmten Bedingungen durchaus plau-
sibel erscheint. Wünschenswert wäre es 
allerdings gewesen, dass Hansel seinen 
offensichtlich aus dem Jahr 2007 stam-
menden Artikel entsprechend der neuen 
amerikanischen Weltraumstrategie ak-kk
tualisiert.

Mit Blick auf die große Bandbreite 
des abgebildeten Themenspektrums 
und die überdurchschnittliche Qualität 
vieler Beiträge ist der Band ein lohnens-
werter Beitrag zur immer noch anhal-
tenden Debatte über die Natur des Krie-
ges in der post-bipolaren Welt. Er weiß 
der enormen Diversifizierung des wis-
senschaftlichen Diskurses mit seiner 
Vielzahl neuer Konzepte konstruktiv zu 
begegnen und bietet darüber hinaus an 
vielen Stellen echtes Lesevergnügen.

Im Gegensatz zur ersten Großen Koaliti-
on (1966-1969) war die zweite (2005-
2009) ungewollt. Weder Schwarz-Gelb 
noch Rot-Grün konnten eine Mehrheit 
erreichen. Die Linkspartei, mit der sich 
eine Koalition verbot, blockierte ein sol-
ches Regierungsbündnis. Da eine „nor-
male“ („Senegal“-Bündnis) und eine 
„schwarze“ Ampel („Jamaika“-Bünd-
nis) aus politischen Gründen nicht in
Frage kam, blieb als letzte Möglichkeit 
nur die Bildung einer Großen Koalition.
Für einen demokratischen Verfassungs-
staat, der auf dem Gegenüber von Regie-
rung und Opposition basiert, ist das
kein Musterfall, sondern eher ein Not-
fall.

Der informative Band von Egle /
Zohlnhöfer zieht eine Bilanz der Politik 
der Großen Koalition. Sie hätte zu einer 
„Reformkoalition“ oder zu einer „Blo-
ckadekoalition“ mutieren können. Im
ersten Fall wäre mit tiefgreifenden Re-
formen zu rechnen gewesen. Vetospieler 
wie der Bundesrat entfielen und unpo-
puläre, aber dringend notwendige Re-
formen hätten sich durchführen lassen, 
da die beiden Parteien Interesse an einer 
erfolgreichen Regierungsarbeit gehabt 
hätten. Im zweiten Fall hätte angesichts
der großen Unterschiede mit einer Poli-
tik des „kleinsten gemeinsamen Nen-
ners“ gerechnet werden müssen. Keine 
Seite wollte große Konzessionen an den 
Regierungspartner machen. Die Frage, 



ob die Große Koalition eher ein Reform- 
oder ein Blockadebündnis war, zieht 
sich wie ein roter Faden durch den Band. 
Fast alle Politikfelder wie Finanz-, Ge-
sundheits-, Bildungs-, Rechts-, Verfas-
sungs-, Europa- und Sicherheitspolitik 
geraten auf den Prüfstand. Diese Anlage 
ist eine Stärke des Werkes.

Das Ergebnis fällt höchst unter-
schiedlich aus. Wie Annette Henninger 
und Angelika von Wahl belegen, gab es 
bei der Familienpolitik durch die Ein-
führung eines einkommenabhängigen 
Elterngeldes und durch den Ausbau der 
öffentlichen Kinderbetreuung für unter 
Dreijährige grundlegende Reformen. 
Als Gegenspieler der CDU-Familienmi-
nisterin Ursula von der Leyen trat die 
CSU in Erscheinung, weniger die SPD. 
Auch die Außen- und Sicherheitspolitik 
mit der „Normalisierung“ des Verhält-
nisses zu den USA ist nach Sebastian 
Harnisch auf der Habenseite zu verbu-
chen. Zu den Politikfeldern mit Stärken 
und Schwächen zählt nach Manfred G. 
Schmidt die Kontinuität in der Sozialpo-
litik. Der Wohlfahrtsstaat wurde insge-
samt gestärkt, etwa durch die Verlänge-
rung der Bezugsdauer des Arbeitslosen-
geldes für ältere Arbeitnehmer. Union 
und SPD firmieren jeweils als „große So-
zialstaatsparteien“ (S. 302). Schließlich 
dominierten in anderen Bereichen, etwa 
bei der Umweltpolitik, Politikblockaden 
oder halbherzige Maßnahmen wie in 
der Gesundheitspolitik, die dem Ziel 
dienten, spätere Optionen in einer poli-
tisch günstigeren Konstellation nicht zu 
verbauen.

Die Herausgeber erklären die Unter-
schiedlichkeit der Ergebnisse u. a. mit
der politischen Führungskraft des jewei-
ligen Ministers und mit dem spezifi-
schen Problemdruck. Die Verbesserung 
der wirtschaftlichen Lage führte zu einer 

Verschlechterung des Reformeifers. So 
heißt es: „,Gute Zeiten‘ sind also schlech-
te Zeiten für umfangreiche Reformen“ 
(S. 595). Die große Finanzkrise 2008/09 
verlief durch mehrere Konjunkturpro-
gramme glimpflich – freilich um den 
Preis einer Rekordnettokreditaufnahme 
des Bundes. Die Politik verpflichtete sich 
zugleich zur Einführung einer Schulden-
bremse, um die Ausgaben legitimieren 
zu können, so Astrid Lorenz.

Der Band behandelt nicht nur die Er-
gebnisse auf den einzelnen Politikfel-
dern, sondern auch, wenngleich recht 
knapp, die Strategien der Parteien. Nach 
Bernhard Miller und Wolfgang C. Mül-
ler spielte beim Koalitionsmanagement 
der aus den politischen Spitzen beste-
hende Koalitionsausschuss (mit Kanzle-
rin, Vizekanzler, Fraktions- und Partei-
vorsitzenden) eine beträchtliche Rolle, 
ohne aber alle Konflikte beseitigen zu 
können. Die These, diese seien oft in die 
Öffentlichkeit getragen worden, dürfte 
so nicht stimmen. Insgesamt hat die 
Große Koalition recht geräuscharm 
agiert. Laut Christoph Egle stand der 
Parteienwettbewerb oft „im Schatten 
der Linkspartei“ (S. 99). In der Tat sah
sich die SPD genötigt, die Einführung 
gesetzlicher Mindestlöhne und die Ver-
längerung der Bezugsdauer des Arbeits-
losengeldes I zu fordern, nachdem zu
Beginn der Legislaturperiode auf Initia-
tive von Franz Müntefering die Ren-
tenaltersgrenze auf 67 Jahre angehoben 
wurde. Anders als Egle meint, ist die 
Kurskorrektur durch die Distanzierung 
von der Linkspartei nicht widersprüch-
lich. Denn diese Kraft ist eben keine 
Partei innerhalb des Verfassungsbogens, 
wie Egle behauptet, aber nicht belegt. 
Die SPD kann sich doch nach links öff-ff
nen, um der linken Konkurrenz Stim-
men abzuziehen.



War das Regierungsbündnis zur Zeit 
der Großen Koalition politisch weithin 
heterogen und in seinem Gestaltungs-
spielraum nicht durch ein Veto des Bun-
desrates bedroht (jedenfalls bis zur Hes-
senwahl im Februar 2009), so ist das 
jetzige Regierungsbündnis politisch 
weithin homogen und in seinem Gestal-
tungsspielraum durch ein Veto des Bun-
desrates bedroht (jedenfalls seit der 
Wahl in Nordrhein-Westfalen im Mai 
2010). „Durchregieren“ ließ sich weder 
in dem einen noch in dem anderen Fall. 
Das hat auch mit dem moderierenden 
Führungsstil der Kanzlerin zu tun, wie 
Manuela Glaab erhellt. Die Autorin hebt 
einerseits positiv auf die Führungssiche-
rung durch die Kanzlerin ab. Anderer-
seits heißt es: „Eine ‚Achillesferse‘ die-
ses adaptiv-moderierenden Führungs-
stils könnte jedoch darin bestehen, dass 
ihre Anpassungsfähigkeit die Erwartun-
gen und Bedürfnisse der eigenen An-
hängerschaft – vor allem der Kernklien-
tel der Unionsparteien – nach politi-
scher Orientierung vernachlässigte“ 
(S. 152).

Martin Reichinger hat eine anspruchs-
volle theoretische Studie vorgelegt, in 
welcher er das transatlantische Verhält-
nis und dessen Friktionen vor, während 

und nach dem von den USA angeführ-
ten Irakkrieg von 2003 thematisiert. Die 
Arbeit ist das Ergebnis einer 2009 an der 
Universität Passau eingereichten Disser-
tation.

Reichinger analysiert die empirische 
Mächtekonstellation und das Verhalten 
der einzelnen Akteure auf der Basis neo-
realistischer Grundannahmen. Es ist 
spannend zu verfolgen, wie der Autor 
die Verhaltensstrategien der zentralen 
Akteure aus der Systemebene der inter-
nationalen Politik ableitet und dann zu 
klaren Hypothesen gelangt. Das zuneh-
mend multipolar strukturierte internati-
onale System führte zur Infragestellung 
klassischer Ordnungsstrukturen.

Die beiden transatlantischen Bünd-
nispartner handeln – und hier wird auf 
die allianztheoretischen Annahmen des 
Neorealismus von Glenn Snyder zu-
rückgegriffen – angstgetrieben: Der 
stärkere Allianzpartner, die USA, be-
fürchten, im Konfliktfalle im Stich ge-
lassen zu werden (abandonment), wäh-
rend der schwächere Partner Europa 
befürchten muss, in einen unnötigen, 
kostenreichen Konflikt hineingezogen 
zu werden (entrapment).

Die Gefolgschaftsverweigerung der 
„alten Europäer“ im Falle des amerika-
nischen Irak-Feldzugs ist leicht erklär-
bar. Dem Wunsch nach mehr sicher-
heitspolitischer Autonomie der Europä-
er stand die unverblümt unilateralistisch 
ausgestaltete Präferenz der USA entge-
gen, die NATO als „Werkzeugkiste“ für 
eigene nationale Interessen einzusetzen. 
Der ereignisgetrieben unvermeidliche 
„Bruch des Westens“ ist – und das ist 
eine der originellen Resultate des Bu-
ches – nicht ausschließlich und nicht 
einmal kausal vorrangig auf die neokon-
servative Ideologie der Bush-Administ-
ration zurückzuführen, sondern auf ei-



nen genuinen Interessenkonflikt in einer 
sich wandelnden Welt.

Reichinger leistet auch methodisch 
Beachtliches. Er wendet die komplexe 
Konstellationsanalyse des Neorealismus 
der Münchner Schule (NRMS) in einer 
systematischen Konsequenz auf den em-
pirischen Fall an wie noch kein Wissen-
schaftler vor ihm. Dieser Ansatz, der 
von Gottfried-Karl Kindermann bereits 
in den 70er-Jahren im Dialog mit Hans 
Morgenthau eingeführt und seitdem 
verfeinert wurde, bietet ein diagnosti-
sches Fragesystem an, mit Hilfe dessen 
die Interessen ausgewählter Akteure in 
einer ausgewählten Zeitperiode singulär 
und in ihrer Interaktivität analysiert 
werden können. Reichinger beschränkt 
seine Analyse klugerweise auf die Au-
ßenpolitiken der konstellationsrelevan-
ten Akteure, um das Präzept des Realis-
mus, eine erkenntnisleitende Reduktion 
der Komplexität zu erreichen, nicht zu 
gefährden. Die zu analysierenden Ak-kk
teure sind neben den USA die ressour-
censtärksten NATO- und EU-Akteure 
Großbritannien, Frankreich und 
Deutschland. Um die hohe Komplexität 
in der Analyse zu entflechten, baute 
Reichinger zusätzlich eine artifiziale 
Trennung zwischen den nationalen Ak-kk
teursstrategien einerseits und institutio-
nellen Interessen andererseits ein, die in 
der Empirie so nicht haltbar ist, das syn-
optische Bild der Gesamtkonstellation 
jedoch klarer werden lässt.

Wie der Titel des Buches „Sharing 
the Burden – Sharing the Lead“ bereits 
andeutet, wird die Debatte um die 
transatlantischen Beziehungen unter 
den Begrifflichkeiten der Lastenteilung 
(USA) und der Arbeitsteilung (Europa) 
geführt. Während die USA die NATO 
als Instrument zur Entlastung der USA 
unter Beibehaltung der US-Hegemonie 

betrachten, fordern die Europäer eine 
schrittweise Arbeitsteilung inter pares 
ein. Psychologisch führt diese divergen-
te Perzeption dazu, dass die USA die Eu-
ropäer meist als zahnlose Tiger oder 
Trittbrettfahrer im Sinne der Theorie 
kollektiver Güter ansehen, während die 
Europäer in den Amerikanern immer 
noch schießwütige Cowboys ausma-
chen, denen zivile Lösungen für gesell-
schaftlich bedingte Konflikte immer 
noch wesensfremd zu sein scheinen. Die 
Bedingungen der sicherheitspolitischen 
Umwelt, die durch asymmetrische Kon-
flikte und neue Fähigkeitsanforderun-
gen geprägt ist, macht jedoch eine Ko-
operation zwischen den transatlanti-
schen Partnern unerlässlich.

Der Verfasser zeigt in einer quellen-
mäßig üppig ausgestatteten Untersu-
chung auf, wie es der Bush-Administra-
tion gelang, die Intra-Allianz-Problema-
tik durch eine Verlagerung der Kernpro-
bleme in den Mittleren Osten und an 
den Hindukusch für die USA vorteilhaft 
zu entscheiden. Die Bildung flexibler Ko-
alitionen im Krieg gegen den Terror, in 
die gerade auch die mittel- und osteuro-
päischen Staaten (neues Europa) einbe-
zogen wurden, verstärkten die Verhand-
lungsmacht der USA innerhalb der 
NATO und bewirkten, dass die Ameri-
kaner quasi als trojanisches Pferd Ein-
fluss auf Entscheidungen innerhalb der 
GASP der EU nehmen konnten. Die sich 
für die USA zunehmend nachteiliger ent-
wickelnde Situation im Irak bis ins Jahr 
2007 und in Afghanistan führte hinge-
gen dazu, dass die USA im Rahmen der 
Mission Enduring Freedom einen inten-
siven Kampf im afghanisch-pakistani-
schen Grenzgebiet führten, während den 
Europäern mehr Raum für die Ausbil-
dung und Ausrüstung der afghanischen 
Sicherheitskräfte gewährt wurde.



Die Landeszentralen für politische Bil-
dung kümmern sich jeweils in ihrem 
Land für die Stärkung der demokrati-
schen Institutionen, Werte und Einstel-
lungen und generell der politischen Kul-
tur. Dabei beschäftigten sie sich – mal 
mehr, mal weniger – auch mit den Par-
teien in ihren Ländern, die ja auch in 
den bundesstaatlichen Untergliederun-
gen die wesentlichen Elemente der poli-
tischen Partizipation sind. Neu an die-
sem Buch ist, dass sich mehrere Landes-
zentralen – die in Nordrhein-Westfalen, 
Sachsen und Baden-Württemberg – da-
ran gemacht haben, einen Sammelband 
herauszubringen, der die Parteien in al-
len Ländern behandelt. Damit hat der 

interessierte Leser die Möglichkeit, sich 
rasch und sehr aktuell über die Lage der 
Parteiensysteme in den deutschen Län-
dern zu informieren.

Erfreulich ist, dass die Behandlung 
der einzelnen Länder eingebettet ist in 
einen größeren historischen und politi-
schen Kontext. Der Band beginnt mit 
einem einführenden Beitrag von Tho-
mas Kühne über Parteien und politische 
Kultur in Deutschland von 1815 bis 
1990. Es folgen jeweils ein nützlicher 
Überblick über die Staatsparteien in der 
DDR (Peter Joachim Lapp) sowie über 
die Parteien im politischen System der 
Bundesrepublik Deutschland (Frank 
Decker). Es folgt in einem zweiten Ab-
schnitt jeweils ein Artikel über ein Land, 
wobei in fast allen Fällen die histori-
schen Wurzeln der wichtigsten Parteien 
und Strömungen mit berücksichtigt 
werden. Reinhold Weber und Ursula 
Münch betonen dabei in ihren Artikeln 
über Baden-Württemberg und Bayern 
stark die Kontinuität der Parteiensyste-
me und erwarten eher den Fortbestand 
bürgerlicher Mehrheiten dort. 

Schwieriger sind die Vorhersagen für
Berlin (Jakob Lempp), auch wenn sich 
dort allmählich eine Angleichung der 
Parteiensysteme im Osten und Westen 
erkennen lässt. Die Bildung einer rot-ro-
ten Koalition in Brandenburg bestätigt 
Jürgen Dittberner in seiner Einschät-
zung, dass sich dort noch sehr stark eine 
„kleine DDR“ wiederfinden lasse. Dass 
quasi auf ewig zementierte Vormacht-
stellungen einzelner Parteien heute im-
mer seltener werden, unterstreicht der 
Beitrag von Lothar Probst über Bremen, 
der infrage stellt, ob die SPD dort ihre 
alte Dominanz wird erhalten können. 
Dies gilt erst recht für Hamburg (Julia 
von Blumenthal / Franziska Zahn), auch 
wenn – was der Beitrag noch nicht be-

Bezogen auf die Entwicklungen der 
Gegenwart kommt Reichinger zu dem 
Schluss, dass die USA ihre Führungs-
rolle in einer zunehmend multipolaren 
Welt reduzieren müssen und wollen. 
Diese faktische und quasi-prognosti-
sche Entwicklung wird in dieser elabo-
rierten, theoretisch fundierten und em-
pirisch gesättigten Untersuchung über-
zeugend dargestellt. Reichinger hat 
nachgewiesen, dass ein anspruchsvol-
ler angewandter Realismus weiterhin 
einen Erkenntnisgewinn zu erbringen 
vermag.



rücksichtigen konnte – die SPD nach 
dem Zerfall der schwarz-grünen Koaliti-
on wieder bessere Karten hat. Hessen 
wird von Sigrid Koch-Baumgarten und 
Christoph Strünck geradezu als Muster 
eines Landes gezeichnet, das sich von 
einer Hochburg des Liberalismus über 
eine Hegemonie der SPD zu einer offe-
nen Parteienlandschaft entwickelt habe. 
In Mecklenburg-Vorpommern, so Stef-ff
fen Schoon, zeigt sich die im Osten weit 
verbreitete Situation, dass den Parteien 
in manchen Regionen immer mehr Mit-
glieder und Kandidaten fehlen – und 
das trotz relativ stabilen Wahlverhal-
tens. Für Niedersachsen konstatiert Tim 
Spier eine verzögerte Anpassung an die 
bundesdeutsche Normalität, indem sich 
das katholische, das protestantisch-wel-
fische und das nationalliberale Milieu 
abschwächte und sich CDU und SPD zu 
Volksparteien entwickelten, die aller-
dings seit 1976 nur innerhalb ihres La-
gers koalierten. 

Nordrhein-Westfalen hat sich – so 
Marcel Solar – aus einer Vorherrschaft 
des politischen Katholizismus nur 
scheinbar in ein Stammland der Sozial-
demokratie entwickelt, sodass dort das 
Fünfparteiensystem auch künftig die 
politische Konkurrenz prägen dürfte. 
Auch für Rheinland-Pfalz konstatieren 
Ulrich Sarcinelli und Timo S. Werner 
einen Abbau der christdemokratischen 
Dominanz, die nicht zur Entstehung 
einer sozialdemokratischen Hochburg 
geführt habe, sondern eher zu einer 
speziellen Ausprägung einer „Minister-
präsidentendemokratie“. Ein erneutes 
Beispiel des Weges eines Sonderfalls 
zur bundesrepublikanischen Normali-
tät zeigt Gabriele B. Clemens anhand 
des Saarlandes, das allerdings durch 
die Bildung der ersten „Jamaika-Koali-
tion“ 2009 eigene Akzente setzte. 

Einen Sonderfall – und das auch in-
nerhalb der ostdeutschen Länder – stellt, 
so Werner Rellecke, Sachsen dar, wo 
sich bei starker Fragmentierung ein 
CDU-dominiertes Sechsparteiensystem 
etabliert hat. Auch in Sachsen-Anhalt – 
so Klaus Detterbeck – sind die Bindun-
gen der Wähler an ihre Parteien sehr fra-
gil; bei aller Unsicherheit sieht er aber 
durchaus einen strukturellen Vorteil für 
die CDU im Land. Diesen hätte die 
CDU – nimmt man nur die Mitglieder-
zahlen – auch in Schleswig Holstein, 
aber laut Klaus Kellermann brachten die 
jüngsten Landtagswahlen derartige Ver-
werfungen, dass man ein Land mit ei-
nem „neuen Parteiensystem“ konstatie-
ren könne. In Thüringen sei, so Andreas 
Hallermann, die kurzfristige CDU-Do-
minanz beendet; die Partei hätte ihren 
Landesbonus verloren, wovon bislang 
aber nur die Linke profitierte. Der Band 
wird beschlossen durch einen sehr nütz-
lichen statistischen Anhang, ein Abkür-
zungsverzeichnis und ein Personenregis-
ter.

Das Buch sei allen empfohlen, die 
sich mit Parteien und politischer Partizi-
pation in Deutschland befassen. Die 
Parteien auf Landesebene waren ja seit 
jeher ein Stiefkind der politikwissen-
schaftlichen und zuweilen auch der his-
torischen Forschung in Deutschland; 
vergleichende Studien von Landespartei-
en sind noch seltener. Daher schließt der 
Band eine erhebliche Lücke und ist eine 
wichtige Informationsquelle für Wissen-
schaftler und die politische Bildung ins-
gesamt. Er verdient es definitiv, regelmä-
ßig in aktualisierter Form herausge-
bracht zu werden.



Das Internet wird „sozial“. Seit dem Auf-ff
kommen des Mitmach-Netzes „Web 2.0“
und spätestens seit der Etablierung der 
Begrifflichkeit „Social Media“ in den 
Sprachgebrauch der Nutzer hat sich ein 
Paradigmenwechsel in der Kommunika-
tion vollzogen, der von manchem in die 
Größenordnung von Telegraf und Tele-
fon gerückt wird. War es bis vor wenigen 
Jahren noch akzeptabel, ja ausreichend, 
handschriftlich Adressbücher zu führen 
und dienten gedruckte Visitenkarten 
noch hinreichend als Mittel, sich beruf-ff
lich zu legitimieren, so ist solch altertüm-
liches Gebaren heute längst viel zu „1.0“. 
Ohne einen Xing- oder LinkedIn-Ac-
count ist man beruflich quasi nicht mehr 
existent. Besitzt man keine Facebook-
Seite zur Selbstinszenierung oder lässt 
die Welt nicht im Minutentakt via Twit-
ter an seinen Befindlichkeiten teilhaben, 
partizipiert man nur noch eingeschränkt 
am sozialen Leben. Gewiss: Beruflich er-
leichtert das Social Web die Kontaktauf-ff
nahme- und Pflege vielfach. Und gewis-
sen unumgänglichen Standards muss 
man sich eben beugen, will man im Busi-

ness mitspielen. Selbst deutsche Firmen
erkennen zunehmend die Notwendig-
keit, ihren Kunden in diesem Umfeld zu 
begegnen.

Doch auf der anderen Seite nimmt 
das vermeintlich „soziale“ an Social Me-
dia mitunter absurde Züge an. Auf Face-
book oder persönlichen Websites gerie-
ren sich vom Alltag gelangweilte Selbst-
darsteller als fachliche Koryphäe, unent-
behrliche Spitzenkraft, Mittelpunkt des
Universums oder alles zusammen.
Nichts ist zu banal, nichts zu peinlich,
als dass man die Welt darüber im Un-
klaren lassen dürfte. Und im fortwäh-
renden Dialog, dem kontinuierlichen
Austausch von Belanglosem, der das
Grundprinzip von Social Media bildet,
wird sich gegenseitig der Aufmerksam-
keit versichert. Jener neuen Gemein-
schaftswährung des „sozialen“ Webs.

Doch was, wenn man sich dieser 
Kommunikationsform verweigert? Und
das nicht nur privat, sondern auch be-
ruflich, allumfassend? Zwei deutsche
Autoren haben in ihren fast zeitgleich
erschienenen Büchern den Selbstver-
such gewagt, und konsequent den Ste-
cker gezogen. Alex Rühle und Christoph
Koch verzichteten in digitaler Askese
auf das Internet. Während Koch sich ei-
nen Zeitraum von acht Wochen zum 
Ziel nahm, begab sich Rühle gleich in 
sechs Monate kalten Entzug.

Beiden gemein ist, dass sie in ihrem 
beruflichen Alltag als Journalisten auf 
das Internet angewiesen sind. Recher-
che und Informations-Austausch, ge-
schäftliche E-Mails, Online-Termin-Ab-
sprachen, alles anscheinend unabding-
bar. Doch auch privat wird das Netz ge-
nutzt. Weniger zwar zu Informations-
denn zu Unterhaltungszwecken, doch
genutzt wird es intensiv. Beide Autoren
lassen gewisse Sucht-Symptome erken-



nen und thematisieren, was sie (anfangs 
noch scherzhaft) „Abhängigkeit“ nen-
nen, auch wenn das bei Koch dann doch 
ein wenig kokettierend wirkt. Er zumin-
dest scheint sich in seiner „Sucht“ recht 
gemütlich eingerichtet zu haben und 
nimmt das Ganze nicht annähernd so 
ernst wie Rühle. Wirkliche Distanz zum 
Internet erreicht Koch bei allem vorder-
gründigen Verzicht nicht.

Insgesamt wirkt Kochs Text auch et-
was unstrukturiert und teilweise zu-
sammengestückelt aus verschiedensten, 
oft zusammenhanglosen Erlebnissen 
und Erzählpassagen. Die beigefügten 
Listen unsinniger Betreffzeilen zum Bei-
spiel können kaum noch ein Schmun-
zeln bei jenen hervorrufen, die tagtäg-
lich mit dem Internet zu tun haben, der 
Zielgruppe des Textes also. Von diesen 
verschmerzbaren Unzulänglichkeiten 
abgesehen gelingt es Koch jedoch, in 
ausgesprochen kurzweiliger Art mit 
leichter und flotter Schreibweise zu un-
terhalten. Hierin liegt auch eher der 
Schwerpunkt des Buches. Es ist weniger 
nachdenklich machend oder anpran-
gernd als vielmehr augenzwinkerndes 
Entertainment, bei dem der hohe Wie-
dererkennungswert geschilderter Situa-
tionen und Verhaltensmuster als Insi-
der-Gags besonders gut wirkt.

Rühle geht in seinem Buch tiefer. 
Nicht nur, dass er die Internet-Abstinenz 
konsequent sechs Monate lang prakti-
zierte, sondern auch in der nahezu missi-
onarischen Ernsthaftigkeit, mit der er 
das Thema behandelt. Was Kochs Werk 
fehlt – nämlich lehrreich zu sein – leistet 
Rühle ohne erhobenen Zeigefinger oder 
moralinsaure Predigten. In einer elegan-
ten und humorvollen Sprache schildert 
Rühle seinen Entzug und dessen Folgen 
höchst unterhaltsam. Und er versäumt es 
auch nicht, konkrete Hilfestellungen für 

2010 ist im Verlag Friedrich Pustet ein 
Buch erschienen, das die Konsequen-
zen, die auf der Managementebene vor 
dem Hintergrund der Wirtschafts- und 
Finanzkrise gezogen werden müssen, in 
den verschiedensten Facetten beleuch-
tet. Darin stellen berühmte Persönlich-
keiten aus Politik, Wissenschaft und 
Kirche sowie Künstler ihre Vorstellun-
gen über ethische Maßstäbe im Ma-
nagement dar. Dabei ist hervorzuheben, 
dass es den dargestellten Lösungsansät-
zen für die gegenwärtigen gesellschaftli-

Nachahmer zu bieten. Er gibt Tipps zu 
guter Literatur oder Musik und weiß mit 
Anekdoten und kleinen Weisheiten zu 
beraten, ohne oberlehrerhaft zu wirken. 
So wirkt Rühle insgesamt authentischer 
und persönlicher im Erzählstil als Koch, 
ist sein Buch lesbarer und bietet letztlich 
auch echte Anregungen und Impulse 
zum Umgang mit unserem Medienalltag.

Im direkten Vergleich lässt sich zu-
sammenfassen, dass beide Bücher durch-
aus angenehm zu unterhalten wissen. 
Koch etwas leichter, oberflächlicher, Rüh-
le dichter und tiefgründiger. Beide Auto-
ren führen eine leichte und elegante Feder, 
wobei Rühle durch mehr sprachliche Fi-
nesse begeistert. Lesenswert sind beide 
Werke, aber die uneingeschränkte Emp-
fehlung gilt Alex Rühles „Ohne Netz.“



chen Probleme in keiner Weise an All-
tagstauglichkeit fehlt. Dies ist der Tatsa-
che geschuldet, dass die Autoren sich 
nicht auf die abstrakte Ebene begeben, 
sondern vielmehr Instrumente und 
Handlungsmaxime für den Manage-
mentalltag aufzeigen, die ihnen selbst 
auf Grund ihres jeweiligen Tätigkeitsfel-
des bzw. ihres Menschenbildes in be-
sonderer Weise ins Auge gestochen sind. 

Das Buch ist in fünf Kapitel geglie-
dert. Kapitel I hat die Überschrift „Die 
Macht der Führung – die Führung der 
Macht im demokratischen Rechtsstaat“. 
Namhafte Politikerinnen und Politiker 
erörtern hier das Verhalten von Men-
schen, die Machtpositionen innehaben 
und legen dar, welche Handlungsmaxi-
men Menschen in Führungsfunktionen 
erfüllen sollten. Bundespräsident a. D. 
Horst Köhler beschreibt in seinem Bei-
trag die Bedeutung von Vertrauen als 
„soziales Kapital“ der Gesellschaft, wo-
bei er einen Vertrauensverlust der Ge-
sellschaft, zum Beispiel in Bezug auf die 
Soziale Marktwirtschaft, konstatiert (S. 
25). Dass christliche Freiheit und politi-
sche Verantwortung untrennbar zusam-
mengehören, macht die Bundesministe-
rin für Bildung und Forschung, Annette 
Schavan, deutlich (S. 31 ff.). „Warum 
wir ohne Werte nicht leben können“ ist 
ein Plädoyer des früheren SPD-Vorsit-
zenden Hans-Jochen Vogel für eine kla-
re Orientierung an Werten wie Freiheit, 
Solidarität und der Menschenwürde. 
Die bayerische Sozialministerin Christi-
ne Haderthauer stellt in ihrem Beitrag 
„Erfolg hat kein Geschlecht! Frauen und 
Führung“ dar, dass immer noch zu we-
nig Frauen in Führungspositionen sind 
und regelmäßig schlechtere Gehälter be-
kommen als Männer. Sie bringt zum 
Ausdruck, dass Frauen ihre Stärken in 
der Kommunikation und der Teamfä-

higkeit haben, was sie als Argument für 
gemischte Teams aus Frauen und Män-
ner anführt. Außerdem stellt sie die The-
se auf, dass die Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise anders verlaufen wäre, wenn 
mehr Frauen in Führungspositionen ge-
wesen wären. 

„Die Macht der Wirtschaft – eine 
Wirtschaft der Macht?“ lautet der Titel 
von Kapitel II. Manager bedeutender 
Konzerne sowie bekannte Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler le-
gen in diesem Kapitel das diffizile Span-
nungsfeld von Gewissen einerseits und 
Gewinn andererseits dar. Der ehemalige 
Vorstandssprecher und Aufsichtsrats-
vorsitzende der Deutschen Bank, Rolf-
E. Breuer, untersucht in seinem Beitrag, 
ob die Finanzkrise einen Wertewandel 
ausgelöst hat (S. 109 ff.). Dass gerade 
Breuer als ehemaliger Bankmanager für 
ein Umdenken in Richtung einer Ab-
kehr vom ausschließlichen Denken an 
den jeweiligen Börsenwert eines Unter-
nehmens plädiert, ist beachtlich. Er 
kommt zu dem Fazit, dass das bisherige 
System versagt hat und dass die han-
delnden Personen die gesellschaftliche 
und politische Reichweite ihres Han-
delns berücksichtigen müssen. 

„Macht Sinn Führung – Letzte und 
vorletzte Verantwortung“ heißt Kapitel 
III. Experten aus Theorie und Praxis ver-
suchen hier den umfangreichen Fundus 
an verschiedenen Denkrichtungen und 
aus der Erfahrungsgeschichte für die Be-
gründung eines an Verantwortung orien-
tierten Handelns von Führungskräften 
anzuwenden. „Gott dienen und nicht 
dem Mammon“ ist die Quintessenz des 
Beitrags von Notker Wolf OSB, Abtpri-
mas der Benediktiner, mit dem Titel „Al-
ter Wein in neue Schläuche“ (S. 379 ff.). 
Hierin legt er die Lebensregeln des heili-
gen Benedikt von Nursia dar und erläu-



Deutsche Außenpolitik unterliegt auf-ff
grund historischer Erfahrungen stren-
ger Beobachtung. Doch laut Ulrich 
Roos, Politikwissenschaftler an der Uni-
versität Augsburg, löst sie sich seit der 
Wiedervereinigung aus dieser normati-
ven Selbstfesselung immer weiter her-
aus. Roos gelingt es, die Entwicklung 
der deutschen Außenpolitik weg von ei-
nem prinzipienbasierten hin zu einem 
„effektiven Multilateralismus“ zu (re-)
konstruieren. Mit seinem Ansatz dis-
tanziert sich der Wissenschaftler von 
konventionellen Außenpolitikanalysen, 
die mehrheitlich auf den klassischen 
Schemata von Hypothesenbildung und 
Hypothesenüberprüfung beruhen. Drei 
Faktoren determinieren seinen Erkennt-
nisprozess: Erstens stellt die deutsche 
Außenpolitik einen Testfall für die The-
oriekontroversen innerhalb der Diszi-
plin dar; zweitens spielt die Entwick-kk
lung der deutschen Außenpolitik eine
zentrale Rolle auch beim Europäischen 
Integrationsprozess und drittens soll die 
Identifikation der Handlungsregeln der
Außenpolitik dazu beitragen, deren 
Handlungs- und Steuerungsfähigkeit zu 
optimieren. Roos bedient sich dabei ei-
nes dem pragmatistischen Denken An-
selm Strauss’ verpflichteten reflexiven
Ansatzes (grounded theory).

Zunächst rekapituliert der Verfasser
den Wissensstand der deutschen Au-

tert, wie sich Führungskräfte diese zu-
nutze machen können.

Kapitel IV – „Philosophische und 
humanwissenschaftliche Leitideen für 
menschengerechte Führung“ – behan-
delt die Voraussetzung für die erfolgrei-
che Implementierung von Führung. 
Dargestellt werden hier sowohl die As-
pekte, die auf den Erkenntnissen der 
Humanwissenschaften über gutes Füh-
rungshandeln beruhen, als auch die Kri-
terien, die im Hinblick auf Haltungsethik 
und die Strukturethik relevant sind.

Kapitel V, mit dem Titel „Kunst.
Macht.Könner – Könner machen Kunst. 
‘ARTiges’ Management“, umfasst Bei-
träge von Künstlern der heutigen Zeit, 
die erörtern, was gekonnte Führung ist. 
Querdenker stellen hier ihre Leitideen 
für gute Führung vor.

Der Titel des Buches „Führung. 
Macht. Sinn. Ethos und Ethik für Ent-
scheider in Wirtschaft, Gesellschaft 
und Kirche“ lässt schon erahnen, dass 
es sich um ein breites Spektrum in Sa-
chen wertorientierter und nachhaltiger 
Unternehmensführung handelt. Doch 
nicht nur deswegen ist dieses Buch sehr 
lesenswert. Hervorzuheben ist auch, 
dass es hier nicht um graue Theorie 
geht, sondern um einen Handlungsleit-
faden für die Praxis, der, wenn er nur 
beherzigt würde, in vielen Unterneh-
men, Institutionen und Organisationen 
mit Sicherheit ein sehr viel besseres Ar-
beitsklima nach sich ziehen könnte. Das 
Buch ist auch eine sehr wichtige Orien-
tierungshilfe für Nachwuchsführungs-
kräfte, die häufig feststellen müssen, 
dass ihr allzu oft theorielastiges Studi-
um in der Praxis an seine Grenzen stößt. 
Daher sollte dieses Werk unbedingt 
auch Pflichtlektüre in sämtlichen Wirt-
schaftsstudiengängen werden.



ßenpolitikforschung. Deutschlands Rol-
le als Handelsstaat werde im Main-
stream der Wissenschaft betont, vor al-
lem von liberalen Institutionalisten. 
Jede Form machtzentrierten Handelns 
würde den deutschen Interessen scha-
den, so dass eine Kontinuität des Han-
delns in diesem Kontext wahrscheinlich 
sei, so fasst Roos die Debatten seit der 
Wiedervereinigung bis zum Jahr 2002 
zusammen. 

Interessant ist folgender Gedanke 
des Autors: Während realistische Inter-
preten entgegen ihrem den Status quo 
präjudizierenden Paradigma einen 
Wandel der deutschen Außenpolitik 
hin zu einer machtzentrierten Politik 
erwarteten, sagten Sozialkonstruktivis-
ten die Kontinuität der deutschen Au-
ßenpolitik entlang einer entwickelten 
politischen Kultur des Multilateralis-
mus und normativen Integrationismus 
voraus – entgegen der theorieimmanen-
ten Vorstellung stetigen gesellschaftli-
chen Wandels. Als Referenzobjekt der 
breiten Forschung hat sich, so Roos, 
Hanns Maulls Paradigma der Zivil-
macht Deutschland durchgesetzt, an 
welchem divergierende Forschungsan-
sätze kon-trastiert würden. Mit der Ab-
kehr von der Theorietestlogik hin zur 
gegenstandsbezogenen Forschung wird 
die identifizierte strikte Dichotomie 
von Statik und Wandel in der Wissen-
schaftsperspektive von Roos überwun-
den.

Die empirischen Ergebnisse der Stu-
die sind erhellend. Nach der Wiederver-
einigung verfolgt die Bundesregierung 
eine stetig zunehmende machtzentrier-
te, potenzialorientierte Außenpolitik, 
die sich an der gewachsenen Größe des 
Landes orientiert. Zwar bleibt, so Roos, 
das Prinzip des Multilateralismus eine 
Schlüsselstrategie; dieser nehme aber 

zunehmend instrumentellen Charakter 
an. „Die Analyse ergab …, dass auch die 
internationale Regelbildung und Regel-
durchsetzung letztlich als abhängig von 
der Verteilung und Relation staatlicher 
Machtpotenziale angesehen wurde“ – 
ein Gedanke des auf Hans Morgenthau 
zurückgehenden Klassischen Realis-
mus. Im Gegensatz zum Strukturellen 
Realismus betont dieser Ansatz die Ge-
staltungsmöglichkeiten und Wahlfrei-
heiten einer staatlichen Außenpolitik 
jenseits systemischer Beschränkungen. 

Seit der Wiedervereinigung haben 
sich, so stellt der Verfasser fest, die die 
deutsche Außenpolitik prägenden 
Grundüberzeugungen wie folgt gewan-
delt: Der wieder erstarkte Nationalstaat 
verfügt über eine breitere Problemlö-
sungskompetenz, die eine erweiterte Vi-
sion von der Gestaltbarkeit der Welt be-
wirkt. Der europäische Einigungspro-
zess wird so nicht mehr als Ziel sui gene-
ris, sondern als Strategie zur Verwirkli-
chung deutscher Interessen betrachtet – 
ein europäisches Deutschland in einem 
deutschen Europa sozusagen. Und Eu-
ropa und Deutschland bedienen sich 
(wie die USA) der NATO eher als 
„Werkzeugkasten“ zur Herstellung von 
Sicherheit denn als Fabrik zur Schaffung 
gemeinsamer transatlantischer Werte. 
Insgesamt stellt Roos’ Untersuchung ei-
nen anspruchsvollen, fast provokanten 
Beitrag zur außenpolitischen Rolle 
Deutschlands dar.



Bereits zum dritten Mal veröffentlicht 
der britische Historiker Timothy Garton 
Ash einen Sammelband, der den An-
spruch hat, Bilanz einer Dekade zu zie-
hen. Ash lehrt in Oxford und an der 
amerikanischen Stanford University. 
Bekannt wurde er vor allem mit seinen 
1990 erschienenen Beobachtungen „Ein 
Jahrhundert wird abgewählt“ über die 
Wende in Osteuropa und den Band 
„Zeit der Freiheit“, in dem er die europä-
ische Entwicklung nach 1989 bewertet. 
Die vorliegende Essaysammlung über 
eine noch namenlose Dekade wurde 
übermütig mit dem Titel „Jahrhundert-
wende. Weltpolitische Betrachtungen 
2000-2010“ versehen und als die erste 
Bilanz des 21. Jahrhunderts angeprie-
sen. Die Tatsache, dass aufgrund des 
deutschen Titels Anspruch und Wirk-kk
lichkeit des Buches weit auseinander-
klaffen, verzeiht man Ash jedoch nach 
wenigen Seiten. Der engagierte Europä-
er, dem George F. Kennan den Titel 
„Historiker der Gegenwart“ verlieh, ver-
steht es hervorragend, unterhaltsam 
und dennoch präzise zu schreiben und 
zu argumentieren.

Ash befasst sich traditionell mit 
Zeitgeschichte im Stadium ihrer Verfes-
tigung. Nicht nur aus dem zeitlichen 
Abstand zu den Ereignissen, sondern 
auch aus der persönlichen Nähe zu den 
Ereignissen und durch den Kontakt zu 

den beteiligten Personen heraus bildet 
er sich seine Erkenntnisse, die er mit de-
taillierter Recherche verfeinert. Ash of-ff
feriert eine Tour d‘Horizon durch The-
men, die das letzte Jahrzehnt zwischen 
9/11 und der Wahl Barack Obamas ge-
prägt haben. Das Vorwort spielt auf den 
englischen Originaltitel „Facts are sub-
versive: political writing from a decade 
without a name“ an, eine Bedeutungs-
dimension, die durch den unpassenden 
deutschen Titel leider verlorengeht.
Fakten sind für Ash subversiv, diese 
Tatsachen zu suchen und zu prüfen 
nennt er die erste Aufgabe eines Journa-
listen und Historikers, um aus diesen 
Erkenntnissen die Straße zur Analyse 
zu konstruieren. Seine Methode der In-
formationsbeschaffung ist die eines
Journalisten oder Reporters, wie Ash 
gerne romantisierend seine Arbeit be-
zeichnet und an verschiedenen politi-
schen Hotspots vor Ort zu sein, wenn 
Geschichte geschrieben wird. Seine Be-
trachtungen, die zum ersten Mal über 
den „Westen“ hinausreichen, sind soli-
de Analysen, lassen aber seine Autorität
vermissen, die ihn bei europäischen
Themen auszeichnet.

Highlights sind, neben seiner Hom-
mage an Isaiah Berlin und George Or-
well, seine Betrachtungen zur Perspek-kk
tive des Revolutionsmodells der samte-
nen Revolution. Besonderen Unterhal-
tungswert hat der Insiderbericht über 
seine Begegnung mit George W. Bush
im Weißen Haus. Süffisant diagnosti-
ziert er Analogien zwischen dem US-
Präsidenten und der ebenso beratungs-
resistenten Margaret Thatcher, die er 
bei dem als „Chequers Seminar“ be-
kannten Treffen anlässlich der Wieder-
vereinigung beriet.

Im Abschnitt über Europa stellt er 
die Forderung, dass Europa in Anleh-



nung an Walter Bagehot etwas moderne 
Magie benötige, um weiterhin erfolg-
reich zu sein. Künstlich erdachte politi-
sche Strukturen seien ohne die Bindung 
durch emotionale Identifikation, ohne 
ein normatives Fundament nicht zu-
kunftsfähig. Dieser Einblick in den poli-
tischen Ideenhaushalt und die konkur-
rierenden Ideen zur Legitimationsfrage 
der europäischen Ordnung stellen Euro-
pa noch vor große Aufgaben, die in der 
letzten Dekade nicht gelöst wurden. So 
wie das westdeutsche „Provisorium“ als 
ein „Staat ohne geistigen Schatten“ galt, 
so brauche Europa jetzt eine normative 
Staatsidee. Europa könne sich nicht 
mehr nur als Gegensatz zu den USA de-
finieren. Ash fordert, eine zeitgerechte 
liberale Lösung für die Auseinanderset-
zung mit dem Islam in Europa zu erar-
beiten und nicht zu erwarten, dass Mil-
lionen von Muslimen in Europa ihren 
Glauben aufgeben.

Als langjähriger Beobachter Deutsch- 
lands begrüßt er die Vergangenheitsbe-
wältigung als erfolgreiches Modell für 
die ganze Welt. Mit Blick auf das deut-
sche Drama „Das Leben der Anderen“, 
in dem das Leben unter Observation 
der Staatssicherheit thematisiert wird, 
konstatiert Ash, dass keine Nation so 
ausdauernd und erfindungsreich die ei-
gene Vergangenheit erforscht und den 
nachfolgenden Generationen vermit-
telt habe, wie die deutsche. Mit dieser 
Essaysammlung stilisiert sich Ash zu 
einem idealen Intellektuellen, Ratgeber 
und Beobachter europäischer Politik, 
auch wenn man sich in den Betrach-
tungen der nächsten Dekade mehr Tex-
te mit der Substanz seiner Analysen 
Deutschlands oder der europäischen 
Geschichte erhofft. Für die Zeitge-
schichte sind Ashs Berichte von gro-
ßem Wert, da er ein Erzählverfahren 

gefunden hat, das persönliche Erfah-
rungen und Zusammenhänge kombi-
niert und so Politik und Zeitgeschichte
verständlich macht.

Der Sammelband ist sicherlich keine 
erste Bilanz des 21. Jahrhunderts, dafür 
ist er viel zu subjektiv angelegt und, hat
man Ash richtig verstanden, soll er es
auch nicht sein. Der Eindruck ist eher
der unglücklichen Wahl des deutschen
Titels geschuldet als der inhaltlichen
Ausgestaltung des Essaybandes, in wel-
chem Ash die subversive Kraft der Fak-kk
ten facettenreich veranschaulicht. ///
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